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Abschied von Vizepräsident 
em. o. Univ.-Prof. Dr. med. Wilhelm Holczabek 

Völlig unerwartet ist unser Ehrenmitglied und langjähriger 
Vizepräsident am 17. Juli 2001 (83-jährig) verstorben. 
Unser Mitgefühl gilt vor allem seiner Ehefrau Luzi, aber 
auch der Hauptverband bedauert aufrichtig den Verlust 
eines allseits hochgeschätzten, ehrenamtlichen Funk­
tionärs und einer bedeutenden Persönlichkeit. 

Em. o. Univ.-Prof. Dr. med. Wilhelm HOLCZABEK, geboren 
am 8. Mai 1918 in Wien, Maturajahrgang 1936, beendete 
nach kriegsbedingten Unterbrechungen 1942 sein Medizin­
studium und war ab 1943 im renommierten Wiener 
Gerichtsmedizinischen Institut als Gerichtsmediziner tätig. 

Bereits 1946 wurde er für dieses Fachgebiet als ständig 
gerichtlich beeideter Sachverständiger bestellt und trat 
dem Hauptverband als Mitglied bei. 1951 wurde er zum 

Dipl.-lng. Dr. Matthias RANT 

Techn. Rat lng. Anton VOlT 

Dr. Oswald KRATOCHWILL 

Hofrat Dr. Gottfried GÖTSCH 

Obmann der Fachgruppe "Ärzte" gewählt, 1953 wurde er 
Universitätsdozent, 1965 ao. Universitätsprofessor mit 
Lehrauftrag für "Gerichtliche Medizin für Juristen", 1973 
ordentlicher Professor und Vorstand des Instituts für 
gerichtliche Medizin der Universität Wien, dem er Weltgel­
tung verschaffen konnte. 

Der Medizinischen Fakultät dieser Universität stand Prof. 
Dr. Wilhelm HOLCZABEK von 1981 bis 1984 als Dekan 
vor, 1985 wurde er zum Rektor berufen und übte dieses 
hohe Amt bis 1988 aus. Nach seiner Emeritierung im Okto­
ber 1989 wurde Prof. Dr. Wilhelm HOLCZABEK 1991 zum 
Präsidenten der Gesellschaft der Ärzte in Wien gewählt. 
Kurz vor seinem Ableben feierte er sein 10-jähriges Amts­
jubiläum. 

Zum Vizepräsidenten des Hauptverbandes wurde Prof. Dr. 
Wilhelm HOLCZABEK schon 1962 gewählt. ln den vielen 
Jahren seiner Vizepräsidentschaft hat er in der ihm eige­
nen, stillen und noblen Art und zufolge seiner auch interna­
tional anerkannten fachlichen Kompetenz viel zum Anse­
hen unseres Verbandes in der Öffentlichkeit beitragen kön­
nen. Die Wiener Medizinische Schule hat durch sein Able­
ben einen profilierten Repräsentanten verloren. 

Der Hauptverband gedenkt dankbar und respektvoll seines 
verehrten Vizepräsidenten, einer Persönlichkeit von großer 
menschlicher Wärme und Güte. Viele von uns haben mit 
ihm auch einen lieben Freund verloren. 

Ehre seinem Angedenken ! 

Das Präsidium, im Namen aller Mitglieder, insbesondere 
der Mitglieder der Fachgruppe Gesundheitswesen. 

Univ.-Prof. Dr. Waller HERBINGER 

KommRat lng. Peter DIETRICH 

Architekt lng. Mag. Horst HOLSTEIN 

KommR Bmst. lng. Konrad ENZELBERGER 

Hofrat Dr. Waller MELNIZKY 
Rechtskonsulent 
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o. Univ.-Prof. Dr. Peter Rummel 

Aktuelle Rechtsfragen für den 
Sachverständigen 2001 
Auch heuer soll wieder über eine größere Zahl von Rechtsfra· 
gen berichtet werden, die für Sachverständige von Interesse 
sein können. Wie sehr das rechtliche Umfeld für die Arbeit des 
Sachverständigen von Bedeutung ist, zeigt ganz deutlich das 
Beispiel des § 153a EO in der Fassung der EO-Novelle 2000: 
"Bei Versteigerung eines Superädifikats tritt der Ersteher in das 
bestehende Nutzungsverhältnis ein. Der Eigentümer kann 
jedoch das Nutzungsverhältnis aus wichtigem Grund kündi· 
gen." Mit dieser Regelung ist die bisher dem Ersteher drohen· 
de Gefahr beseitigt, zumindest mit einer erheblich erhöhten 
Zinsforderung des Grundeigentümers/Bestandgebers konfron­
tiert zu werden. Keine Frage, daß das auf den Schätzwert des 
zu versteigernden Superädifikats unter Umständen gravieren­
de Auswirkungen haben muß. 

Der heurige Überblick über das rechtliche Umfeld, insbeson­
dere über aktuelle Judikatur, wird im wesentlichen aus drei Tei­
len bestehen: 

Zunächst werden, wie in aller Regel, Fragen des Enteignungs· 
rechts bzw. der Enteignungsentschädigung vorgetragen wer· 
den. Dem folgt ein Kapitel, das in bewährter Manier mit "Varia" 
überschrieben ist, wo also auf ein paar ganz verschiedene Pro­
blemkreise hingewiesen wird, die für den einen oder andern 
von Ihnen von Interesse sein könnten. Der für heuer gewich­
tigste 3. Teil betrifft die Fragen der Haftung des Sachverständi· 
gen, wo sich doch einiges Bedeutende getan hat. Das meiste 
davon ist zwar auch schon in der Zeitschrift "Der Sachverstän­
dige" nachgewiesen, doch scheint es mir geboten, angesichts 
der Wichtigkeit der Fälle und einer gesetzlichen Neuregelung 
auch hier darauf einzugehen. Einige im weitesten Sinne stan­
desrechtliche Fragen mögen dann den Abschluß bilden. 

I. Enteignungsrecht 

1. Zu 1 Ob 76/00h vom 29. 8. 2000 hatte der OGH ein Ver­
fahren zwischen den Österreichischen Bundesforsten als 
Antragsteller und dem Land Salzburg als Antragsgegner zu 
beurteilen. Es ging um die Festsetzung einer Entschädigung 
gem. § 41 des Salzburger Naturschutzgesetzes, weil der sog. 
"UIInwald" zum geschützten Landschaftsteil erklärt worden war. 
Gemäß der einschlägigen Verordnung ist jeder menschliche 
Eingriff in den geschützten Landschaftsteil prinzipiell (mit ganz 
wenigen Ausnahmen) ausgeschlossen. Die Österreichischen 
Bundesforste begehrten dafür eine Entschädigung in Höhe von 
ATS 121.000,-. Das Land Salzburg wendete ein, in den letzten 
Jahren sei in dem entsprechenden Schutzwald ohnehin nichts 
geschlägert worden, die jährliche Holzernte liege bei 1 ,5--2 Im; 
durch die steile Lage und die relativ hohen Bringungskosten 
sei also in Wahrheit gar kein Schaden entstanden. Der OGH 
hielt zunächst fest, daß nach neuerer Rechtsprechung insb. 
des VwGH und des VIGH ein Verfahren vor dem Außerstreit· 
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gericht über Festsetzung einer Entschädigung auch dann 
zulässig sei, wenn der Enteignungsbescheid eine Entschädi· 
gung überhaupt nicht vorgesehen habe (und nicht etwa nur, 
wenn es um die Höhe eines dem Grunde nach unbestrittenen 
Betrages gehe -"Nullentschädigung"). 

ln der Sache spricht der OGH dann den Entschädigungsan· 
spruch -ebenso wie die Untergerichte- dem Grunde nach zu. 
Nach allgemeiner Meinung rechtfertige die konkrete Schadens· 
ermittelung die Feststellung, daß es nicht auf die Nutzungen 
ankomme, die der Enteignete im Zeitpunkt der Enteignung 
tatsächlich ziehe, sondern auf die entsprechenden Möglichkei­
ten des Enteigneten. Das zeige sich schon daran, daß solche 
bloßen Möglichkeiten bei einem Verkauf an einen Dritten ja 
ebenfalls eine Rolle spielen würden. Auch wenn ein Grund· 
stück also keinen aktuellen Ertrag abwerfe, der Berechtigte 
durch die behördliche Verfügung in seinen Nutzungsmöglich· 
keilen aber zusätzlich beschränkt werde, sei eine Entschädi­
gung zu gewähren; das entspreche auch dem hier anwendba­
ren Salzburger Landesrecht. Die Untergerichte hätten also im 
fortgesetzten Verfahren festzustellen, worin die enteignungs· 
bedingten Nachteile konkret bestünden. Daß es sich bei dem 
unter zusätzlichen, verschärften Schutz gestellten Wald schon 
bisher um einen (allgemeinen) Schutzwald gehandelt habe, sei 
selbstverständlich zu berücksichtigen. 

2. ln einem der Vorjahre (vgl. SV 1998/3, 8) wurde die Ent· 
scheidung 5 Ob 2242/96h = JBI 1998, 60 referiert. Es ging dort 
um Schäden, die aus dem Umbau bzw. der Erweiterung einer 
Starkstromleitung entstehen, bzw. deren Entstehung behauptet . 
wird, wenn für die alte Leitung schon eine Servitut bestand. ":j_ 
Diese Rechtsprechung hat in 2 Ob 10/00k vom 2. 3. 2000 ihre · 
Fortsetzung gefunden. Auch hier hatte der Betroffene behaup· 
Iet, daß durch den vollständigen Neubau der Leitung ein neuer 
Entschädigungsanspruch ausgelöst werde. Der OGH stellte 
mE zutreffend fest, daß allenfalls zusätzliche Schäden (hier 
ging es um eine geringfügige Vergrößerung der Blockfunda­
mente eines neuen Strommastes) eine neuerliche Entschädi· 
gung auslösen könnten. Interessant an dieser Entscheidung 
mag noch der Kostenausspruch sein: Obwohl der OGH den 
Revisionsrekurs des Enteigneten mangels Vorliegans einer 
erheblichen Rechtsfrage entgegen dem Ausspruch der zweiten 
Instanz als unzulässig zurückwies, liege noch kein ungerecht­
fertigtes Einschreiten iSd § 44 letzter Halbsatz EisbEG vor; 
daher habe auch die Antragsgegnerin (das EVU) die Kosten 
ihrer Gegenschrift selbst zu tragen. 

3. Auf einer ähnlichen Linie in der Sachtrage der Entschädi­
gungsbemessung liegt OGH 7 Ob 72/00i vom 26. 4. 2000: 
Eine seinerzeit zur Grundabtretung verpflichtete Forstbesitze­
rin macht geltend, daß sie auf Grund des Eisenbahnrechts eine 
bestimmte Aufforstungsmaßnahme im angrenzenden Wald 
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nicht habe durchführen dürfen. Ihrem Begehren nach Entschä­
digung wenden die ÖBB mit Erfolg ein, daß durch den seiner­
zeitigen Vergleich, mit dem die Forstbesitzerin entschädigt 
wurde, sämtliche entsprechenden Ansprüche abgefunden 
seien. Der OGH nutzt die Gelegenheit zur Wiederholung sei­
nes schon mehrfach ausgesprochenen Satzes, daß dann, 
wenn bereits ein Entschädigungsübereinkommen getroffen 
wurde, ein gerichtliches Verfahren über die Festsetzung der 
Enteignungsentschädigung gar nicht mehr zulässig ist. 

4. Zu 7 Ob 239/00y vom 8. 11. 2000 stellt der OGH völlig 
zutreffend fest, daß ein Entschädigungsverfahren auch in drit­
ter Instanz noch ohne weiteres einzustellen ist, wenn der 
zugrundeliegende Enteignungsbescheid in einem Parallelver­
fahren (hier durch den VwGH) beseitigt wird. Für ein dennoch 
erhobenes Rechtsmittel, hier konkret einen Revisionsrekurs, 
fehle es an der für jedes Rechtsmittel nötigen Beschwer. Der 

·- .. Revisionsrekurs wurde also für unzulässig erklärt. 

5. Als Kuriosum mag berichtet werden, daß der VwGH zu 
98/06/0149 vom 27. 4. 2000 in der gleichen Enteignungs­
sache, die beim VIGH schon zur Aufhebung der neuen, aus 
dem ersten Sparpaket stammenden Kostenregelungen des 
Eisenbahnenteignungsgesetzes geführt hatte (ich habe dar­
über berichtet, vgl. SV 1999/3, 102), auch den Enteignungsbe­
scheid selbst wegen schwerer Verfahrensmängel aufgehoben 
hat. Ohne daß das hier näher erläutert werden könnte, muß 
man doch festhalten, daß die formale Vorgangsweise der Ent­
eignungsbehörde in einem Verfahren, in dem es um einige Mil­
lionen ging, nur Kopfschütteln hervorrufen kann. 

6. Nur hingewiesen werden soll auch auf VwGH 96/17/0255 
vom 18. 9. 2000. Nach dieser Entscheidung ist die Überwäl­
zung von Kosten der Enteignung auf einen anderen (bloß 
begünstigten) Anrainer anläßlich der Errichtung eines Ort­
schaftsweges nach den einschlägigen Vorschriften auch dann 
zulässig, wenn diese Kosten durch einen Vergleich mit dem 
Enteigneten entstanden sind. Der nunmehr zur Zahlung ver­
pflichtete Anrainer hatte geltend gemacht, es handle sich ja gar 
nicht um echte Enteignungsentschädigung. Insbesondere 
seien allfällige Anwalts- und ähnliche Kosten, die dem ver­
gleichsweise Abgefundenen erstattet wurden, von seiner 
Regreßpflicht nicht erlaßt. Der VwGH stellte mE zutreffend 
fest, daß alle von der Gemeinde für den Grunderwerb zweck­
mäßig aufgewendeten Kosten überwälzt werden könnten. 

7. Zu Kl-7/97 hatte sich der VIGH im Erkenntnis vom 28. 6. 
2000 mit der Entscheidung eines negativen Kompetenzkon­
flikts zu befassen. Jemand hatte in llrol einen Grund erworben, 
um darauf einen Gewerbebetrieb zu errichten. ln der Folge 
stellte sich heraus, daß die dafür erforderliche Bewilligung zur 
Erschließung dieses Grundstücks durch Bau einer Brücke über 
einen kleinen Fluß nicht zu erlangen war, weil dem der Natur­
schutz im Wege stand. Daraufhin begehrte der Eigentümer 
nach Naturschutzrecht Einlösung des gesamten Grundstücks, 
da es für ihn wertlos sei. Im behördlichen Verfahren wurde die­
sem Einlösungsansuchen keine Folge gegeben. Der Verwal­
tungsgerichtshof wies die daraufhin erhobene Beschwerde 
zurück mit der Begründung, es gehe auch bei einem Einlö­
sungsbegehren um eine Frage der Festsetzung der Entschädi­
gung, für die nach dem Tiroler Naturschutzgesetz zwar in 
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erster Instanz die Landesregierung zuständig sei; danach sei 
aber in sukzessiver Zuständigkeit das Bezirksgericht anzuru­
fen. Mit Einlangen des Antrages trete der Bescheid der Lan­
desregierung außer Kraft. Nach ständiger Rechtsprechung des 
VwGH schließe der Begriff Festsetzung der Entschädigung 
auch die Fälle der Nullentschädigung ein (siehe oben), sodaß 
auch dann die Gerichte zuständig seien und auch die Einlö~ 
sungsfrage in gleicher Weise zu klären sei. Daraufhin richtete 
der Antragsteller sein Ansuchen auf Einlösung an das BG 
Teils. ln der Folge erklärten sich aber auch die Gerichte, 
obwohl die Wiedereinsetzung zugelassen wurde, in der Sache 
für unzuständig. Die Frage der Einlösung sei entgegen der 
Ansicht des VwGH keine solche der Festsetzung der Entschä­
digung, vielmehr in Einklang mit der Lehre im behördlichen 
Verfahren zu klären. Der VfGH hat in dem hier referierten 
Erkenntnis wie der OGH eine Kompetenz der Zivilgerichte ver­
neint; über die Frage, ob ein Grundstück einzulösen sei, sei 
allein von der Landesregierung unter Kontrolle der Gerichtshö­
fe des öffentlichen Rechts zu entscheiden. 

II. Varia 

1. Unter diesem Stichwort soll zunächst die E 10 Ob 264/991 
vom 21. 3. 2000 referiert werden. Es ging um die Bekämpfung 
eines Vertrages wegen Verkürzung über die Hälfte, wobei nach 
§ 934 ABGB der "gemeine Preis" des § 305 ABGB ausschlag­
gebend ist. Der OGH stellte zunächst ganz zutreffend fest, daß 
dieser gemeine Wert der Verkehrswert im Sinne des LBG sei, 
und führte dann aus: 

"Richtig wies das Berufungsgericht darauf hin, daß das Liegenschafts~ 
bewertungsgesetz nicht unterscheidet, ob die zu bewertendt!n Liegen~ 
schuften im Inland oder Ausland liegen (§ l Abs. I LBG). Das LBG 
stellt bei der Ermittlung des Wertes von Liegenschaften auf den Ver~ 
kehrswert ab. Welche Wertermittlungsmethode die gerechteste und 
zielführendsie ist. kann jeweils nur im Einzelfall entschieden werden. 
Die Auswahl des maßgeblichen Verfahrens hat durch den Sachverstän~ 
digen zu erfolgen, der dabei die demjeweiligen Stand der Wissenschaft 
entsprechenden und im redlichen Geschäftsverkehr bestehenden 
Gepflogenheiten zu beachten hat. Im i.ibrigen stellt die Höhe des Ver~ 
kehrswertes eine Tatfrage dar, die vor dem OGH nicht bekämpft wer­
den kann, es sei denn, sie beruht auf mit den Gesetzen der Logik oder 
der Erfahrung unvereinbaren Schlußfolgerungen. Dafür hesteht hier 
kein Anhaltspunkt; insbesondere handelt es sich um keine mit der 
Erfahrung unvereinbare Schlußfolgenmg, daß der ermittelte Verkehrs­
wert einer ausländischen Liegenschaft auch mit den ausländischen Vor­
schritten über die Ermittlung eines angemessenen Preises im Einklang 
steht. Daß der Verkehrswert einer Liegenschaft auf deren Lage (Ort) 
abstellt (vgl. * 305 ABGB), ist ohnehin selbstverständlich." 

Dem allen kann man im Prinzip nur beipflichten. 

2. Wegen der Verwandtschaft zu anderen Bewertungsfragen 
soll aus dem Erbhofrecht zunächst 6 Ob 144/00w vom 28. 6. 
2000 zitiert werden: Dort ging es um die Frage, ob auch ein 
stark verschuldeter Hof (Betriebsschulden von 4, 7 Mio Schil­
ling) ein Erbhof sein könne. Das Liegenschaftsvermögen 
umfaßt ca. 24 Hektar, der Einheitswert beträgt ATS 235.000,-. 
So lange die genannten Schulden zu verzinsen sind, kommt 
der für die Erbhofeigenschaft notwendige Mindestertrag des 
Hofes nicht zustande. Die Gerichte stellen freilich übereinstim~ 
mend und mit Recht fest, daß die Leistungsfähigkeit des 
Betriebes nach objektiven Kriterien zu bemessen ist. Es werde 
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also festzustellen sein, ob der Betrieb durch Grundverkäufe zu 
entschulden sein könnte; erst dann könne man sagen, ob noch 
genügend Ertragsfähigkeit übrig bleibe, um die Mindestertrags­
größe eines Erbhofs zu erreichen. 

3. Um die im Prinzip gleiche Frage, nämlich um die Erreichung 
des Mindestertrages ging es in 6 Ob 62/00m vom 5. 10. 2000. 
Hier stand konkret zur Debatte, ob die bei einem im Wienar­
wald gelegenen Bauernhof gegebene "Pensionspferdehaltung" 
dem landwirtschaftlichen Betrieb zuzuordnen und daher die 
betreffende Einnahmequelle in die Einkünfte einzubeziehen 
war. Das wurde von den Gerichten im Prinzip und ganz zutref­
fender Weise bejaht. Es handle sich insbesondere nicht um ein 
vom Landwirtschaftsbetrieb getrenntes Unternehmen, was die 
entsprechende Einbeziehung nach Anerbenrecht unzulässig 
machen würde. Die Entscheidung ist auch im übrigen durchaus 
illustrativ für die Fragen, die bei der Feststellung der Erbhof­
qualität eines solchen "gemischten" Bauernhofes anzustellen 
sind. Von Bedeutung dürfte freilich vor allem eine Verfahrens­
frage sein, die dazu führte, daß die Sache noch einmal zurück­
verwiesen wurde: 

"Im vorliegenden Fall hat das Erstgericht aufgrundder Kritik der Toch­
ter am Gutachten der von ihm beigezogenen Sachverständigen ... die 
Sachverständigen mit einem Ergänzungsgutachten ... beauftragt. Die­
ses Gutachten langte am 25. 5. 1999 beim Erstgericht ein und wurde ... 
der Tochter am 9. 6. 1999 mit dem Bemerken zugestellt, daß die 
Gebühren antragsgernäH bestimmt würden, sofern dagegen nicht bin­
nen 14 Tagen Einwendungen erhoben würden. Vor der Beschlußfas­
sung vom 7. 7. 1999 wurden keinerlei weitere Vert'ahrensschritte 
gesetzt, obgleich die Revisionswerberio zuvor schon die Erörterung 
des Gutachtens der Sachverständigen beantragt hatte. Es erging weder 
eine Aufforderung an die Parteien, zum Ergänzungsgutachten binnen 
einer bestimmten Frist oder überhaupt Stellung zu nehmen, noch wur­
den die Parteien zur Gutachtenserörterung vorgeladen. Das Erstgericht 
hat vielmehr nach Ablauf der Äußenmgsfrist zur Gebührennote umge­
hend seine Entscheidung über die Erbhofeigenschaft gefällt.'' 

Der OGH hält fest, daß die Parteien damit nicht rechnen muß­
ten. Die Tochter kann auch nicht darauf verwiesen werden, sie 
hätte ohnehin bis zum Beschluß des Erstgerichts Zeit zu einer 
schriftlichen Stellungnahme gehabt. Daß sie dann im Rekurs 
die wesentlichen Punkte des Gutachtens für verfehlt bezeich­
net hat, führt nur dazu, daß das Berufungsgericht sich mit die­
sen Fragen hätte auseinandersetzen müssen, was es seiner­
seits nicht getan hat. Deshalb hält der OGH eine Verfah­
rensergänzung zur Erörterung des Sachverständigengutach­
tens für unumgänglich und verweist an das Erstgericht zurück. 

111. Zur Haftung des Sachverständigen 

Die beiden nunmehr zu referierenden Entscheidungen wurden 
schon im SV 2001/1, 22 bzw. 25 mit Anmerkung von Krammer 
publiziert: Wie gesagt halte ich sie aber doch für so wesentlich, 
daß ich sie hier noch einmal kurz vorstellen möchte: 

1. ln 1 Ob 79/00z vom 13. 6. 2000 geht es um die Haftung des 
Sachverständigen, der im Exekutionsverfahren ein falsches 
Gutachten erstellt hat, gegenüber dem Ersteher. Diese Frage 
ist nunmehr sogar durch die EO-Novelle 2000 in§ 141 Abs. 5 
EO gesetzlich entschieden. Dennoch ist die Vorgeschichte, die 
vor allem in der jetzt angesprochenen Entscheidung kulminiert, 
nicht ganz uninteressant. Aus dem Sachverhalt: 
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"Zum gerichtlichen Schätzungstermin um 9.00 Uhr fanden sich der 
Beklagte, eine Vertreterio des Verpflichteten und ein Rechtspfleger ein. 
Der Beklagte hatte noch keine Vorerhebungen gepflogen, sondern ver­
fügte nur über einen Grundbuchsauszug. Nach mehrmaligem Läuten an 
der Eingangstür der Wohnung üffnete eine Frau im Nachthemd. Sie 
erklärte sich mit einer Besichtigung einverstanden. Die Wohnung war 
durch zugezogene Vorhänge abgedunkelt. Der Beklagte besichtigte die 
Küche, das Wohnzimmer und Bad, jedoch nicht das dunkle Schlafzim­
mer, in dem sich die Bewohnerin aufhielt. Er fertigte von den besich­
tigten Räumen Lichtbilder an." 

ln der Folge beschaffte er sich einen Parifizierungsbescheid, in 
dem die Nutzfläche der Wohnung, die aus 4 Zimmern und 
Nebenräumen bestand, mit 97,35 m' ausgewiesen war. ln 
Wahrheit war jedoch die Wohnung inzwischen verkleinert wor-
den, es war auch eine Änderungsparifizierung durchgeführt 
worden, sodaß nur noch 3 Zimmer samt Nebenräumen zur 
Wohnung gehörten. Diese Änderungsparifizierung war dem . 
Beklagten durch ein Versehen des Magistrats nicht mitgeteilt · 
worden. Er bemerkte zwar, daß dem Nutzwert der Wohnung 
nach dem ihm übergebenen Bescheid 151 Anteile entspra­
chen, wogegen im Grundbuch (zutreffend) nur 121 Anteile auf­
schienen. Diese Diskrepanz führte er ohne Durchführung wei-
terer Erhebungen auf einen bloßen Schreibfehler im Grund-
buch zurück, seine Vermutung war aber unzutreffend. Durch 
einen Einblick in die Urkundensammlung hätte er die Ursache 
der Diskrepanz klären können, weil auch dort die entsprechen-
de Seite aus dem neuen Parifizierungsbescheid mit der hand­
schriftlichen Überschrift "Neufestsetzung" ersichtlich war. 
Unser Beklagter schrieb im Befund denn auch "Anteil121/411 0 
-falscher Wert im Grundbuch; richtiger Wert 151/4110. Der 
Anteil 121 entspricht nicht der Tatsache. Gemäß dem Nutz­
wertgutachten ist der richtige Anteil151/4110." Die Wohnfläche 
betrage 97,35 m'; die Wohnung bestehe aus 4 Zimmern und 
Nebenräumen. Daraufhin ermittelte er den Verkehrswert mit 
ca. 2,4 Mio. Schilling, wozu noch Abstellplätze kamen, die den 
Gesamtwert auf etwas über 5 Mio hoben. Der Kläger, seiner-
seits Rechtsanwalt, erfuhr vom Versteigerungstermin aus der 
Tageszeitung relativ kurz vor dem Termin, besorgte sich das .. •· 
Bewertungsgutachten, hielt den ermittelten Schätzwert für zu ··..:.:_"· 
hoch und nahm sich vor, allenfalls um den halben Schätzwert 
zu ersteigern, was er dann auch tat. Eine Besichtigung der 
Wohnung hielt er für nicht erforderlich. ln der Folge entdeckte 
er die wahre Situation und begehrt nunmehr seinen mit ca. ATS 
385.000,- bezifferten Schaden mit der These, er habe 30 m' 
Wohnnutzfläche bezahlt, die er nicht erhalten habe. Gezahlter 
Preis und alle Nebenkosten seien entsprechend zu hoch. Die 
Unterinstanzen wiesen die Klage im Einklang mit der bisheri-
gen Rechtsprechung ab, wonach dem Ersteher keine An­
sprüche gegen den Sachverständigen im Exekutionsverfahren 
zustünden. Der OGH referiert vorerst seine bisherige Recht­
sprechung, insbesondere auch diejenige, wonach der gericht-
lich bestellte Sachverständige im Exekutionsverfahren kein 
Organ im Sinne des AHG sei. Dann stellt er nochmals klar, daß 
es sich um einen bloßen Vermögensschaden handle, der nur 
dann zu ersetzen sei, wenn der Schädigereinen Vertrag oder 
ein Schutzgesetz übertreten habe oder sich sittenwidrig ver­
halten habe (letzteres scheidet hier erkennbar aus). Bisher 
habe man diese Frage für den Ersteher im Verhältnis zum 
Sachverständigen verneint. Abweichend von der bisherigen 
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Rechtsprechung (zuletzt 8 Ob 25/97b) sei aber zu bedenken, 
daß das LBG nicht nur eine Neufassung der Bewertungsricht­
linien gebracht habe, sondern die Beschreibung des Objektes 
eindeutig in den Pflichtenkreis des Sachverständigen verlegt 
habe. Insofern sei die frühere Aussage (SZ 60/2), daß die 
Beschreibung des Exekutionsobjekts Angelegenheit der 
Gerichtsorgane und nicht des Sachverständigen sei, "Rechts­
geschichte". Gehöre aber die Beschreibung nunmehr zu den 
Pflichten des Sachverständigen, so sei die entsprechende 
Pflicht bzw. die sie anordnende Norm des LBG auch zwanglos 
als Schutznorm zu Gunsten des Erstehars aufzufassen. 
Dadurch werde auch die nötige Harmonisierung der Haftung 
des im Zwangsversteigerungsverfahren bestellten Sachver­
ständigen mit der Haftung des Privatsachverständigen 
gegenüber dem Dritten erreicht. 

-, Als Konsequenz entsteht also eine privatrechtliche Haftung 
"'des Sachverständigen gegenüber dem Ersteher - unsere 

früher einmal im Anschluß an die Entscheidung JBI 1999, 672 
hier geäußerte Hoffnung, daß es sich um eine Haftung nach 
AHG handeln könnte, hat sich also vorerst nicht bestätigt und 
ist dann auch von den Materialien zur EO-Novelle ausdrücklich 
abgelehnt worden-, und in der Folge war nur noch zu prüfen, 
ob den Kläger ein Mitverschulden traf. Das wird vom Obersten 
Gerichtshof bejaht: Als Rechtsanwalt hätte er deutlich aus dem 
Befund erkennen können, daß eine Diskrepanz zwischen 
Grundbuchsstand und Parifizierungsbescheid vorliege. Ein 
aufmerksamer Kauflustiger hätte darüber Nachforschungen 
angestellt; solche hätten den Fehler im Befund zu Tage 
gebracht. Die Verschu:densteilung erfolgte im Verhältnis 3:1 zu 
Lasten des Beklagten. 

Wie bereits angesprochen, hat die EO-Novelle 2000 diese neue 
Rechtsprechung in das Gesetz übernommen. Auch hier ist aus­
drücklich eine privatrechtliche Haftung des Sachverständigen 
selbst, nicht Amtshaftung (mit allfälligem Regreß) vorgesehen.' 

Zur Frage der Anspruchsberechtigten hat das Gesetz in§ 141 
·· Abs. 5 EO nunmehr den "Ersteher und alle Beteiligten" 
·genannt; das letztere kann man mit Angst und den Materialien 
("Beteiligte des Verfahrens") als die Parteien des Verfahrens 
und die (sonstigen) Buchberechtigten interpretieren. Andere 
Bietinteressenten hat Angst hingegen ausdrücklich von der 
Anspruchsberechtigung ausgenommen, und erst recht müßte 
dieser Ausschluß dann möglicherweise für weitere potentielle 
Geschädigte gelten - etwa einen Finanzierer des Erstehers. 

Die Formulierung von Angst im neuen EO-Kommentar, daß 
nicht zum Zug gekommene Bietinteressenten, weil sie kein 
Recht auf Erwerb (zu einem bestimmten Preis) hätten, auch 

, ln der Diskussion wurde darauf hingewiesen, daß ein Verfahren 
wegen Haftung des Sachverständigen in einem anderen Zusammen­
hang beim OGH anhängig sei; in diesem werde die Frage der Organ­
stellung des Sachverständigen neuerlich geprüft. Sollte dort Amtshaf­
tung bejaht werden, stelle sich für die Exekutionsordnung die Frage 
eines Verstoßes gegen den Gleichheitssatz. 

Anm. der Red.: Der OGH hat sich in 1 Ob 1/01 f dafür entschieden, 
weiterhin keine Amtshaftung für Gerichtssachverständige anzuneh­
men (vgl. die Veröffentlichung dieser Entscheidung im vorliegenden 
Heft Seite 131 mit Anm. von Krammer). 
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keinen Schaden erleiden könnten, sollte freilich dahin präzisiert 
werden, daß diese Personen nach dem Gesetz nicht in den 
persönlichen Schutzbereich der Norm fallen. Wenn sie also 
einen Schaden erleiden, ist er ihnen jedenfalls nicht zu erset­
zen. Ob man allerdings wirklich aus§ 141 Abs. 5 EO einen sol­
chen Umkehrschluß für alle potentiellen Geschädigten ziehen 
kann, muß vorerst offen bleiben: Wenn der Ersteher z. B. bloß 
als Treuhänder für einen Auftraggeber auftritt, würde man wohl 
schon aus allgemeinen schadenersatzrechtlichen Gründen 
("Drittschadensliquidation") zu einer Haftung des Sachverstän­
digen gegenüber dem Auftraggeber kommen. 

2. Der zweite zu berichtende Fall, 5 Ob 18/00h vom 5. 9. 2000, 
abgedruckt u. a. auch in JBI2001, 227, ist vom Sachverhalt her 
noch spektakulärer. ln einem Strafverfahren hatte der einge­
schaltete Schriftsachverständige ein Gutachten über eine 
Urkunde abgegeben, die unbestrittenermaßen in der Anwalts­
kanzlei des nunmehrigen Klägers angefertigt worden war. Aus 
diesem Sachverständigengutachten konnte man erschließen, 
daß die Urkunde schon bei ihrer Herstellung manipuliert wor­
den sei; wenn zugetroffen hätte, was der Sachverständige 
gemeint hatte, wäre es nicht ausgeschlossen gewesen, daß 
der Rechtsanwalt (Kläger) bei dieser Manipulation durch die im 
Strafverfahren Angeklagte mitgewirkt hätte. ln Wirklichkeit war 
die Urkunde vollkommen einwandfrei angefertigt worden; spä­
tere Fälschungsakte waren allein von der Angeklagten gesetzt 
worden. Der nunmehrige Kläger war in diesem Verfahren nur 
einmal als Zeuge vernommen worden. Als er durch den Vertei­
diger der Angeklagten vom Gutachten des Sachverständigen 
erfuhr, fürchtete er freilich disziplinäre und sonstige Schwierig­
keiten; er bestellte deshalb nacheinander eine ganze Reihe 
von Gutachten anderer Schriftsachverständiger, die alle darin 
übereinstimmten, daß das Gutachten unseres nunmehr 
Beklagten vollkommen unhaltbar sei. Seine Untersuchungs­
methoden entsprachen, so die Feststellung des Erstgerichts, 
nicht dem Stand der Technik und der Wissenschaft. Der Kläger 
begehrt nun die Kosten, die er für die Gutachten aufgewendet 
hat, die ihn von dem Vorwurf entlastet haben, er habe an der 
Fälschung mitgewirkt. Der OGH beruft sich in seiner Schaden­
ersatz im Prinzip zusprechenden Entscheidung zunächst auf 
die eben zitierte Vorentscheidung 1 Ob 79/00z und führt dann 
aus: 

.,Auch hier ist zugrunde zu legen, daß nicht nur die Prozeßparteien vom 
Schutzzweck der gerichtlichen Bestellung mitumfaßt sind und ihnen 
daher der Sachverständige persönlich für den SeimJen aus einem fahr­
lässig erstatteten unrichtigen Gutachten haftet, sondern daß diese Haf­
tung unler den für die Haftung des PrivatsachvcrstUndigen gegenüber 
Dritten (s. SZ 69/258 mwN) entwickelten Grundsätzen für die Folgen 
eines unrichtigen Gutachtens sich auch im Jeliktischen Bereich auf 
weitere Personen ausdehnen läßl. Dabei genügl es noch nicht, wenn 
erkennbar bei einer Gutachtenserstattung mittelbare Auswirkungen auf 
Dritte möglich oder sogar wahrscheinlich zu gewärtigen sind, sondern 
richtet sich die Frage, ob Interessen Dritter ve1t"olgt werden, wie bei der 
Haftung des privaten Sachverständigen gegenüber Drillen, nach dem 
Zweck des Gutachtens .... Zutreffend argumentiert der Kläger damit, 
daß durch den zweiten Teil des Gutachtcnsauftrags, nämlich festzustel­
len, ob die Urkunde zur Gänze und gleichzeitig auf derselben Schreib­
maschine verfaßt wurde oder eine spätere Hinzufügung erfolgte, auch 
seine allfällige Mittäterschaft bzw. die Richtigkeil seiner Aussage 
überprüft werden sollte. was seine Einbeziehung in den Schutzzweck 
Jer Sachversländigenbcstellung gebiete." 
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ln der Folge wurde dann erörtert, welche der eingeholten 
Zusatzgutachten erforderlich gewesen seien, und wurden dem 
Kläger nur Teilbeträge der von ihm aufgewendeten Summen 
zugesprochen. 

Ich will auch dieser Entscheidung gern zustimmen, muß aber 
gestehen, daß ich sie für an der Grenze der noch möglichen 
Zurechnung gelegen halte. Die immer wieder entscheidende 
Grundfrage, wem der Sachverständige hafte, wem gegenüber 
also seinen Pflichten zu sorgfältiger Arbeit bestehen, wird uns 
weiter beschäftigen- auch nach der partiellen Regelung dieser 
Frage in§ 141 Abs. 5 EO. 

3. Ganz auf der Linie des bisher Judizierten liegt die Entschei­
dung des OGH 7 Ob 273/00y vom 23. 1. 2001. Hier geht es 
um die Haftung des Sachverständigen für ein Privatgutachten. 
Eine Bank hatte stille Beteiligungen an einem Unternehmen 
erworben, die sie treuhändig an Private, darunter den nunM 
mehrigen Kläger weitergab. Für den Fall der Beendigung der 
Beteiligung sollte das Abschichtungsguthaben der Treuhände­
rin/Sank aufgrund eines Gutachtens eines Wirtschaftsprüfers 
ermittelt werden. Der Kläger hat nun aufgrund eines solchen 
Gutachtens nach Beendigung seiner Beteiligung den entspre­
chenden Anteil erhalten und klagt den Wirtschaftstreuhänder, 
weil dessen Feststellung des Wertes der Beteiligung falsch 
gewesen sei. Der OGH bejaht- im Gegensatz zu den Unter­
instanzen - einen Anspruch des Klägers, obwohl er nicht Ver­
tragspartner des Wirtschaftstreuhänders war. Auch wenn die 
Bank die Beteiligung am Unternehmen (treuhändig) gehalten 
habe, sei doch klar gewesen, daß der Gutachtensauftrag mit 
dem Zweck erteilt wurde, die Bewertung der Auseinanderset­
zungsguthaben richtig zu treffen; von dieser Pflicht des Sach­
verständigen sei auch der Kläger mitgeschützt, da dem 
Beklagten der Zweck und notwendige Inhalt des Gutachtens 
nach dem Gesellschaftsvertrag bekannt war. Der OGH setz1 
sich zwar nicht sehr intensiv mit der Tatsache auseinander, 
wieso der Kläger in den geschützten Kreis miteinbezogen 
werde; insbesondere wird nicht völlig deutlich, daß dem 
Beklagten stets klar war, daß die Bank nur als Treuhänderin für 
Dritte fungierte; freilich war diese Rolle im Gesellschaftsvertrag 
zwischen Bank und Unternehmen ausdrücklich erlaubt. Wegen 
der Besonderheiten der Treuhand dürfte die Entscheidung 
aber jedenfalls und sogar dann richtig sein, wenn der Beklagte 
von einem solchen Treuhandverhältnis nichts gewußt hätte. 
Wenn er es aber wußte, wenn also für ihn klar war, daß sein 
Gutachten mittelbar in Wahrheit die Interessen der Kunden der 
Bank und nicht allein diejenigen der Bank selbst betraf, so ist 
gegen die Entscheidung nach allen bisher akzeptierten Aussa-

'Abgedruckt in SV 200013, 115 (Anm. der Red.). 
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gen zum Kreis der Anspruchsberechtigten wirklich nicht das 
geringste einzuwenden. 

4. Nur hingewiesen werden soll auf VwGH 17. 4. 2000, 
95/17/0018, wo es um die Befangenheit eines (Amts-)Sach­
verständigen geht. 

5. Wichtiger ist VwGH 14. 1. 2000, 98/19/0121, wo sich ein 
Sachverständiger gegen die Streichung aus der Liste 
beschwert'. Diese Streichung ist erfolgt, nachdem der nunmehr 
Beschwerde führende Buchprüfer in einer Verlassenschaftssa­
che der Säumigkeit beschuldigt worden ist. Nach § 10 Abs. 3 
Z 3 SDG ist seine Streichung vorzunehmen, wenn der Sach­
verständige wiederholt die Aufnahme des Befundes oder die 
Erstattung des Gutachtens über Gebühr hinauszögert. Unser 
Beschwerdeführer hatte einmal im Jahr 1991 eine Beanstan­
dung, als er die Begutachtungsfrist für eine Verlassenschafts­
sache um 2 Monate überzogen hatte. ln der Zwischenzeit hatte • 
er nach seinem Vorbringen über 1 00 Gutachtensaufträge 
offenbar anstandslos erfüllt. Dann wurde ihm freilich ein Gut­
achten am 27. 11. 1995 in Auftrag gegeben und am 10. 4. 1997 
wegen Verzögerung wieder entzogen. Auch in einem weiteren 
Fall um diese Zeit war er in Verzug geraten. Als Begründung 
für diese beiden letzteren Fälle gab er an, daß in kurzer Zeit 
zwei langjährige Kanzleimitarbeiterinnen verstorben seien. Der 
Beschwerdeführer konnte freilich nicht dartun, daß diese 
Todesfälle nach Übernahme des Gutachtensauftrages einge­
treten seien, vielmehr waren, als die Aufträge erteilt wurden, 
ihm die Probleme in seiner Kanzlei (die Mitarbeiterinnen waren 
schon zu Beginn des Jahres 1995 verstorben) bekannt. Er 
hätte dann eben keine weiteren Aufträge mehr annehmen dür­
fen. Der Verwaltungsgerichtshof bestätigt also die Richtigkeit 
der Vorgangsweise des listenführenden Präsidenten. 

Im Entwurf einer ZPO-Novelle 2001 heißt es in Abänderung 
des bisherigen § 360 ZPO in § 357 nF: 

"(I) Das erkennende Gericht oder der mit der Leitung der Beweisauf­
nahme betraute Richter kann auch die schriftliche Begutachtung anord-
nen. Dabei hat das Gericht dem Sachverständigen eine angemessene/'~.~_·:·_· 1 

Frist zu setzen, binnen der er das schriftliche Gutachten zu ersmnen·~ 
hat. Ist die Einhaltung der dem Sachverständigen vom Gericht gesetz-
ten Frist für diesen nicht möglich, so hm er dies dem Gericht binnen 14 
Tagen ab Zustellung des Auftrags mitzuteilen und anzugeben, ob über-
haupt und innerhalb welcher Frist ihm die Erstattung des Gutachtens 
möglich ist. Das Gericht kann dem Sachverständigen die Frist verlän­
gern." 

Korrespondenz: 
o. Univ.-Prof. Dr. Peter Rummel 
Institut für Zivilrecht der Universität Linz 
4040 Linz-Auhof 
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Dr. Harald Krammer 
Präsident des LGZ Wien 

Eintragungsverfahren und Bildungs-Paß für 
Sachverständige 
1. Allgemeines 

Oie ständige Komplizierung unserer Lebensverhältnisse, das 
lawinenartige Anschwellen des Wissens- und Erfahrungs­
stoffes und der Umstand, daß der Richter selbst bei Speziali· 
sierung nicht in der Lage ist, dem Rechtswissen ein gleichwer· 
tiges Sachwissen auf dem Entscheidungsgebiet an die Seite 
zu stellen', begründen die wachsende Bedeutung des Sach-

."~·~ verständigen in allen Verfahren. 

Dabei muß man sich vor Augen halten, daß sich der Richter bei 
seiner Arbeit nicht allein mit Rechtsfragen auseinandersetzen 
muß. sondern vor allem mit der richtigen und objektiven Ermitt­
lung des Sachverhalts, der Erforschung der Wirklichkeit. Erst 
wenn die Tatsachengrundlage feststeht. kann die Rechtsfrage 
gelöst werden; diese bereitet dem- im Juristischen gut ausge­
bildeten- Juristen meist keine besonderen Schwierigkeiten. ln 
der Rechtsfrage stehen auch den Parteien eher reichlich aus­
gestattete Kontrollmöglichkeiten im Wege der Rechtsmittel zur 
Verfügung. ln diesem Zusammenhang genügt wohl der Hin­
weis. daß alle Höchstgerichte grundsätzlich als reine Rechts· 
Instanzen eingerichtet sind, deren Einflußmöglichkeiten auf die 
Lösung der Tatsachenfrage sehr gering sind. Der kritische 
Punkt jeder Rechtspflege liegt daher heute nicht so sehr bei 
der- ohnehin weitgehend gewährleisteten - Absicherung der 
richtigen Lösung der Rechtsfragen, sondern bei den Proble­
men der Sachverhaltsermittlung und -feststellung. bei der 
wahrheitsgemäßen Aufklärung des Sachverhaltes. Gerade 
diese Frage ist für die Akzeptanz der Rechtspflege bei den 
Betroffenen und der Bevölkerung von entscheidender Bedeu­
tung. 

Fundament und Angelpunkt jeder richterlichen Arbeit ist daher 
- entgegen weitverbreiteter unkritischer Meinung, die dem 
Richter in erster Linie die juristische Tätigkeit zuordnet - die 
Aufklärung und Feststellung des Sachverhaltes; also die mög­
lichst objektive Erforschung von in der Vergangenheit liegen­
den Tatsachen und Umständen, somit eine Erkenntnistätig­
keit, die mit der Juristerei nur insofern etwas zu tun hat, als die 
formellen und materiellen Rechtsnormen bestimmen. welches 
Tatsachensubstrat, in welcher Weise zu ermitteln ist. 

Die für die Sachverhaltsermittlung zur Verfügung stehenden 
Beweismittel - etwa die klassischen Beweismittel: Urkunden, 
Zeugen. Sachverständige. Augenschein und Parteienverneh­
mung - haben einen recht unterschiedlichen Beweiswert. 
So ist die Beweiskraft des sogenannten Personalbeweises -
des Zeugenbeweises und der Parteienvernehmung -. obgleich 
diese Beweise zu den häufigsten und beliebtesten zählen. oft 
höchst problematisch und gering. Der Grund liegt in den zahl­
reichen Fehlerquellen dieser Beweismittel: Der objektiven und 
subjektiven Wahrnehmungsfähigkeit und Merkfähigkeit. der 
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Wiedergabsfähigkeit. aber auch des Willens zur Wahrheit'. 
Dazu kommen noch möglicherweise dieselben Fehlerquellen 
bei dem die Einvernahme leitenden Richter. Gerade diese nur 
schwer zu beherrschenden Störfaktoren beim reinen Perso­
nalbeweis verstärken die Bedeutung des Reai(Sach-)bewei­
ses- des Urkunden-. Augenscheins- und vor allem des Sach­
verständigenbeweises. Denn alle diese Beweismittel sind bei 
sorgfältiger Handhabung kaum zu manipulieren und garantie­
ren mehr Objektivität bei der Ermittlung der Wirklichkeit. Vor­
handene Spuren. die Untersuchung der Sache selbst und die 
daraus nach den Erkenntnissen der Wissenschaft zu ziehen­
den Schlüsse vermitteln ein objektives Bild der Wirklichkeit. 
das eben dann durch andere Beweismittel nicht widerlegt wer­
den kann. Dem Sachverständigen, der die Sprache der er­
kennbaren Merkmale von Sachen als ein Dolmetscher 
besonderer Art versteht und dem Richter die aus den Spuren 
zu gewinnenden Erkenntnisse vermittelt, kommt eine besonde­
re Beweiskraft zu, weil beim Sachverständigen grundsätzlich 
die für den reinen Personalbeweis erwähnten Fehlerquellen 
nicht oder zumindest in einem weit geringeren Ausmaß ge­
geben sind. Der Sachverständige hilft daher dem Richter. dem 
für diese speziellen Ermittlungen und Auswertungen der in der 
Wirklichkeit vorhandenen Spuren der notwendige Sachver­
stand fehlt. objektive Anhaltspunkte über den zu beurteilenden 
Sachverhalt zu gewinnen. 

Diese Vermittlung der speziell benötigten Sachkunde für den 
Rechtsanwender ist Aufgabe des Sachverständigen; der Sach­
verständige hat somit zunächst Erkenntnis- und lnforma­
tionsfunktion, und zwar in erster Linie bei der Sachverhalts­
feststellung. in einem nicht unbeträchtlichen Maße aber auch 
bei der Bildung des anzuwendenden Rechtssatzes. etwa bei 
der Auslegung normativer Begriffe und der Beurteilung wertbil­
dender Faktoren. 

Der Sachverständige ist aber auch Helfer und fachkundiger 
Berater des Rechtsanwenders, der die behördliche Entschei­
dung durch seine Qualifikation und Autorität als Fachmann 
legitimiert und ihr so bei den Betroffenen. aber auch in der 
Öffentlichkeit jene Anerkennung verschafft. die dem Rechtsan­
wendar aus eigenem nicht zukommt. Bei schwierigen Fachfra­
gen können Entscheidungsorgan. Parteien und interessierte 
Öffentlichkeit oft das Gutachten weder nachvollziehen noch 
fachlich überprüfen, sie können nur der fachlichen Autorität des 
Sachverständigen vertrauen; eine inhaltliche Kontrolle des 
Gutachtens ist - ausgenommen durch ein weiteres Sachver­
ständigengutachten, eine Oberbegutachtung - ausgeschlos­
sen. Neben die Erkenntnis- und Informationsfunktion des Gut­
achters tritt- wie Böhmin seinem Gutachten für den VIII. ÖJT 
1982 zutreffend hervorgehoben hat - die Begründungs- und 
Legitimationsfunktion des Sachverständigen'. 
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Der Sachverständige ist daher nicht nur eines von mehreren 
Beweismitteln, sondern darüber hinaus ein von den Parteien 
unabhängiges, zur Objektivität verpflichtetes Hilfsorgan 
des Gerichts, ein- wie Jessnitzerzutreffend formuliert4

- "Hel­
fer des Richters". Ausgehend von diesen Überlegungen ergibt 
sich klar, welchen drei tragenden Grunderfordernissen jede 
gesetzliche Regelung des Sachverständigenbeweises Rech­
nung tragen muß: Erstens muß eine besonders hohe Sach­
kunde des Sachverständigen gewährleistet sein, zweitens 
müssen Objektivität und Unabhängigkeit des Sachverstän­
digen gesichert werden. Da durch den Sachverständigen­
beweis oft die entscheidenden Sachverhaltsfragen geklärt wer­
den, in manchen Fällen aber auch auf die Bildung des Rechts­
satzes Einfluß genommen wird, müssen drittens hinsichtlich 
der Mitwirkungs- und Kontrollrechte der Parteien, insbesonde­
re zur Wahrung des rechtlichen Gehörs, auch die verfassungs­
rechtlichen Standards des Art 6 MRK zur Gewährleistung 
eines fairen Verfahrens beachtet werden5

. 

Zu der nach Art 6 MRK gebotenen Fairneß des Verfahrens 
gehört auch das in der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte entwickelte und vom VfGH 
übernommene "Prinzip der sichtbaren Gerechtigkeit", das 
durch den aus dem angloamerikanischen Rechtsbereich stam­
menden Satz "justice must not only be done, it must also be 
seen to be done" charakterisiert wird. Auch die Verfahrensbe­
stimmungen über den Sachverständigenbeweis, insbesondere 
über die Beteiligungs- und Kontrollrechte der Parteien, aber 
auch die Verfahrenswirklichkeit müssen diesem Grundprinzip 
entsprechen'. 

ln diesem Zusammenhang ist es besonders wichtig, daß sich 
die Sachverständigen dieser Grundprinzipien unserer Rechts­
pflege bei ihrer Gutachterarbeit stets bewußt sind. Sachver­
ständige müssen daher für die Gutachterarbeit in diesem Sinn 
aus- und fortgebildet werden. 

Fragen der Methodik der Gutachterarbeit, der Kommuni­
kation des Sachverständigen mit dem Auftraggeber, den 
Parteien und Beteiligten, aber auch mit der Öffentlichkeit sowie 
Fragen des Verfahrensrechts sind somit die zentralen Prü­
fungsfelder der seit 1999 eingeführten Zertifizierungsprü­
fung, die kein bloßes Formalerfordernis sein sollte, sondern 
eine Garantie dafür, daß sich die Bewerber und Bewerberinnen 
um die gerichtliche Sachverständigenzertifizierung mit dem 
Sachverständigenwesen, der Funktion und Rolle des Sachver­
ständigen und den sich daraus ergebenden Anforderungen an 
die Befunderarbeitung und die Gutachtenserstattung entspre­
chend auseinandergesetzt und sich für diese Aufgabe vorbe­
reitet haben. Diese Erschwerung des Zugangs zur Funktion 
des gerichtlichen Sachverständigen trägt dem Umstand 
Rechnung, daß der gerichtliche Sachverständige im Wege 
richterlicher Beweiswürdigung kaum oder nur äußerst schwie­
rig kontrollierbar an der richterlichen Erkenntnistätigkeit 
teilnimmt, ja in wichtigsten Bereichen die richterliche Er­
kenntnistätigkeit geradezu substituiert. ln Wahrheit agiert der 
gerichtliche Sachverständige bei der Sachverhaltsermittlung 
weitgehend - vor allem in den Augen der Parteien und der 
Öffentlichkeit- in der Rolle des Richters. Und so ist es selbst­
verständlich, daß jene Sachverständige, die oftmals in gericht-

104 DER SACHVERSTÄNDIGE 

Iichen Verfahren tätig werden - so wie der richterliche Nach­
wuchs, aber auch Rechtsanwälte und Notare -, sich auf ihre 
für den Rechtsstaat so bedeutsame, gesellschaftsrelevante 
Aufgabe der Mitwirkung an der Konfliktbewältigung vorbereiten 
und sich auch einer Prüfung unterziehen müssen. 

Welche Zielsetzungen und welche Veränderungen sind mit der 
Neugestaltung des gerichtlichen Sachverständigenwesens 
durch Einführung eines Zertifizierungsverfahrens verbunden? 

2. Die gerichtliche Zertifizierung von Sachverständigen 

Die Novellierung des Sachverständigen- und Dolmet­
schergesetzes (SOG) durch das BGBI. I 1998/168 hat das 
Sachverständigenwesen in Österreich neu geordnet. 

Für die Qualität des gerichtlichen Sachverständigenbeweises 
kommt es zunächst nicht so sehr auf das Eintragungsverfahren 
und seine Besonderheiten an. Der Praktiker wird vielmehr in _·-- .. V 

erster Linie das Fachwissen des Sachverständigen, seine per­
sönliche Integrität und das Umsetzen dieses Fachwissens 
beim Sachverständigenbeweis unter Beachtung der für 
Gerichtsverfahren gebotenen Anforderungen für wesentlich 
halten. Die Befundaufnahme und Gutachtenserstattung haben 
in einem fairen, das rechtliche Gehör der Parteien wahrenden 
Verfahren zu erfolgen, der Sachverständige hat objektiv und 
unparteilich - wie der Richter- zu agieren. 

Welchen Beitrag kann nun ein neues Sachverständigenbe­
stellungsgesetz zu diesen Zielen leisten? 

Das Schlagwort der "Giobalisierung" ist heute auch für den 
Markt des Fachwissens charakteristisch, weil dieser Markt 
immer unübersichtlicher geworden ist und sich -auch die Lan­
desgrenzen überschreitend- gewaltig ausgeweitet hat. Diese 
Entwicklung hat auch die Notwendigkeit einer klaren Struktu­
rierung des Angebots von Sachverständigenleistungen 
verstärkt. Auch Dienstleistungen und Verfahrensvorgänge kön-
nen durch Normen geregelt werden, wobei Qualitätssiche­
rungsverfahren die Einhaltung dieser Normen gewährleisten .:.' ·· 
müssen. Diese Qualitätsicherungsverfahren haben die Funk- -.,....;.,...--· 
tion, den Markt transparent zu gestalten. Sie dienen aber 
auch dem Anliegen des Verbraucherschutzes: Durch die 
Überprüfung des Sachverständigen soll der Nachfrager bei 
Gutachterleistungen vor Enttäuschungen bezüglich der Lei­
stungsfähigkeit und Qualität des Gutachters geschützt werden. 
Ziel dieser Qualitätssicherungsverfahren ist nicht die 
Ausschließung von Konkurrenten vom Markt des Fachwissens, 
sondern die Schaffung einer Art "Gütesiegel", also eines Qua­
litätskennzeichens für gute Sachverständigenarbeit Über 
diese Überlegungen hat der Gedanke der Zertifizierung Ein-
gang in das gerichtliche Sachverständigenwesen gefunden. 

Um die Zielrichtung dieser Novelle zu verstehen, bedarf es 
einiger weniger Informationen über das Wesen der Akkredi­
tierung und Zertifizierung. Im allgemeinen hat das Akkredi­
tierungsgesetz 1992 (AkkG), BGBI. 1992/468, das derzeit aktu-
elle Instrumentarium für die Qualitätssicherung durch akkredi-
tierte Zertifizierungsstellen geschaffen. 

Die dabei angewendete Methode ist, 
-daß eine Institution, die Zertifizierungsstelle, 
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-in einem förmlichen Verfahren, dem Zertifizierungsveriahren 
- die Übereinstimmung, die Konformität eines Erzeugnisses, 

eines Veriahrens, einer Dienstleistung, eines Qualitätssi­
cherungssystems oder einer Person 

-mit Rechtsvorschrift Normen und anderen normativen 
Dokumenten, sogenannten Standards, 

-prüft und die Konformität in einer förmlichen Urkunde 
bestätigt (Zertifikat). 

Die Zertifizierungsstelle muß ebenso in einem förmlichen 
Veriahren in gewissen Abständen überprüft werden, das ist 
Gegenstand der Akkreditierung. Die Akkreditierung verleiht 
der akkreditierten Stelle die Befugnis, Zertifizierungen durch­
zuführen. Nach § 8 AkkG ist Akkreditierungsstelle in Österreich 
der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit. Das AkkG nimmt 
allerdings für die Qualitätssicherung durch Akkreditierung und 
Zertifizierung keine Ausschließlichkeltsstellung in Anspruch 
und läßt andere Akkreditierungs- und Zertifizierungsveriahren 
zu; dieser Umstand wurde bei der Novelle zum SOG genützt. 
Nur soviel zum Verständnis der Qualitätssicherungsproblema­
tik im allgemeinen. 

Bei Prüfung der Frage, inwieweit der Zertifizierungsgedanke 
für das gerichtliche Sachverständigenwesen nutzbar gemacht 
werden kann, war sofort erkennbar, daß das SOG bereits 1975 
ein sehr brauchbares System der Qualitätssicherung für 
Sachverständige und Dolmetscher geschaffen hat, das nur 
in einigen - allerdings wesentlichen - Punkten adaptiert wer­
den mußte, um ein voll taugliches Personenzertifizierungs­
verfahren für gerichtliche Sachverständige und Dolmet­
scher aufzubauen. 

Bei der Beurteilung der Neuregelung hat man die Wahl, dieses 
neue Zertifizierungsveriahren entweder als große Neuerung, 
als eine Art kopernikanische Wende im Sachverständigenwe­
sen darzustellen, oder als bloße Adaptierung eines bereits seit 
Längerem gut funktionierenden Systems anzusprechen. Wahr­
scheinlich sind in der Novaliierung beide Elemente vertreten: 
Einerseits soll auf der bewährten Basis weitergearbeitet wer­
den, andererseits wird sich im weiteren noch vieles ändern 
müssen, um dem Grundanliegen der Gesetzesänderung Rech­
nung zu tragen. Ziel ist jedenfalls, das Österreichische System 
der allgemein beeideten Gerichtssachverständigen für das 
neue Jahrhundert und für das europäische Zusammenwach­
sen der Rechts- und Gesellschaftsordnungen entsprechend fit 
zu machen. 

Das wesentlich Neue der Gesetzesnovellierung - dazu aus­
führlich Krammer, Allgemein beeidete und gerichtlich zertifi­
zierte Sachverständige und Dolmetscher - Zur Novaliierung 
des SOG, SV 1998/4, 4-10- ist, daß nunmehr im Gesetz 
selbst für gerichtliche Sachverständigentätigkeit Standards im 
formalen und im inhaltlichen Bereich festgelegt werden. 
Grundanforderungen in formeller Hinsicht sind etwa die Kennt­
nisse des Sachverständigen über Veriahrensabläufe und Ver­
fahrensvorschritten, die für Gutachterarbeit in einem rechts­
staatlichen Gerichtsverfahren unverzichtbar sind, sowie die 
persönliche Integrität des Gutachters. Als Standards im mate­
riellen Bereich werden die Eriordernisse der Sachkunde, der 
Fähigkeiten und Kenntnisse für die Gestaltung der Befundauf­
nahme und der Gutachtenserstattung auf dem betreffenden 
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Fachgebiet, einer entsprechenden Eriahrung auf dem be­
stimmten Fachgebiet sowie der Verfügbarkeil der eriorderli­
chen Ausrüstung des Sachverständigen vorgeschrieben. 

Die Standards für die formellen Erfordernisse, dazu gehört 
vor allem das Wissen über den gerichtlichen Sachverstän­
digenbeweis und die Verfahrensrechtsregelungen bei der Er­
arbeitung von Befund und Gutachten, sind im Gesetz ausrei­
chend determiniert, insbesondere wenn man beachtet, daß 
dabei die gesamte Veriahrenslehre und -praxis für gerichtliche 
und verwaltungsbehördliche Veriahren jedenfalls mitzuberück­
sichtigen sind. Bei diesen Eintragungsvoraussetzungen bringt 
die Neuordnung lediglich den schon längst fälligen Fortschritt 
der gesetzlichen Normierung des erforderlichen Qualitätssi­
cherungsveriahrens, sodaß hier die gesetzliche Anordnung 
einer kommissionellen Prüfung dieses Fachs (dieser Stan­
dards) ohne weiteres in die Praxis umgesetzt werden kann. 
Allerdings sollten die Prüfungskommissionen dieses Prüfungs­
feld (Veriahrensrechtskunde) auch tatsächlich im artorderli­
ehen Ausmaß prüfen und beurteilen. 

Anders ist es bei den inhaltlichen Standards, denn hier 
umschreibt das Gesetz die Eriordernisse schlagwortartig mit 
Begriffen, die für die einzelnen Fachgebiete erst einer inhalt­
lichen Determinierung bedürfen, nämlich mit der "Sachkun­
de", der "Kenntnisse über die Befundaufnahme sowie über den 
Aufbau eines schlüssigen und nachvollziehbaren Gutachtens" 
(§ 2 Abs. 2 Z I lit a), weiters der in § 2 Abs. 2 Z 1 lit b formali­
siert umschriebenen Berufseriahrung und der ausreichenden 
Ausstattung mit der für eine Gutachtenserstattung im betref­
fenden Fachgebiet artorderliehen Ausrüstung (§ 2 Abs. 2 Z 1 a). 
Eine nähere gesetzliche Regelung war im Hinblick auf die 
große Verschiedenheit der Fachgebiete nicht zu erwarten, 
und wohl auch gar nicht möglich. Dennoch liegt in diesem 
Bereich das Hauptproblem der gerichtlichen Zertifizie­
rungsverfahren, weil es grundlegend wichtig ist, bezüglich 
welcher inhaltlicher Standards die Konformität zu überprüfen 
und durch die allgemeine Beeidigung und die Eintragung in der 
Sachverständigenliste zu bestätigen ist. 

Die Bewältigung dieses zentralen Problems wird die wesentli­
che Aufgabe für die Zertifizierungskommissionen in den 
nächsten Jahren sein. Für jedes wichtige Fachgebiet werden 
inhaltliche Erfordernisse zu formulieren sein, denen jeder Ein­
tragungswerber entsprechen muß. Natürlich sollten die Zertifi­
zierungskommissionen in ganz Österreich bei den Prüfungen 
nach den gleichen Standards möglichst gleichförmig vorgehen, 
um zu einigermaßen gleichen Ergebnissen zu kommen. Die 
Erarbeitung von Vorschlägen für diese inhaltlichen Stan­
dards wird eine der bedeutsamsten Aufgaben der einzelnen 
Fachgruppen des Hauptverbandes der allgemein beeideten 
und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen Österreichs, 
aber auch der gesetzlichen Interessensvertretungen und 
einschlägigen Berufsvereinigungen (etwa der Gesellschaft der 
Gutachterärzte) sein. Diese Vorschläge für inhaltliche Stan­
dards bedürien aber der Billigung durch die Zertifi­
zierungskommissionen, die ihrerseits durch die listenführen­
den Gerichtshofpräsidenten als Zertifizierungsstellen -
letztlich - überprüft werden. Dabei muß österreichweit ein ein­
heitliches Vorgehen sichergestellt werden. Dies wird bei einer 
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relativ kleinen Fachgruppe leichter sein als bei einer großen. 
Erste Vorarbeiten für solche Standards liegen bereits vor 
(z. B. für die Fachgebiete Gold- und Silberwaren, Juwelen und 
Edelsteine, Mineralien und Rohedelsteine, Uhren; Buchsach­
verständige). 

3. Ablauf des Zertifizierungsverfahrens 

Die Zertifizierungsverfahren werden von den 17 Landesge­
richtspräsidenten, die auch schon bisher die Sachverständi­
genlisten geführt haben (§ 2 Abs. 1 und § 3), als Zertifizie­
rungsstellen abgewickelt. 

Das Eintragungsverfahren gliedert sich in drei Abschnitte : 

a) das Vorprüfungsverfahren des Gerichtshofpräsidenten mit 
Überprüfung 
- der Sachkunde und Berufserfahrung des Bewerbers (Z 1 
Ii! a und Ii! b) in formeller Hinsicht; 
-der persönlichen Eintragungsvoraussetzungen der 
vollen Geschäftsfähigkeit (Z 1 lit c), der körperlichen und 
geistigen Eignung (Z 1 lit d), der Vertrauenswürdigkeit 
(Z 1 lit e), der erforderlichen Staatsangehörigkeit (Z 1 lit f), 
des gewöhnlichen Aufenthalts oder des Ortes der Berufs­
tätigkeit (Z 1 lit g) sowie der geordneten wirtschaftlichen 
Verhältnisse (Z 1 Ii! h); 
- des Bedarfs an Sachverständigen für das Fachgebiet 
des Bewerbers (Z 2); 

b) das Begutachtungsverfahren vor der Zertifizierungskom­
mission (§ 4a); 

c) das Beeidigungs- und Eintragungsverfahren des 
Gerichtshofpräsidenten, in dem auch der Abschluß einer 
Haftpflichtversicherung nach § 2a nachgewiesen werden 
muß (Z 1 lit i). ln diesem Verfahrensabschnitt sind alle Ver­
fahrensergebnisse in einer Gesamtbetrachtung zu werten; 
der Präsident kann über das Gutachten der Kommission 
hinaus alle ihm erforderlich scheinenden weiteren Ermitt­
lungen anstellen (§ 4 Abs. 3). Der Bewerber hat keinen 
Anspruch auf Eintragung und Beeidigung (§ 4 Abs. 3). Die 
Ablehnung des Eintragungsansuchens wird dem Bewerber 
daher bloß mitgeteilt; es hat kein Bescheid zu ergehen. 

4. Das kommissionelle Begutachtungsverfahren (§ 4a) 

Wesentliche Aufgabe der Begutachtungskommission ist die 
Überprüfung der Einhaltung der inhaltlichen Standards für 
gerichtliche Gutachterarbeit im Rahmen der gesetzlich 
bestimmten Prüfungsfelder. 

Das Gutachten der vom listenführenden Gerichtshofpräsiden­
ten in allen Fällen einzuberufenden unabhängigen Kom­
mission soll die Grundlagen für die Entscheidung des 
Gerichtshofpräsidenten über die Eintragung schaffen. Die Mit­
glieder der Kommission haben ihre Tätigkeit unparteiisch 
auszuüben (§ 4a Abs. 2 erster Satz), das heißt ohne jede 
Interessenswahrung etwa für die sie entsendende Institution, 
um objektive Prüfungsergebnisse zu erzielen. Die Frage 
des Bedarfes ist von der Kommission nicht zu prüfen und zu 
beurteilen. 

Nach§ 4a Abs. 1 SDG führt ein vom listenführenden Gerichts-
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hofpräsidenten bestimmter aktiver oder pensionierter Rich­
ter den Kommissionsvorsitz, der selbst als Fachprüfer das 
Verfahrens- und Sachverständigenrecht prüft. Der Vorsitzen­
de hat die Kommission einzuberufen und hiebei auf die erfor­
derliche Sachkunde und auf die volle Unbefangenheit der 
Kommissionsmitglieder zu achten. Er hat grundsätzlich zwei 
weitere qualifizierte und unabhängige Kommissionsmit­
glieder beizuziehen, die die erforderliche fachliche Kompetenz 
für die Prüfung der Sachkunde und der weiteren inhaltlichen 
Eintragungsvoraussetzungen haben. Bei der Bewerbung für 
mehrere Fachgebiete wird die Beiziehung von mehr als zwei 
Kommissionsmitgliedern notwendig sein. Für jedes weitere 
Fachgebiet ist erforderlichenfalls ein weiterer Fachprüfer (nicht 
zwei weitere Prüfer) dem Prüfungssenat beizuziehen. 

Geeignete Fachprüfer sind den richterlichen Vorsitzenden 
einerseits vom Hauptverband der allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen Österreichs, ande­
rerseits von der Kammer, zu der das betreffende Fachgebiet 
gehört, in nach Fachgebieten gegliederten Prüferlisten nam­
haft zu machen. Die konkrete Prüfungskommission wird 
ausschließlich vom richterlichen Vorsitzenden zusammen­
gestellt. Die Fachprüfer sollen nach Möglichkeit für das 
betreffende Fachgebiet in einer Sachverständigenliste einge­
tragen sein(§ 4a Abs. 1 Z 1). 

Die Kommission hat den Bewerber grundsätzlich mündlich 
zu prüfen. Wenn es die Prüfungskommission für zweckmäßig 
erachtet, ist der Bewerber auch schriftlich zu prüfen, wobei 
ihm insbesondere die Erstattung eines Probegutachtens auf­
getragen werden kann. Auch die schriftliche Prüfungsarbeit 
ist Sache der ganzen Kommission. Aber auch wenn 
zunächst nur eine mündliche Befragung vorgesehen war, kann 
die Begutachtungskommission im Laufe der mündlichen Prü­
fung beschließen, vom Bewerber eine schriftliche Prüfungsar­
beit zu verlangen. Eine gesonderte Vorprüfung durch ein ein­
zelnes Kommissionsmitglied ist hingegen nicht vorgesehen. 

Die Kommission hat die Prüfungsschritte sorgfältig zu ·CLJ 
dokumentieren und ein Gutachten zu erstatten. Sie ent- · .·· 
scheidet mit Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag (§ 4a Abs. 2). 

Prüfungsfelder für die Zertifizierungsprüfung sind: 

1. Sachkunde 
2. Verfahrensrechtskunde 
3. Gestaltung der Befundaufnahme und Gutachtenserstattung 

auf dem betreffenden Fachgebiet 
4. Berufserfahrung in der vom Gesetz geforderten Art und 

Dauer (allenfalls auch inhaltliche Prüfung) 
5. Ausstattung mit der erforderlichen Ausrüstung für die kon­

krete Gutachterarbeit 

Hat ein Bewerber eine Lehrbefugnis für das betreffende wis­
senschaftliche Fach an einer in einem EWR-Vertragsstaat 
gelegenen Hochschule oder ist er befugt, einen Beruf auszuü­
ben, zu dem nach der gesetzlichen Berufsordnung auch 
die Erstattung von Gutachten gehört, so ist das Vorliegen 
der Voraussetzung der Sachkunde nach § 2 Abs. 2 Z 1 lit a 
nicht zu prüfen (§ 4a Abs. 2). Von der Sachkundeprüfung 
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sind daher befreit: Ärzte, Ziviltechniker, Wirtschaftstreuhänder 
und Psychologen. Nicht aber Gewerbetreibende. § 2 Abs. 1 
und §§ 201 ff GewO geben keine ausdrückliche Befugnis zur 
Gutachtenserstattung (Erlässe des BMJ vom 5. 5. 1999, 
11.858/39 - 1.6/1999 und vom 21. 9. 1999, 11.858/45 -
1.6/1999). 

Bei von der Sachkundeprüfung befreiten Bewerbern sind 
bei der Zertifizierungsprüfung die Prüfungsfelder 2-5 zu prü­
fen. Bei diesen Prüfungsfeldern ist keine Befreiung zulässig. 

Um den Kostenaufwand der Begutachtungskommission zu 
decken, hat der Bewerber vor Ablegung der Prüfung Prü­
fungsgebühren zu entrichten. Nach der Verordnung BGBI. II 
1999/167 beträgt die Prüfungsgebühr für jeden Bewerber 
zumindest ATS 4.760,- = ca. 340 EURO. Für jeden weiteren 
Prüfer, der beizuziehen ist, kommt jeweils ein Betrag von 

;· ... ::. ATS 1.190,- = ca. 85 EURO dazu. Die Einhebung der Prü­
.. ~, fungsgebühr (mit Erlagschein) wird vom richterlichen Vor­

sitzenden der Begutachtungskommission veranlaßt Die Ver­
gütung für jedes Mitglied der Prüfungskommission beträgt 
ATS 1.190,- = ca. 85 EURO je Bewerber. Die entsprechende 
EURO-Umstellungsverordnung ist noch nicht erlassen. 

5. Praktische Durchführung der Begutachtung 

Das Schwergewicht der fachlichen Begutachtung sollte auf 
dem Prüfungsfeld "Gestaltung der Befundaufnahme und 
Gutachtenserstattung" liegen. Die "Sachkunde"-Prüfung hat 
eher ergänzende Funktion; sie wird insbesondere dann Be­
deutung bekommen, wenn sich im Zuge der Begutachtung Be­
denken bezüglich der Sachkunde ergeben. Es geht bei der 
im SOG angeordneten Begutachtung nicht um eine umfas­
sende Überprüfung der Kenntnisse auf dem bestimmten 
Fachgebiet- etwa in Form einer geradezu unmöglichen, uni­
versellen Abschlußprüfung über ein komplexes Wissensgebiet, 
also eine Nachholung aller Prüfungen eines mehrjährigen 
Studiums auf einmal -, sondern vielmehr um ein stichpro­
benartiges Überprüfen der Beherrschung der Gutachtensme-

(•.. · thodik und der dazu erforderlichen Kenntnisse auf einigen 
wenigen besonders markanten Problemgebieten des bestimm­
ten Faches. Gewiß wird es dabei Unterschiede je nach Fach­
gebiet, aber auch nach der Vorqualifikation des Bewerbers 
oder der Bewerberin geben (Einbeziehen von Referenzen, 
Vortätigkeit, Publikationen usw). Über den Zeitaufwand der 
Begutachtung kann daher keine allgemein verbindliche Aus­
sage gemacht werden. Ein Anhaltspunkt könnte sein, daß es 
schwer vorstellbar ist, daß die Begutachtung über die fünf im 
Gesetz genannten Prüfungsfelder kürzer als 1 Stunde pro Kan­
didat dauert. Andererseits müßte die Prüfungskommission 
jedenfalls höchstens mit etwa 3-4 Stunden (also einem Halb­
tag) auch mit Einbeziehung einer schriftlichen Arbeit das Aus­
langen finden, um die vom SOG geforderte Beurteilung über 
die Eignung als Sachverständiger abgeben zu können. 

Ein wichtiges Anliegen bei der praktischen Durchführung der 
Begutachtung ist die Einhaltung der Grundsätze der Fairneß 
bei der Auswahl und Fächerung der Fragen und Themen, der 
Gestaltung der Prüfungsatmosphäre und der Beurteilung der 
Antworten; darüber hat insbesondere der richterliche Vorsit­
zende zu wachen. 
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6. Prüfungsstandards 

Die Vorbereitung auf die Prüfung und Begutachtung, die 
Fairneß bei der Prüfungsgestaltung und der Beurteilung der 
Bewerberinnen und Bewerber und damit die Aussagekratt und 
Akzeptanz der von der Zertifizierungskommission zu erar­
beitenden Begutachtung erfordert, daß die bei der Prüfung 
allenfalls zu erörternden Themen und Problemfelder, die 
erwarteten Kenntnisse und Fähigkeiten, die als notwendig 
erachtete Beherrschung von Untersuchungstechniken und 
Untersuchungsmethoden sowie die erforderliche Ausrü­
stung und Ausstattung für jedes Fachgebiet in einem Katalog, 
einer stichworHörmigen Übersicht, einem "Pflichtenheft" 
aufgelistet werden. Es muß für jedes Fachgebiet klargestellt 
sein, an welchen Standards die Bewerberinnen und Bewerber 
gemessen werden (Transparenz des Zertifizierungsverfah­
rens). 

Diese Prüfungsstandards sind von den einzelnen Fachgrup­
pen mit Beteiligung der Interessensvertretungen zu erarbeiten, 
sie sind mit den richterlichen Vorsitzenden der Begutachtungs­
kommissionen und mit den Zertifizierungsstellen, den Gerichts­
hofpräsidenten, und zwar grundsätzlich österreichweit abzu­
stimmen. Die schriftlich zusammengelaBten Prüfungsstan­
dards sind den Bewerberinnen und Bewerbern zur Verfügung 
zu stellen. Auch wäre es wünschenswert, wenn die Landes­
verbände des Hauptverbandes dazu Ausbildungsveranstal­
tungen anbieten. 

Die Prüfungsstandards sind nicht als Lehr- oder Handbücher 
anzulegen, sondern für die einzelnen, allenfalls auch für meh­
rere Fachgebiete gemeinsam als übersichtsartige Orientie­
rungshilfen. Der Umfang könnte etwa 3 bis 6 Seiten umfas­
sen; länger als 10 Seiten sollten diese Übersichten nicht sein. 

7. Rezertifizierungsverfahren (§ 6 Abs. 2 und 3) 

Auf Antrag des Sachverständigen kann die Befristung ver­
längert werden, wenn die Voraussetzungen der Eintragung -
mit Ausnahme der beruflichen Tätigkeit und des Bedarfes -
nach wie vor gegeben sind. Auf die Verlängerung der Befri­
stung besteht kein Anspruch. Im Antrag sind die gerichtlichen 
Verfahren, in denen der Sachverständige seit seiner Eintra­
gung oder seit der letzten Fristverlängerung, bei häufiger Her­
anziehung in einem maßgeblichen Zeitraum unmittelbar vor 
der Antragstellung, tätig geworden ist, mit Aktenzeichen und 
Gericht anzuführen. 

Der Antrag ist spätestens drei Monate vor Ablauf der Frist, 
nicht aber vor Beginn des letzten Kalenderjahres zu stellen. 
Sofern der Sachverständige dem entscheidenden Präsidenten 
hinsichtlich seiner Eignung nicht ohnehin - besonders wegen 
seiner häufigen Heranziehung als Sachverständiger- bekannt 
ist, ist der Antrag in Kopie den Leitern der Gerichtsabteilungen, 
denen die vom Sachverständigen angeführten Verfahren zur 
Erledigung zugewiesen sind oder waren, zur schriftlichen Stel­
lungnahme über die Eignung des Sachverständigen, beson­
ders zur Äußerung über die Sorgfalt der Befundaufnahme, 
über die Rechtzeitigkeil der Gutachtenserstattung sowie 
über die Schlüssigkeit, die Nachvollziehbarkeil und den 
richtigen Aufbau seiner Gutachten zu übermitteln. Der ent-
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scheidende Präsident hat auf Grund der ihm vorgelegten 
Berichte die weitere Eignung des Sachverständigen zu prü­
fen. 

Um die weitere Eignung des Sachverständigen zu prüfen, kann 
der listenführende Präsident (die Zertifizierungsstelle) weitere 
Ermittlungen anstellen und ein Gutachten der Kommission 
nach § 4a einholen. 

§ 6 Abs. 2 und 3 regeln das Rezertifizierungsverfahren. Die 
wichtigsten Prüfungsfelder sind hier die Sorgfalt der Befund­
aufnahme, die Rechtzeitigkeil der Gutachtenserstattung sowie 
die Schlüssigkeit, die Nachvollziehbarkeil und der richtige Auf­
bau seiner bisherigen Gutachten. Darüber hinaus können auch 
weitere Nachweise, etwa im Rahmen einer neuerlichen Prü­
fung durch die Begutachtungskommission (§ 4a), verlangt 
werden. Der listenführende Gerichtshofpräsident kann im 
Rezertifizierungsverfahren seine Vorgangsweise flexibel 
gestalten. Dabei wird auch der in Aussicht genommene Bil­
dungs-Paß, der die Fortbildungsaktivitäten des Sachverstän­
digen dokumentiert, eine wichtige Rolle spielen. 

8. Der Bildungs-Paß für Gerichtssachverständige 

Die Fortentwicklung des gerichtlichen Sachverständigen­
wesens durch Einführung eines Zertifizierungs- und Rezertifi­
zierungssystems durch die SOG-Novelle 1998, BGBI. 
1/1998/168, die eine Überprüfung aller eingetragenen Sach­
verständigen in regelmäßigen Abständen vorsieht, erfordert 
geradezu, durch entsprechende Maßnahmen die ständige 
Weiterbildung der allgemein beeideten und gerichtlich zer­
tifizierten Sachverständigen zu fördern und sicherzu­
stellen. Denn nur durch laufende Fortbildung kann ein hoher 
Qualitätsstandard der gerichtlichen Sachverständigenarbeit 
nachhaltig gewährleistet werden (vgl. dazu die Gesetzesmate­
rialien zur SOG-Novelle 1998, 1384 BlgNR 20. GP, 11). Damit 
die Präsidenten der Landesgerichte ihre Aufgabe als Zertifizie­
rungsstellen (§ 2 Abs. 1) auch im Rezertifizierungsverfahren 
ohne unvertretbar großen Aufwand nachkommen können, ist 
es notwendig, die Weiterbildungsaktivitäten gerichtlich zerti­
fizierter Sachverständiger in einer einheitlichen, vergleichbaren 
und überschaubaren Weise zu dokumentieren. Denn dann 
kann - in Verbindung mit der Dokumentation und stich­
probenartigen Überprüfung der gerichtlichen Sachverstän­
digentätigkeit, allenfalls auch der Privatgutachterarbeiten des 
Sachverständigen - zumeist eine umfängliche Wiederholung 
des kommissionellen Prüfungsverfahren bei der Rezertifi­
zierung vermieden werden. Die in einem ordnungsgemäß ge­
führten Bildungs-Paß dokumentierten Fortbildungsaktivitäten 
des Sachverständigen werden - ebenso wie die Rückmeldun­
gen der Richter über die vom Sachverständigen in den letzten 
Jahren geleistete richterliche Gutachterarbeit- ein wertvolles 
Ermittlungsergebnis für die Entscheidung über die Rezertifi­
zierung sein, eine rechtliche Bindung des listenführenden 
Gerichtshofpräsidenten bei der Eignungsbeurteilung des Sach­
verständigen für den weiteren Verbleib in der Sachverständi­
genliste ist damit aber nicht verbunden. Auch bei ausreichend 
dokumentierten Fortbildungsaktivitäten des Sachverständigen 
wird der listenführende Präsident sowohl weitere Erhebungs­
aktivitäten setzen und/oder auch ein Gutachten der Kommis-

108 DER SACHVERSTÄNDIGE 

sion nach § 4a einholen können, soweit er dies für erforderlich 
hält. Dennoch ist die Einführung eines Bildungs-Passes für 
Gerichtssachverständige aber nicht nur für die Qualitätssiche­
rung der Sachverständigenarbeit in höchstem Maße sinnvoll, 
sondern auch eine geradezu notwendige Ergänzung der 
durch die SOG-Novelle 1998 getroffenen neuen Maßnahmen 
im gerichtlichen Sachverständigenwesen (vgl. dazu die Aus­
führungen von Bundesminister Dr. Nikolaus Michalekund Prä­
sident Dipl.-/ng. Dr. Matthias Rant in SV 1999/3, 101 f). 

Für die Organisation und die administrative Abwicklung der 
Einrichtung eines Bildungs-Passes halte ich folgende Überle­
gungen für wichtig: 

8.1 Um das Ziel einer einheitlichen Handhabung des Bil­
dungs-Passes für die Gerichtssachverständigen in ganz 
Österreich zu erreichen, sollten die Grundsätze für diese Ein­
richtung in einem im JABI zu veröffentlichenden Erlaß des 
Bundesministeriums für Justiz festgelegt werden. ln diesem 
Erlaß wäre ein Fortbildungsbeirat einzurichten, der aus Ver­
tretern des Hauptverbandes, der vier Landesverbände, der 
wichtigsten Kammern und je einem Vertreter der vier Oberlan­
desgerichte - etwa aus dem Kreis der listenführenden 
Gerichtshofpräsidenten - bestehen sollte. Die Administration 
dieses Fortbildungsbeirates sollte dem Hauptverband der all­
gemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständi­
gen Österreichs übertragen werden. 

8.2 Aufgabe dieses Fortbildungsbeirates wäre die Erarbei­
tung von Richtlinien und Standards für die Evaluierung und 
Anerkennung von Weiterbildungsveranstaltungen. Dazu 
sollte ein Punktesystem erarbeitet werden, nach dem Fortbil­
dungsveranstaltungen zu bewerten sind. Maßgebende Krite­
rien sollten dabei die Inhalte der Veranstaltung (Festlegung der 
Fachgruppen und Fachgebiete, für die das Seminar bedeut­
sam ist), die Dauer des Seminars (Einzelvortrag, halb-, ganz­
oder mehrtägige Veranstaltung) und die Qualität der Veranstal­
tung (Methodik des Seminars, Bereitstellung schriftlicher 
Unterlagen usw.) sein. ,. 
8.3 Die zweite wichtige Aufgabe des Fortbildungsbeirates - '-"~· 
neben der Erarbeitung dieser Richtlinie etwa in Form einer 
Geschäftsordnung - wäre die Bewertung der konkreten 
regionalen und überregionalen Fortbildungsveranstaltun-
gen über Antrag der Landesverbände oder anderer Fortbil­
dungsseminare veranstaltender Institutionen. Die Festlegung 
der Punktebewertung sollte dann allen Landesverbänden mit­
geteilt werden, die an diese gemeinsam erstellten Bewer­
tungen gebunden sein sollten. Für diese Tätigkeit werden 
wohl nur wenige (etwa drei) Sitzungen im Jahr erforderlich 
sein. 

Nach einer anderen Organisationsvariante könnte die Eva­
luierungsaufgabe auch geteilt werden. Dabei hätte der gesamt­
österreichische Fortbildungsbeirat nur die Grundsätze für 
die Anerkennung und Bewertung von Weiterbildungsveranstal­
tungen festzulegen, während die konkrete Bewertung und 
Punktevergabe für die einzelnen Fortbildungsseminare und 
-aktivitäten der Sachverständigen durch Evaluierungskom­
missionen in den einzelnen Landesverbänden erfolgt. 

8.4 Die Führung des Bildungs-Passes für die einzelnen 
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Sachverständigen müßte jedenfalls von den vier Landes­
verbänden des Hauptverbandes besorgt werden, wobei die 
Bestätigung der für die einzelnen Fortbildungsveranstaltungen 
erlangten Punkte ausschließlich durch den zuständigen Lan­
desverband erteilt werden sollte. Ob die Eintragung der Ver­
anstaltungen im Bildungs-Paß - zur Vereinfachung - durch 
den Sachverständigen selbst vorgenommen wird und nur die 
Vergabe der Punkte durch den Landesverband erfolgt, oder ob 
die ganze Führung des Bildungs-Passes den Landesverbän­
den vorbehalten wird, muß noch näher erörtert werden und 
kann im übrigen wohl auch in den einzelnen Landesverbänden 
verschieden geregelt werden. Die Administration und Führung 
des Bildungs-Passes wird aber zweifellos nur mit Einsatz der 
automationsunterstützten Datenverarbeitung zu bewältigen 
sein. 

8.5 Der Nutzen einer derartigen Dokumentation der Fortbil­
dungsaktivitäten gerichtlicher Sachverständiger rechtfertigt 
den gewiß nicht zu unterschätzenden Aufwand. Dabei ist 
davon auszugehen, daß zwar ein erheblicher Erstaufwand zu 
erwarten ist, daß aber der fortlaufende administrative Einsatz 
nicht allzu hoch zu veranschlagen ist, weil für die einzelnen 
Fachgebiete eine große Zahl eingeführter Weiterbildungs­
veranstaltungen besteht, deren jährliche Evaluierung nicht 
besonders aufwendig sein wird. Es wird aber auch zu überle­
gen sein, den Bildungs-Paß auch für Nichtmitglieder des 
Hauptverbandes- gegen Entgelt- anzubieten und zu führen. 
Auch wenn der Bildungs-Paß - zumindest derzeit - nicht ver­
pflichtend für die Gerichtssachverständigen eingeführt wird, ist 
mit einer hohen Beteiligung zu rechnen, weil sich der Sach­
verständige - neben anderen positiven Aspekten - die relativ 
hohen Kosten der kommissionellen Begutachtungsprüfung im 
Rezertifizierungsverfahren auf diese Weise- mit großer Wahr­
scheinlichkeit- ersparen kann. 

8.6 Probebetrieb: Um abzuklären, auf welche Weise die Fort­
bildungsaktivitäten der Sachverständigen am besten für die 
Zwecke der Rezertifizierung evaluiert werden können, hat das 
Bundesministerium für Justiz mit Schreiben vom 16. 3. 
2001, 11.856/104-1.6/2001, den Hauptverband ersucht, in 
einer Art Probebetrieb zunächst einen Überblick über die der­
zeit von den Gerichtssachverständigen besuchten Fortbil­
dungsveranstaltungen zu gewinnen. Der Hauptverband solle 
im Wege der Zeitschrift .,Der Sachverständige" seine Mitglieder 
um laufende Mitteilung der von ihnen besuchten Fortbildungs­
veranstaltungen ersuchen; diese Mitteilungen mögen an die 
örtlich zuständigen Landesverbände des Hauptverbandes 
gerichtet werden. Spätestens zum Jahresende 2001 sollten auf 
Grund der Ergebnisse dieser Erhebungen die Einzelheiten des 
einzurichtenden Bildungs-Passes für Sachverständige erörtert 
werden. 
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Mit dem der Zeitschrift .,Der Sachverständige" 2001/Heft 1 bei­
gelegten Rundschreiben hat der Hauptverband seine Mit­
glieder gebeten, ab sofort von jeder absolvierten Fortbildungs­
veranstaltung eine Kopie des Programms und der Teilnah­
mebestätigung an den jeweils zuständigen Landesverband zu 
übersenden. Als Fortbildungsveranstaltungen kämen mit der 
konkreten Gutachtertätigkeit zusammenhängende Fachvorträ­
ge, Grundlagenseminare, fachbezogene Seminare, selbst 
gehaltene Vorträge oder Publikationen in Betracht. 

Dieser Probebetrieb wird eine gute Einschätzung ermöglichen, 
in welcher Weise der Bildungs-Paß für Sachverständige orga­
nisiert und verwaltet werden soll. 

9. Ausblick 

Die SOG-Novelle 1998 hat die Weichen für eine sinnvolle Wei­
terentwicklung des Sachverständigenwesens in Österreich 
gestellt. Allerdings enthält dieses Gesetz nur das Gerüst, das 
Programm für die nunmehr zu leistende Arbeit, um das Ziel 
dieser Neuordnung, die Qualitätssicherung im Bereich der 
Sachverständigengutachten, zu erreichen. Viel Arbeit liegt 
noch vor uns! Die Erarbeitung und Festlegung der Prüfungs­
standards und der Bildungs-Paß für Gerichtssachverständige 
sind ganz wichtige Schritte auf dem Weg in eine gute Zukunft 
des Sachverständigenwesens. 

Anmerkungen: 

, Vgl. Fasching, Sachverständiger und Richter, SV 1977/1, 19. 
2 Vgl. Fasching, Lehrbuch2

, Rz 970. 
3 Vgl. auch Reiterer, Der technische Sachverständige im Prozeß, 
Österreichischer Landesbericht (1984), 134. 
4 Nunmehr Jessnitzer/Frieling, Der gerichtliche Sachverständige10

, 

Rz 242. 
5 Vgl. Funk, Die Aufgaben des Sachverständigen im Rahmen recht­
licher Entschßidungen - Verfassungsfragen der Sachverständi­
gentätigkeit, in Aicher!Funk, Der Sachverständige im Wirtschaftsleben, 
19 ff. 
6 Vgl. Krammer, Oie "Allmacht" des Sachverständigen, Wien 1990,9 ff. 
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Dr. Gerhart A. Bertoldl 
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger 

Die Bewertung von Fassadenrissen 
und ihre Sanierung 
Unter besonderer Berücksichtigung des Vergleiches von Fertigputz 
und baustellengemischten Produkten 

1. Einleitung 

Risse an Gebäudeteilen oder Fassaden sind leider europaweit 
verbreitet. Die in Österreich vielfach vertretene Ansicht - es 
gibt keinen Bau ohne Riß, zu einem Verputz gehören einfach 
Risse - ist grundsätzlich falsch. Wie mir ein Bauherr zu recht 
sagte, 

"ich habe keine Risse bestellt und ich kaufe keine Risse". 

Eine Bagatellisierung von Rissen an einem Gebäude, sei es an 
der Fassade oder sei es innen, ist grundsätzlich nicht ange· 
bracht. Alle, wie immer geartete Risse bedürfen zweifelsohne 
einer gründlichen Untersuchung. Ich hoffe, es wird mir möglich 
sein, dies klar zu machen. Will man ein Thema, was immer es 
sei, untersuchen, so ist vorweg eine Systematik immer hilf­
reich. Grundsätzlich ist zu sagen, daß man alle Risse in fol· 
gende Gruppen einteilen kann: 

1. Risse, die die Ästhetik beeinflussen. 
2. Risse, die sowohl die Ästhetik beeinflussen, aber bei denen 

unter Umständen die Gefahr einer Substanzschädigung des 
Gebäudes auf längere Zeit möglich ist 

3. Risse, die prinzipiell als substanzschädigend anzusehen 
sind. 

2. Zur Ästhetik 

skop etc.) ist deutlich von dem Abstand, in dem wir die Fläche 
untersuchen, abhängig. Wie das Bild 1 zeigt, ist die Sichtbar­
keit eines Risses eindeutig vom Abstand abhängig. Das riß· 
feststellende Organ - unser Auge - beinhaltet eine Konstante, 
ab der überhaupt zwei Linien getrennt unterschieden werden 
können. 

Da der Riß in seiner Sichtbarkeit vom Abstand abhängig ist, 
muß man sich klarmachen, welchen Abstand zur Rißbeurtei· 
lung man wählen will. Da hat sich, gemäß verschiedenen Be· 
mühungen deutscher Fachleute, im wesentlichen eine Gliede­
rung des Anforderungsniveaus der betrachteten Fläche in 
niedrig, hoch und sehr hoch bewährt. Es ist einsichtig, daß 
ich bei der Hinterwand eines Industriegebäudes ein anderes 
Anforderungsniveau an das ästhetische Stören eines Risses 
stellen muß, als bei der Eingangsfassade eines Luxushotels. 
Und es muß hervorgehoben werden, ich habe hier lediglich die 
ästhetischen Anforderungen klargelegt, weitere Untersuchun-
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gen müssen gemäß den oben angegebenen Punkten Klärung 
schaffen. Nicht vergessen darf man, daß bei der ästhetischen 
Beeinflussung einer Fläche durch Risse, vielfach die echte 
Rißbreite nicht ausschlaggebend ist. Bei jedem Riß gelten 
bestimmte physikalische Gesetze, wie sie das Bild 2 zeigt. 

Das bedeutet, daß ein Riß in einem kapillarporösen Körper -
und praktisch alle unsere Baustoffe, mit Ausnahme von Glas 
und Metall sowie Kunststoffe, sind kapillarporöse Körper- eine 
deutliche Veränderung der kapillarphysikalischen Eigenschaf­
ten bedeutet. Grundsätzlich zu sagen ist: je feiner der Riß, um 
so weiter transportiert er Flüssigkeit- aber um so weniger an 
Masse. Je größer der Riß ist, um so weniger transportiert er 
bezüglich seiner Länge- um so mehr jedoch in seiner Masse. 
D. h. ein großer Riß saugt viel Wasser nicht sehr weit, ein klei­
ner Riß saugt wenig Wasser weit. Dabei ist dieses Hoch- oder 
Geringsaugen bei der Betrachtung der Oberflächen einer Fas­
sade unbedeutend, denn die Dicke einer Fassade ist nie so 
hoch, daß sie die effektive Saugfähigkeit überschreitet. 

Aufgrund dieser physikalischen Eigenschalten wird Wasser 
beim Riß bevorzugt und konzentriert angesaugt und natürlich 
nicht nur Wasser, sondern auch Schmutzpartikel etc. Es kommt 
daher- vielfach, wenn auch nicht immer, abhängig vom Feuch­
teanfall - mit der Zeit zu einer starken, scheinbaren Vergröße­
rung des Risses, ohne daß der effektive Rißdurchmesser sich 
verändert. Dies ist also, wenn man einen Riß zum frühen Zeit­
punkt des Entstehans untersucht, zu berücksichtigen. Ein 
zuerst kaum sichtbarer Riß kann im Laufe der Zeit - meistens 
sogar - durch diesen Ansaug- und Fließpapiereffekt zu einer 
eklatanten ästhetischen Beeinträchtigung der Fläche führen. 

Um nun weiter einen Riß zu beurteilen, nachdem die ästheti­
sche Beeinflussung klargelegt ist, bedarf es primär einer sehr 
exakten Rißaufnahme, welche noch keine Beurteilung beinhal­
ten sollte. Die Rißaufnahme soll neutral erstellt werden. Eine 
exakte und dadurch zeitaufwendige Rißaufnahme kann dann 
letztendlich eine Einordnung in eine der drei eingangs erwähn-

. ten Rißeinteilungen ergeben. 

3. Die Rißaufnahme 

3.1. Rißbreite 

Die Rißbreite wird am besten mit einer Rißlupe bestimmt. Es ist 
so, daß der bloße Vergleich mit einer Rißstrichtafel meistens 
größere Rißbreiten ergibt, da die Risse ja zum allergrößten Teil 
nicht gerade, mit gleichen Abständen zu den Flanken sind, 
sondern zickzack, unterbrochen etc. Man gibt also am besten 
eine gewisse Schwankungsbreite und eine mittlere Rißbreite 
an. 

3.2. Rißtiefe 

Die Rißtiefe kann mit einem sehr dünnen Stahldraht, von dem 
man am besten mehrere Kaliber vorrätig hat, provisorisch 
ermittelt werden, ohne daß man einen Eingriff in das Material 
vornimmt. Man muß es selbstverständlich an verschiedenen 
Stellen probieren, die Aussage ist jedoch nicht 1 OO%ig, son­
dern nur qualitativ. Eine tatsächliche Rißtiefenbestimmung 
kann nur dann erfolgen, wenn man eine Öffnung vornimmt. 
Diese Öffnung muß vorsichtigst erfolgen, daß nicht eine Ver· 
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breiterung des Risses durch den mechanischen Eingriff ent· 
steht. Dies kann mit einer kleinen Handilex erfolgen, oder mit 
einer Bohrmaschine, mit welcher man eine Lochkette um ein 
bestimmtes Gebiet erzeugt, so daß ein ein Herausbrechen 
eines Teiles möglich ist. Um jedoch ganz sicher zu gehen, daß 
der mechanische Eingriff nicht eine Täuschung hervorruft, 
kann man den Riß zuerst mit einer alkoholischen Fluoreszenz­
lösung tränken. Nach etwa einer halben Stunde kann man die 
Probeentnahme durchführen. Bei der Betrachtung mit dem 
Handfluoriszenzgerät sieht man sehr genau, ob der Riß durch 
den mechanischen Eingriff vergrößert wurde (hier zeigt sich 
kein Fluoreszieren) oder nicht. 

3.3. Der Rißverlauf, am besten in Form einer Skizze 

Dabei werden Einzelrisse in ihrem Verlauf genannt, etwa: 
senkrecht, waagrecht, zickzack etc. 

3.4. Gesamtzusammenhang zu anderen Rissen 

Etwa ob die Risse krakeleeförmig - in einem engen, kleinen 
Krakelee (z. B. 5 cm, 20 cm, 1 m) - sind oder ob es sich um 
Parallelrisse handelt. Die Feststellung des Rißzusammenhan· 
ges und die Objektivierung ist von großer Bedeutung. 

3.5. Systematisierung des Risses 

Bei der Ermittlung des Rißzusammenhanges kann man fest­
stellen, ob bestimmte bevorzugte Richtungen vorhanden sind, 
wie etwa nur horizontal, etc. 

3.6. Feststellung, ob das gesamte Objekt systematische 
Risse aufweist 

Dies bedeutet, man muß beim gesamten Objekt schauen, ob 
die gleiche Systematik sich über das gesamte Objekt zieht, 
oder ob nur bestimmte Seiten beeinflußt sind, oder ob bei ver· 
schisdenen Seiten und auf verschiedenen Flächen ein ver­
schiedenes Rißbild vorhanden ist. Heute macht man diese Auf­
nahmen natürlich am besten mit einer Digitalkamera, mit wel­
cher man ohne Probleme beliebig viele Aufnahmen erstellen 
kann und die sofort gedruckt werden können. 

3.7. Aussehen der Rißflanken 

Es ist von Bedeutung festzustellen, ob die Rißflanken relativ 
homogen sind und direkt in den Riß führen, oder ob die 
Rißflanken aufgefasert, teilweise in kleine Parallelrisse über­
führen oder ob sie sogar mylonitisiert und zerstört sind. 

3.8. Hohlstellenermittlung um die Risse 

Bei vielen Rissen ist es der Fall, daß, sei es unter Verputz oder 
sei es im Mauerwerk drinnen, Hohlstellen vorhanden sind. 
Diese Hohlstellen können durch leichtes Klopfen an den Riß­
kanten und natürlich, wenn man Hohlstellen findet, durch Öff­
nung charakterisiert werden. 

4. Ursachen der Risse 

Grundsätzlich kann die Ursache dreigeteilt werden: 

1. Falsche Rezeptur 
2. Falsche Verarbeitung 
3. Bewegungen aus dem Untergrund 
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Die Bewertung von Fassadenrissen und ihre Sanierung 

4.1. Falsche Rezeptur: 

Eine falsche Rezeptur (sowohl des Putzes als auch einer 
Untergrundkomponente) ist gekennzeichnet durch die: 

1. Verwendung eines falschen Bindemittels oder 
2. falscher Bindemittelkombination, eine 
3. falsche Proportion zwischen Bindemittel und Zuschlagstoff, 

oder eine 
4. falsche Zusammensetzung des Sandes oder 
5. falsche Materialqualität des Sandes oder 
6. eine zu hohe oder zu niedrige Rezeptierung im Bindemittel· 

anteil. 
7. oder Verwendung einer falschen Wassermenge 
8. oder fehlerhafte Verwendung oder Dosierung eines Additi· 

ves 

Für Baustellen gemischte Verputze ist die DIN·Rezeptierungs· 
tabeile sicherlich gut anwendbar, Bild 3. Sie sagt jedoch 
nichts über eine sehr wesentliche Verputzkomponente aus, 
nämlich die Sandzusammensetzung. Die Sandzusammen­
setzung ist von entscheidender Bedeutung für einen rißfreien 
Verputz oder auch Mörtel. Dies ist auch leicht einzusehen, da 
ja das Hauptvolumen des Verputzes aus Sand besteht. Eine 
Sandzusammensetzung sollte so (dies gilt auch für Beton) 

Abb.3 
Mörtelgruppen, Mischungsverhältnis von Baustellenmörtel in Raum­
teilen (AT) und besondere Eigenschaften. Bei Werkmörteln wird das 
Mischungsverhältnis aufgrund von Eignungsprüfungen festgelegt. 
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3 Eine geringe Zementzugabe ist zulässig 
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sein, daß eine möglichst geeignete Raumfüllung erreicht wird. 
Doch zur Raumfüllung muß speziell gesagt werden, daß dies 
nicht bedeutet, daß alle Lücken zu schließen sind. Eine für 
einen Verputz gute Raumfüllung bedeutet, daß bereits im 
frühen Zustand des Verputzes unter den speziellen Absaugbe· 
dingungen des Untergrundes, bereits eine Korn-zu-Korn· 
Berührung entsteht, so daß weitere Schwindkräfte, woher sie 
auch immer kommen, nicht mehr einwirken können. Eine sol-
che Korn-Korn-Berührung kann auch mit sehr ausgefallenen 
Granatametrien erreicht werden, und dies ist besonders bei 
Kalkputzen von Bedeutung, welche ja zur Carbonatisierung 
co, benötigen und dementsprechend ein relativ offenporiges 
Gefüge benötigen. Die Vorschläge zur Granulometrie und 
Sandbeurteilung zeigt Bild 4. Hervorzuheben ist, daß dem 
Feinanteil bei Verputzen ein besonderes Augenmerk zuzuwen· 
den ist. Einerseits sollen genügend Feinteile vorhanden sein, 
andererseits müssen gewisse Feinteile ausgeschlossen sein. · 
Grundsätzlich gilt, daß all diejenigen Feinteile, welche <2 ~ : ::C j 

sind und üblicherweise als Tonbestandteile (obwohl sie es nicht 
immer sind) angesprochen werden, nicht vorhanden sein sol-
len. Feinteile <0,2 mm b.is etwa 20 ~ sollen jedoch in genügen· 
der Menge, d. h. zwischen 10% und 20%- jedoch nicht mehr 
- vorhanden sein. Ob Brechsande oder Rundsande Verwen-
dung finden, ist heute nicht mehr von entscheidender Bedeu-
tung, ja, man tendiert heute zur Ansicht, daß auch Brechsande 
bis zu 50%, oft darüber, zugesetzt werden dürfen. Brechsande 
bedeuten einen etwas höheren Wasseranspruch und deswe-
gen sind sie mit Vorsicht zu verwenden. Um sich eine Vorstel-
lung über die spezifische Oberfläche von Sanden zu machen 
siehe Bild 5. ln dieser Tabelle wurden die spezifischen Ober­
flächen mit verschiedenen Methoden bestimmt und man sieht, 
daß die rein rechnerischen Werte, insbesondere im Sand· und 
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Die Bewertung von Fassadenrissen und ihre Sanierung 

Abb 5: Spezifische Oberfläche von Zuschlagstoffen. 
Durch verschiedene Methoden erhaltenen spez. Oberflächen 
(cm2/g) von Zuschlagstoffen 
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Feinsandanteil völlig falsch sind und allein experimentell ermit­
telte Werte, etwa mit Strömungsgeschwindigkeiten etc., zu 
richtigen Ergebnissen führen. Bei der Rezeptierung, welche in 
der alten DIN-Tabelle, die beigefügt ist, angegeben wird, sind 
die Bindemittel zu Zuschlagstollverhältnisse angegeben. 
Jedoch ist zu beachten, daß die Allgefahr der Fehlrezeptie.rung 
in der Überdosierung des Bindemittels besteht. Eine Uber­
dimensionierung bedeutet immer, zu hohe Härte und hohe 
Schwindung. 

Es ist einsichtig, daß bei einem baustellen-gemischten Verputz 
oder Mörtel die Rezepturen genau einzuhalten sind und daß 
man an die Dosier- oder Mischmaschine am besten immer 
einen sehr gewissenhaften, ja einen der besten Leute der Par­
tie geben soll. Es ist aber sicherlich einzusehen, daß eine 
Rezeptierung auf der Baustelle niemals so genau sein kann, 
wie eine Rezeptierung in einem Werk. Vor allem ist vielfach die 
Sandkomponente, da ja meistens der Sand volumetrisch 
dosiert wird, nicht genau zu erfassen. Durch variable Feuchtig­
keitsgehalte des Sandes werden nämlich sehr stark variable 
Raumgewichte erreicht, wodurch es zu Fehldosierungen kom­
men kann. Die Variation der Raumgewichte eines Sandes in 
Abhängigkeit von seiner Feuchtigkeit zeigt das Bild 6. Nun 
sagt die Granulometrie allein nicht alles aus, denn das Maxi­
malkorn ist sehr wesentlich abhängig von der aufgetragenen 

Abbildung 6 
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Verputzstärke. Seit vielen Jahrhunderlen gab es dazu eine 
sehr einfache Regel, nämlich das Maximalkorn sollte etwa 1/3 
der Verputzstärke betragen, kann jedoch durchaus auch 
größer, aber nicht kleiner sein. 

Bei alten Verputzen sieht man, daß diese Regel praktisch 
immer eingehalten wurde, d. h. sehr grobe Körnungen Ver­
wendung fanden. Es bedarf jedoch einer ganz bestimmten 
Anwurf- und Anlegemethode- und die meisten heutigen Ver­
putzer sind nicht in der Lage, mit einem so großen Korn zu 
arbeiten. Entweder es rutscht ihnen die Masse ab oder ein 
Großteil des Kornes wird bei den derzeitigen Anwurfmethoden 
als Rückprallkorn auf den Boden fallen. 

Die Trockenfertigputz- und Mörtelindustrie arbeitet grundsätz­
lich gegen diese Regel, d. h. sie arbeitet mit Maximalkörnern 
von 0,6 bis max. 2 mm, obwohl die Verputzstärken großen 
Teils um 2 cm oder darüber sind. Dies hat seinen Grund darin, 
daß Fertigputze maschinell aufgebracht werden und bei den 
marktbeherrschenden Förderpumpen es sich um Gummimantei­
Schneckenpumpen handelt, welche mit größerem Korn nicht 
arbeiten können. Mörtelpumpen, welche mit Kolben arbeiten, 
können durchaus auch mit großen Körnungen betrieben wer­
den, sind jedoch aus verschiedenen Gründen sehr selten am 
Markt. 

Wie geht es nun überein, daß man eine alte Regel vom Maxi­
malkam plötzlich vom Tisch wischt und mit einem kleinen Korn 
arbeitet? Die Trockenfertigputzindustrie geht im Wesentlichen 
diesen Problemen dadurch aus dem Weg, daß sie spezielle 
Additive in ihrer Rezeptur einfügt, die zumindest teilweise, das 
Fehlen des Maximalkornes ersetzt. Würde man ohne chemi­
sche Additive eine Rezeptur mit den Körnungen der Fertigput­
ze verwenden, so käme es zu einer enormen Rißbildung und 
zum großen Teil zu völlig unbrauchbaren Verputzen und Mör­
teln. Trotz allen Bemühungen der Fertigputzindustrie, das 
Rißproblem durch die Additive völlig in die Hand zu bekom­
men, gibt es immer noch, besonders bei etwas erhöhten Putz­
stärken, kleine Schwierigkeiten. 

Trotzdem muß ich sagen, ist das Risiko bei der Verwendung 
eines Fertigputzes oder Mörtels geringer als bei einem bau­
stellengemischten Verputz. Vor allem sind die Fertigputze 
sicher und an jeder Baustelle gleich zusammengesetzt. Auch 
sind die Erzeuger von Fertigputzen große und gut ausgerüste­
te Firmen, die über eigene Labor- und Kontrollsysteme verfü­
gen, damit einmal entwickelte und bewährte Rezepturen auch 
eingehalten werden können. Zusätzlich ist zu sagen, daß be> 
der Verwendung eines solchen Verputzes sich der Verwender 
natürlich bei Rezeptfehlern bei diesen Firmen schadlos halten 
kann. Die Frage, ob solche Rezeptfehler nachweislich sind, 
kann eindeutig mit ja beantwortet werden. Dabei allerdings darf 
man sich nicht auf die Normen beschränken und sagen, 
jawohl, es hat den Normen entsprochen, sondern man muß in 
die Rezeptierung und in das Rezeptierungsdetail eingehen. Mit 
den heutigen Mitteln können sämtliche Rezepturen und Rezep­
turdetails erlaßt werden und auf ihre Sinnhalligkeil geprüft wer­
den. Allerdings ist der Aufwand dann etwas groß, bei dement­
sprechenen Objekten sollte dieser Aufwand jedoch immer ver­
tretbar sein. 
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4.2. Falsche Verarbeitung 

Spricht man über die Verarbeitung, so muß man darauf einge­
hen, daß der Aufbau eines Verputzes, egal auf welchem Unter­
grund, bestimmten Gesetzmäßigkeilen gehorchen muß. Dies 
gilt vor allem und insbesondere für baustellengemischte Mate· 
rialien. Man kann die Art des Verputzauftrages grundsätzlich in 
folgende Gruppen unterteilen: 

1. Einschichtig, dicklagig, klassische Perioden und Mittelalter 
2. einschichtig, wie 1, jedoch mit einer kleinen egalisierenden 

Feinputzschicht 
3. zweischichtig mit einer ausgeprägten Feinputzschicht ver· 

einzelnd ausgehendes Mittelalter bis in die Neuzeit 
4. dreischichtiger Verputz, Vorspritz, Grobputz, Feinputz, etwa 

beginnend ab 1920 
5. vielschichtige Verputze, wie etwa Typ Pompeji 
6. dünnschichtige, einlagige Verputze, Besen·, Streich-, Glätt­

oder auch venezianischer Verputz. 

Charakteristisch ist, daß klassische Verputze, bis etwa Anfang 
des vorigen Jahrhunderts, im wesentlichen einschichtig aufge­
tragen wurden und lediglich die Oberflächen unter bestimmten 
Bedingungen für Reliefe und Zierungen mit einem Feinputz 
überzogen wurden, der jedoch sehr dünn war. Erst etwa in 
den dreißiger Jahren des vorigen Jahrhunderts wurde der 
sogenannte dreischichtige Verputzaufbau entwickelt. Er ist 
also relativ jung. Dabei ging man von den Forschungen der 
EMPA Zürich (Prof. Haller) aus, welche nach langjährigen 
Untersuchungen einen Aufbau nach Vorspritz, Grundputz und 
Feinputz als optimal fand, wenn die Härten zwischen Innen und 
Außen deutlich abnahmen. D. h. das Härteste, der Vorspritz, 
besteht im Wesentlichen nur aus grobkörnigem, feinteilfrei 
gewaschenem Sand mit drei- bis vierhundert Kilogramm Bin· 
damittel pro Kubikmeter, bevorzugt Zement. Ein Vorspritz auf 
Kalkbasis ist völlig falsch und nicht zu akzeptieren. Der nach­
folgende Grundputz entspricht im Wesentlichen den Rezep­
turen der DIN-Tabellen, auch die Granulometrien, wie bereits 
vorher beschrieben. Der Feinputz muß im Wesentlichen wei­
cher sein, welches man dadurch erreicht, daß einerseits das 
Maximalkorn etwa mit zwei Millimeter beschränkt ist und 
zusätzlich eine Rezeptierung des Bindemittelgehaltes um 
minus 20% erfolgt. Jedoch kann es Probleme geben, wenn die 
Oberfläche zu stark abgerieben wird. Nach einfachen physika· 
fischen Prinzipien reichert sich in einem solchen Fall der 
Feinanteil, d. h. das Bindemittel, an der Oberfläche an und es 
kommt zu einer oberflächlich sehr harten Schicht, auch wenn 
nur Kalk als Bindemittel verwendet wird. Ein zu hoher Binde· 
mittelgehalt, ein zu hoher Feinteilgehalt des Feinsandes, sowie 
zu starkes Abreiben der Oberfläche führt immer zu einem kra­
keleeartigen Reißen, welches ästhetisch äußerst auffällig sein 
kann und ein Charakteristikum eines falsch verarbeiteten Drei­
schichtputzes ist. Die Risse gehen meistens nicht in den 
Grundputz und sind auf den Feinputz beschränkt. Bei der Ver· 
arbeitung muß also auf die Einhaltung der Rezepturen sowie 
auf die Einhaltung der Bearbeitung, insbesondere der Ober­
fläche geachtet werden. Ferner ist bei baustellengemischten 
Verputzen auf die Saugfähigkeit des Untergrundes zu achten. 
Bei sehr großer Saugfähigkeit und nicht optimaler Granulome· 
trie des Sandes, kommt es sehr früh zu Rißbildungen, die 
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dadurch entstehen, daß das Wasser in den Untergrund abge· 
saugt wird und damit das Volumen des Verputzes verringert 
wird, das durch Rißbildung kompensiert werden muß. 

Das Vornetzen des Untergrundes, um seine Saugfähigkeit zu 
verringern, ist nicht immer zielführend. Großteils entsteht durch 
das Vornetzen des Untergrundes eine Aktivierung der kapilla­
ren Saugfähigkeit und es kommt umgekehrt zu einem stärke­
ren Wasserabsaugen aus dem Material. Trockene, ansonsten 
saugende Körper sind oft zuerst wasserabweisend, bevor sie 
richtig zu saugen anfangen. Man kann dies gut an ausgetrock­
neter Blumenerde beobachten, die zuerst abperlt und erst 
langsam die Saugfähigkeit wieder gewinnt. 

Bei der Verwendung des Fertigputzes ist es entscheidend, daß 
die Verarbeitungsrichtlinien eingehalten werden. Grundsätzlich 
empfehle ich, besonders bei größeren Objekten, daß bei Ver­
wendung von Fertigputzen ein Vorführmeister einige Stunden 
am Bau den Leuten für diesen speziellen Bau die Anwendung 
des Produktes zeigt. Dies gilt besonders dann, wenn die ver­
arbeitende Firma ein bestimmtes Produkt nicht so oft, oder 
unter Umständen noch gar nicht verwendet hat. Auch bei kriti· 
sehen Untergründen, wie dies etwa Holzwoll- oder Holzspan­
leichtbaumaterial, Durisolsteine etc. sind, ist die Hinzuziehung 
des Vorführmeisters der liefernden Firma empfehlenswert. 
Dies deshalb, daß dann, falls Schäden auftreten, eine Absi­
cherung für die verarbeitende Firma vorhanden ist. Ich sehe es 
grundsätzlich als wesentlichen Vorteil eines Fertigputzes an, 
daß, wenn der Verarbeiter nicht entscheidende Verarbeitungs­
mängel macht, eine Risikoabdeckung durch die Lieferfirma 
vorhanden ist. RisikoabdeckunQ und gleichmäßig angelie­
fertes standardisiertes Produkt, das höhere Leistungen 
ermöglicht, scheinen mir die entscheidenden Vorteile des 
Fertigputzes zu sein. 

Haben wir vorhin von dem dreischichtigen Aufbau gesprochen, 
so muß man für den Bereich der Denkmalpflege sagen, daß 
man sehr wohl untersuchen muß, wie der dortige Aufbau ist, ,, .. 
und meistens wird er einschichtig, nur mit einem dünnen -.;.___, 
Feinputzüberzug sein. Gemäß der Charta von Venedig sind 
diese Methoden dann auch auf den Bau inklusive der Granulo­
metrie anzuwenden. Da, wenn etwas ersetzt werden soll, 
immer Gleiches durch Gleiches ersetzt werden soll. Der Inter-
esse halber möchte ich noch eine Art des Verpulzens hervor· 
heben, welche mit Sicherheit bei einem baustellengemischten 
Produkt die optimale Qualität gibt. Ich nenne diese Art des Ver­
putzans immer "Typ Pompeji", da dieser in den Gebieten von 
Pompeji und Herculaneum und auch in anderen altrömischen 
Gebieten verwendet wurde. Dabei wurde eine dünne Verputz­
schicht mit etwa einem Millimeter Korn und Kalk, sowie Zumi­
schung von Hydrauliten aufgetragen. Nach dem Auftragen der 
etwa drei bis vier Millimeter dicken Schicht wurde zwei, drei 
Wochen gewartet und dann wurde wieder eine so dünne 
Schicht aufgetragen - dies bis zu achtmal. Da die Erhärtung 
von Luftkalkputzen von der Oberfläche her erfolgt, war bei die· 
sen Schichten die Oberfläche nach der Wartezeit hart, 
während die Unterseite der dünnen Schicht noch nicht voll kar­
banalisierte. Durch dieses schichtweise Auftragen trat ein 
Sperrholzeffekt ein, d. h. weich - hart, weich - hart, weich -
hart. Ein solcher Verputz übersteht innen und außen praktisch 
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alles über Jahrtausende. Leider, und dies muß gesagt werden, 
ist das natürlich ein sehr großer zeitlicher und großer Arbeits­
aufwand und kann heute nur unter ganz speziellen Bedingun­
gen ausgeführt werden. 

Spezielle Beachtung des Ausführenden auf den Untergrund 
verdienen Untergründe mit verschiedener Saugfähigkeit Bei 
kleinflächigen Untergründen verschiedener Saugfähigkeit (Zie­
gelsteine mit Mörtel) ist das Problem des Abzeichnens oft 
durch kleine Risse gegeben, was nur schwierig zu umgehen 
ist, am besten in einem mindestens zweischichtigen Grund­
putzauftag. Wenn die verschiedenen saugfähigen Flächen 
jeweils großflächig sind, kann eine Schwindungsdifferenz an 
den Übergangsstellen am besten durch die Einführung eines 
Schnittes behoben werden. 

Die wichtigsten Fehler bei der Verarbeitung sind zusammen­
fassend: 
1. falsche Rezeptur 
2. unkonstante Rezeptierung 
3. ungenaue und variable Wasserzugabe 
4. keine Berücksichtigung der Untergrundeigenschaften 
5. ungeeigneter Untergrund (z. B. verschmutzt, zu glatt etc.) 
6. Verwendung alten, aufgeschlagenen Materials 
7. zu starkes Bearbeiten der Oberfläche, sowohl des Grund­

als auch des Feinputzes 
8. zu starkes Vor- oder Nachnetzen 
9. zu schnelles Abtrocknen durch Wind und Sonne 

10. zu frühes Aufbringen einer neuen Schicht 
11. Verwendung eines nicht geeigenten Versetzmörtels im 

Untergrund 
12. schlechtes Versetzen von Steinen im Untergrund, offene 

Fugen etc. 

Alle hier genannten Fehler können zu Rissen führen. Untersu­
chungen zeigen dann jedoch immer den tatsächlichen Grund. 
Charakteristisch für die durch Verarbeitung bedingten Risse ist, 
daß sie fast immer regellos sind und nur bei Steinabzeichnun­
gen systematisch sind, ansonsten krakeleeartig. 

4.3. Bewegungen aus dem Untergrund 

Als Grundsatz kann gelten, daß jedes, wie immer geartetes 
Gebäude nicht nur während der Erstellung oder kurz nach der 
Erstellung, sondern generell auf Lebenszeit eine dreidimensio­
nale Bewegung durchmacht. Kein Gebäude ist bewegungs­
stabil. Und daher muß ich folgenden Satz mit allem Gewicht 
und aller Schwere aussprechen: 

Der Statiker ist nicht nur für die Standsicherheit des 
Gebäudes voll verantwortlich, sondern auch für die insge­
samte Rißfreiheit 

Bild 7 zeigt thermische und hygrische Bewegungen einiger 
Baustoffe. Sie ermöglichen es, unter Zuhilfenahme anderer 
Basiswerkzeuge des Statikers Voraussagen zu treffen. 

Der Statiker hat somit die Bewegungen des Gebäudes zu 

Abb. 7: Lineare Thermische Ausdehnung von Baustoffen, Material a · 1 0..,.; mim pro Grad Celsius 
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beurteilen, den Rohbau rißfrei zu halten und so bestimmte 
Bewegungen auftreten, welche auf nachfolgende Schichten, 
etwa Verputz, Einfluß haben können, aufmerksam zu machen, 
daß hier bestimmte Vorkehrungen zu treffen sind, Bei dem 
Postulat der Rißfreiheit ist natürlich, wie eingangs erwähnt, zu 
berücksichtigen, welchen Grad sie haben muß, Die altbekann­
te Argumentation, daß etwa bei einem Betonbalken Risse an 
der Zugseite durchaus erlaubt sind, darf nicht so weit gehen, 
daß man sagt, diese dürfen auch auf darüber folgende Schich­
ten deutlich sichtbar sein, Zusätzlich muß darauf hingewiesen 
werden, daß bei einem armierten Beton jede Rißbildung auf 
der Zugseite im Grunde genommen, wenn Feuchtigkeit ein­
dringen kann, eine Gefahr für die Armierung bedeutet An die­
ser Stelle kann eine schnellere Karbonatisierung erfolgen und 
dadurch kann an dieser Stelle schneller der ph-Wert von "9" 
unterschritten werden und damit der Korrosionsschutz. Die 
Behebung ist etwa durch einen Rabitz leicht zu beheben, Im 
Innenteil eines Gebäudes ist eine solche Gefahr ja nicht oder 
nur geringst gegeben, da eine direkte zusätzliche Wasserein­
wirkung kaum vorhanden ist Hier ist jedoch zu berücksichti­
gen, daß besonders im Innenraum, Risse durchaus ästhe­
tisch beeindruckend sind und der Hausherr nicht die Ver­
pflichtung hat, Risse mitzukaufen. 

Sehr wichtig ist es, daß die Beurteilung der Systematik der 
Risse, wie eingehend beschrieben, durchgeführt wird, Syste­
matische Risse, welche sich über ein gesamtes Gebäude 
immer mit einem bestimmten Charakteristikum ziehen, sind 
größtenteils Risse, welche durch die dreidimensionale Bewe­
gung des Gebäudes hervorgerufen werden und wo, von Seiten 
des Statikers, nicht bestimmte Vorkehrungen getroffen werden, 
Nahezu an jedem dritten neuen Gebäude können solche 
Risse festgestellt werden, etwa sogenannte Deckenschub­
risse. Bild 8. 

Der Einbau eines Deckenlagers mit dementsprechenden 
Schnittstellen innen und außen ist leider bei uns nicht üblich. 
Treten diese Risse auf, so kann jedoch der Bauherr berechtigt 
sagen: "Ich habe keine Risse gekauft". Es sei denn, der Stati­
ker habe schon im vorhinein gesagt: "Wenn diese Decke nicht 
gelagert wird und die dementsprechenden Schnittstellen innen 
und außen angebracht werden, kann es - oder kommt es 
höchstwahrscheinlich - zu Rißbildung". Dann kann der Bau­
herr sagen: "Macht mir nichts aus, ich habe dafür eine gewis­
se, wenn auch meistens sehr kleine Verbilligung des Baues". 

Neben den Rissen, die auf dem direkten Untergrund entste­
hen, sind natürlich Satzungsrisse ebenfalls zu beanstanden. 
Insbesondere bei ungleichmäßigem Bauuntergrund, welcher 
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sehr oft der Fall ist, kommt es zu Setzrissen, welche von Klein­
rissen bis zu klaffenden Großrissen reichen können. Solche 
Setzungen des Untergrundes sind voraussehbar. Sollten dem 
Bauherren die Kosten für eine dementsprechende Untersu­
chung des Untergrundes, welche der Statiker empfiehlt, zu 
teuer sein, so kann er, wenn der Statiker feststellt, daß er durch 
die Standsicherheit des Gebäudes nicht beeinträchtigt wird, 
diese akzeptieren. Der Statiker hat jedoch die Aufgabe, 
diese möglichen, die Standsicherheit nicht beeinflussenden 
Risse durch variable Senkungen des Untergrundes vorherzu­
sagen und aufmerksam zu machen. 

Bei Bewegungen im Untergrund ist besonders die Relativbe­
wegung zweier Bauteile zu berücksichtigen. Zwei aneinander 
Stoßende - etwa Fertigbetonteile oder Deckenplatten etc. -
bedingen eine mögliche Parallelbewegung, welche zu Rißbil­
dungen führt. D. h. insbesondere auch wenn die beiden anein­
ander stoßenden Bauteile aus verschiedenem Material sind, 
d. h. verschiedene physikalische Konstanten haben, sind diese 
zum Schutz des darüber liegenden Verputzes durch einen 
Schnitt zu trennen. Tut man das nicht, kommt es an diesen 
Stoßstellen nicht nur zu einer Rißbildung, sondern vielfach 
auch zu einer Lockerung des Verputzes vom Untergrund in 
variabler Größe, oft nur einige Zentimeter, kann jedoch auch in 
den Dezimeter-Bereich gehen. Risse sind somit immer auch 
Gefahrenpunkte für ein Abscheren eines Verputzes vom Unter­
grund. Dies gilt für innen und außen. 

Zusätzlich festzustellen ist, daß die Einhaltung einer bestimm­
ten Norm, hier nur auf Baumaterialien bezogen, nicht unbe­
dingt dem Bauherren die Sicherheit geben muß, daß keine 
Schäden bei der Verwendung dieses Materials und auch ord-

Außenwand- Ansicht Sy 

Verkürzung der Dachdecke gegenüber der 
darunterliegenden Decke (aus DIN 18 530) 

CD Mauerwerksverfo~mung 
geringer als die Deckon­
randverdrehung 

® Mauerwerksverformung 
entsprechend der 
Docken randverdreh un g 

massive Dachdecke 

Verformung infolge Durchbiegen der Decken. Die 
·maßgebende Verformung ist der Auflagerdreh­

winke I a (aus DIN 18 530). 
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nungsgemäßer Verarbeitung auftreten. Ein Großteil der derzei­
tigen Normen, besonders bei Verputzen, bestätigt im Grunde 
genommen nur, daß ein Werk eine bestimmte Konstanz in der 
Lieferung hat, eine Garantie für optimale Qualität in der spezi­
ellen Anwendung wird dadurch keinesfalls gegeben_ Normen 
sind ja, obwohl der Laie dies vielfach glaubt, nicht die Garantie 
für eine optimale Produktqualität, sondern sie zeigen nur auf, 
daß ein Produkt nach unten nicht abrutscht Sie entstehen ja, 
wie ja fast jedermann hier weiß, durch einen intensiven Nah­
kampf verschiedener Interessensgruppen und sind letztendlich 
ein Mittelwert, auf dem sich alle Interessenten einigen können_ 
Diese sogenannte lndustrienorm, die also nur den Ausgang 
eines Produktes und dessen Konstante bestätigt, ist in Zukunft 
eine andere Norm entgegenzusetzen, die sagt: Das Produkt 
muß an der Baustelle reklamations- und schadensfrei sein. Es 
ist somit im Wesentlichen in den Vordergrund gerückt, daß der 
Hersteller die Sicherheit geben muß, daß dieses Produkt an 
der Baustelle funktioniert, und zwar an jeder Baustelle, bei der 
er es erlaubt Der alten Ansicht der Industrienorm ist die Kon­
sumentenschutznorm entgegenzustellen, die dem Konsumen­
ten in jedem Fall der erlaubten Anwendung ein einwandfreies 
Endprodukt gewährleistet 

Da die Feuchtigkeit im Bau (siehe die Tabelle der hygrischen 

Abb. 9 
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Feuchtebewegungen) eine nicht unbedeutende Rolle spielt, e., r---t----.....:~-_,, __ __ 
insbesondere da die Baufeuchte nie vor dem dritten, oft aber 
erst nach dem 5. Jahr abgeklungen ist und sich die charakteri­
stische Baugleichgewichtsfeuchte einstelle, ist der Feuchtever­
teilung bei jedem Gutachten besonderes Augenmerk zu schen­
ken_ Bild 9 etwa zeigt die Feuchteverteilung in einer Wand. 

Diese Feuchte ist jedoch keinesfalls stabiL ln kapillarporösen 
Körpern bewegt sich die Feuchte in Richtung des Wärme­
stromes, somit vom Punkt der höheren Temperatur zu dem 
der niedrigeren. Da die Feuchte im Bau, etwa in einer Wand, 
kaum je gleichmäßig verteilt ist, kommt es zu Wanderungen 
des Feuchtemaximus je nach Temperatur und Witterungsbe­
dingungen. Eine punktuelle Feuchtebestimmung ohne 
Bestimmung der Querschnittsfeuchteverteilung ist somit 
ein schwerwiegender Aufnahmefehler. 

Ein besonderes Risiko, welches selbst sehr kleine Risse im 
Zusammenhang mit Feuchtigkeit darstellen, ist folgendes: 

Wenn die Oberfläche eine geringere Saugfähigkeit hat, als das 
darunterliegende Material und es treten auch nur ganz kleine 
oberflächennahe Risse auf, so ist ein Schaden vorprogram­
miert. Entlang dieser Risse dringt Wasser bevorzugt ein_ Die­
ses wird vom Untergrund stark abgesaugt. Wenn es nun in 
flüssiger Form wieder nach außen wandert, so ist dies nicht 
oder nur beschränkt möglich, da die Saugfähigkeit dieser 
Schicht, z. B. einer Farbe geringer ist Dabei darf man die liqui­
de Saugfähigkeit nicht mit dem Dampfdurchgang verwechseln. 
Gefahren bestehen also immer, wenn auch scheinbar unbe­
deutende Risse in einer oben liegenden Schicht auftreten, wel­
che eine deutlich geringere kapillare Saugfähigkeit als der 
Untergrund hat ln diesen Fällen kommt es fast immer zum 
Ablösen der obersten Schicht Allein aus diesem Beispiel ist 
abzulesen, daß die Bagatellisierung von scheinbar nur ästheti-
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sehen Rissen nicht berechtigt ist. 

5. Die Aussagen des Rißbildes 

5.1 Krakelee von 10 bis etlichen 10 cm Durchmesser: Verar­
beitungsfehler, selten Materialfehler 

5.2 Systematische Eckrisse im Fenster und Türenbereich: 
Falsche Konstruktion in diesen Bereichen. Durch die 
Bewegungen im Untergrund kommt es zur Auslösung der 
Kerbrisse. 

5.3 Horizontale Risse in Deckenbereichen, bevorzugt unter 
oberer Geschoßdecke. Bei Ziegelbauten oft auf andere 
Scharen springend, mit teilweise treppenförmigem 
Sprung: Konstruktionsfehler im Deckenbereich. 
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5.4 Kleine oder größere Risse, die in gleiche Parallelrisse 
auffasern, teilweise leichtes Aufstellen der Rißflanken: 
Gegenläufige Bewegungen des Untergrundes, Scheer­
risse. 

5.5 Alle Risse, die durch eine ganzen Gebäudeteil, etwa eine 
Wand gehen, zeigen statisch nicht erfaßte Kräfte. 

5.6 Senkrechte Risse, oft zick-zack verlaufend, auch in den 
Untergrund gehend, oft versetzt, meist in kleiner Stück­
zahl: Nicht erfaßte Bewegungen aus dem Untergrund. 

5.7 Risse im ca. 45 Grad Winkel: Druckfestigkeiten wurden 
überschritten. 

5.8 Senkrechte Parallelrisse an Pfeilern oder ähnlichen 
Gebilden mit höherer Schlankheit: Druckfestigkeit wurde 
überschritten. 

5.9 Parallel meist senkrecht oder in kleinem Winkel liegende 
Risse: Zugerscheinungen. 

5.10 ln bestimmtem Abstand parallel auftretende Risse, meist 
senkrecht: Zu geringe Dehnfugen. 

5.11 Risse entlang Altbau-Neubau oder bei Materialwechsel: 
physikalische Daten nicht berücksichtigt. 

5.12 Dreieckrisse Wand Decke: Deckendurchbiegung zu 
stark. 

5.13 Rißflanken stellen sich auf: beidseitiger oder einseitig zu 
hoher Druck. Oft bei Zwischenwänden bei zu starker 
Deckendurchbiegung. 

5.14 Risse entlang Ichsen und Kanten, teilweise mit Hohlstel­
len: Materialkonstanten nicht berücksichtigt. 

5.14 Risse bei größeren Hohlstellen: Materialgewicht über­
schreitet die Materialfestigkeit 

Dies sind die wichtigsten Aussagen. 

6. Wann sind Risse substanzschädigend? 

Ein Riß ist immer dann substanzschädigend, wenn die physi­
kalischen Kennzahlen am Rißort oder dadurch an eine anlie­
gende Fläche negativ beeinflußt werden. 

1. Wenn ein Riß, aus welchen Gründen auch immer beweglich 
ist. 

2. Wenn Wasser in darunterliegende Schichten eindringen 
kann, insbesondere in tiefere Schichten. 

3. Wenn an seiner Flanke deutliche Hohlstellen entstehen. 
4 Wenn der Riß klaffi, d. h. 0,5 mm deutlich überschreitet. 
5. Wenn er durchgängig ist, d. h. einen Bauteil vollkommen 

durchdringt. 
6. Wenn er die Wärme oder Schalldämmung, auch erst im 

Laufe der Zeit verändert. 
7. Wenn er durch eine äußere saugschwache zu einer darun­

terliegenden saugstarken Schicht führt. 
8. Wenn er zur Trennung kraftschlüssiger Verbindungen in 

einem Bauteil führt. 
9. Wenn dadurch Teile auch kleine Teile abfallen oder abfallen 

können. 

Generell sind Risse an der Außenseite eines Gebäudes schär­
fer zu beurteilen als die auf der Innenseite. 

7. Wie soll man Risse sanieren? 

Grundsätzlich können Risse durch gutes Material, gute Schu-
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lung und Verwendung normaler Arbeitskräfte und Hinzuzie­
hung eines Statikers, der nicht nur die Standsicherheit, son­
dern auch die Rißsicherheit des Gebäudes im Auge hat, sowie 
durch Beiziehung eines Materialtechnikers und Bauphysikers 
vermieden werden. 

Geht man gemäß Obigem vor, so sind Risse vermeidbar oder 
zumindest für den Bauherrn voraussagbar. Das Argument, daß 
solch aufwändige Planung zu teuer sei, gilt nicht, bedenkt man 
die Reklamationskosten. 

Sind Risse einmal, ohne vorausschauende Warnung da, so 
muß man bei der Sanierung zwischen beweglichen und 
unbeweglichen Rissen unterscheiden. Unbewegliche Risse 
sind immer, wie sie auch sein mögen, leichter zu sanieren als 
bewegliche Risse. 

7.1. Unbewegliche Risse 

Sie können je nach Rißdicke entweder überdeckt werden (bis 
maximal 0,2 mm), wozu Farben und ähnliche Materialien am 
Markt sind. Wesentlich ist es jedoch, daß jeder Riß zuerst 
geöffnet und ausgefüllt werden muß, ansonsten besteht die 
Gefahr des Durchbruches der Überdeckungsschicht Als Füll­
material sind immer faserverstärkte Materialien mit gleich wie 
ähnlichen physikalischen Eigenschaften als das umgebende 
Material zu verwenden. Der Lieferant hat danach unter seinen 
Produkten zu wählen. 

Bei Rissen in härteren Materialen - etwa Beton - ist das Aus­
pressen mittels Kunstharzen und Pucker zu empfehlen. 

Das vielfach vorgeschlagene Überziehen (nach vorheriger Rei­
nigung) mit einem Glasfasergewebe in einer Spachtelmasse 
und anschließendes Überziehen mit einem Kunststoffputz ist 
nur mit einer Garantieerklärung des Herstellers oder nach 
Zuziehung eines Materialfachmannes oder Bauphysikers zu 
empfehlen. 

7.2. Bewegliche Risse ··.~.· 

l·:' ) 
Hier ist zuerst der Grad der Beweglichkeit zu ermitteln. Stark "'--' 
bewegliche Risse, etwa ein 2 mm Riß mit einer Beweglichkeit 
von 0,3 ist nur dauerelastisch zu füllen. Dabei muß der Riß 
etwa auf das Doppelte geöffnet werden. Der Riß muß dann 
scharf ausgeblasen werden, die Rißränder je nach Vorschrift 
des Herstellers mit einen Primer versehen werden und dann 
ausgepreßt werden. Die Auspressung muß sicherstellen, daß 
der Riß auch in der Tiefe gefüllt wird. Ein Verpressen mit einer 
Handpistole zeigt von handwerklicher Unkenntnis. Jede Aus­
pressung muß mit einem Druckluftaggregat erfolgen oder mit-
tels anderem Druckaufbau. 

Bei gering beweglichen kleineren Rissen ist das Verfüllen nach 
Öffnen und Reinigen mit einer hoch kunststoffvergüteten, 
faserverstärkten Masse zu empfehlen. Der Überzug kann nach 
Nachfrage beim Hersteller mit Spezialbeschichtungen erfol­
gen, die eine hohe Dehnbarkeit aufweisen. 

Das Überziehen mit Glasseidengewebe und anschließendes 
Abreiben mit Kunststoffputz ist äußerst bedenklich, da es dann 
bei den beweglichen Stellen leicht zum Ablösen und Wasser­
hinterwanderung kommt. 
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Ein allemal richtiger Weg ist das Anbringen einer Hart- Abb. 10 
schaumstoffschichtvon einer Dicke von mindestens 1 cm, bes­
ser weit darüber, und dann Aufbringen eines Glasseiden­
gewebes und Überziehen mit Kunststoffputz. Bei allen Riß­
sanierungen ist als letzte Beschichtung immer eine möglichst 
rauhe Struktur zu verwenden, niemals glatte Anstriche und 
Überzüge. 

Bei beweglichen Rissen ist vielfach die Anbringung von Dehn­
fugen - auch zusätzlichen - zielführend, um Spannungen zu 
verringern. Dabei sind diese jedoch fachmännisch auszu­
führen. Bild 10. 

8. Zu den Diskussionsbeiträgen 

Es wurde bemerkt, daß die Forderung der Rißfreiheit eines 
Baues, den Bauherrn zum Erpressen des Bauausführenden 
verleitet. Dazu ist zu sagen, daß natürlich die Zulässigkeil von 
Rissen auch den Bauausführenden zu einer etwas unbesorg­
ten Arbeit verleiten könnte. Grundsätzlich gilt das Recht der 
Mängelfreiheit für den Bauherrn. Risse sind, von welcher Seite 
auch immer betrachtet, als Mangel anzusehen. 

Ebenso wurde bemerkt, daß man nicht alles dem Statiker 
"anhängen" könne. Dabei schränkte man aber dann ein, daß 
eine Voraussagbarkeit von Rissen einen geübten Statiker, ev. 
bei Hinzuziehung anderer Fachkräfte, durchaus möglich ist. Es 
geht ja im Wesentlichen darum, daß der Statiker Voraussagen 
für den Bauhern trifft und dieser sich dann ja entscheiden kann, 
ob er Risse in die Bestellung aufnimmt oder nicht. 

Eine weitere Bemerkung war, daß die Aussage des Vortragen­
den, daß oft durchaus Baufehler (in mäßiger Weise) gemacht 
würden, diese jedoch wegen anderwärtiger Kompensation 
nicht aufscheinen würden, gegen die Gesetze der Thermo­
dynamik verstoßen und einem Perpetuum mobile glichen. Das 
zahlreiche Nicken der Zuhörer bei der Bemerkung, daß Bau­
fehler durchaus nicht immer zum Tragen kämen, zeigten 
jedoch dem Vortragenden, daß solche Erfahrungen von vielen 
Kollegen gemacht wurden. 

ln der letzten Ausgabe des "Sachverständigen" wurde der Vor­
trag als fundamentale Herausforderung bezeichnet. Der 
Ausspruch "Daß der Bauherr keine Risse bestellt habe und 
damit auch nicht annehmen müsse", wurde als gewagt 
bezeichnet. Auch das Einzubeziehen der Ästhetik wurde als 
für den Bauausführenden schwer nachvollziehbar bezeich­
net. Auch dies betrachte ich als Diskussionsbeitrag.lch verwei­
se jedoch, daß etwa in Vorarlberg, der Schweiz, dem Fürsten­
tum Liechtenstein, aber auch weiten Teilen unseres nördlichen 
Nachbarn Deutschland man mich eher bei einer Diskussion 
gefragt hätte, warum ich das denn so sehr betone, Risse seien 
selbstverständlich als nicht bestellt nicht anzunehmen. Mein 
Vortrag bedeutet nicht, wie auch gesagt wurde, daß ich die 
Österreichischen Bauausführenden generell schlechter Arbeit 
bezichtige. Nur, und das ist merkwürdig, fühlte man sich beim 
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Thema Risse in fast unerwarteter Art angegriffen, daß man 
sich dies kaum erklären kann, da ja Sachverständige ange­
sprochen wurden, nicht die Bauausführenden und es doch 
keine Vermengung geben sollte 

Zweifelsohne sollte der Vortrag für die SV-Kollegen, und 
die sollten ja angesprochen sein, die nötige Gründlichkeit 
bei Rißuntersuchungen klar dargestellt haben. 

Korrespondenz: 
Dr. Gerhard A. Bertoldi 
Technomineral (F+E)-Baufüs 
(Technisches Büro für Bauphysik) 
8041 Graz-Thondorf, Bundesstraße 28 
Tel. : 0316 403661 
Fax: 0316 403011 
e-mail: bertoldi@a-topmail.at 

DER SACHVERSTÄNDIGE 119 



.' 
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Hofrat des Verwaltungsgerichtshofes 

Die Haftung des Sachverständigen 
1. Einleitung 

Eine voranschreitende Technisierung des Lebens, ein wach­
sender Regulierungsbedarf und eine daraus folgende rechtli­
che Durchdringung des Lebens erfordern die zunehmende 
Anwendung technisch-naturwissenschaftlicher Begriffe. Mit der 
Spezialisierung von Lebensbereichen geht die Tendenz zur 
Anreicherung des Rechts mit Tatbeständen einher, deren Inter­
pretation und Subsumtion Fachwissen erfordert. Der Rechts­
anwendar kann es hiebei- vor Interpretation und Subsumtion 
- nicht allein mit seinen Sinneseindrücken bewenden lassen, 
sondern ist zur Interpretation seiner Sinneseindrücke auf Fach­
wissen von außen angewiesen (Fasching, Die Ermittlung von 
Tatsachen durch den Sachverständigen im Zivilprozeß, FS 
Malscher (1993), 97 II; ders., Sachverständiger und Richter, 
SV 197711, 1411). 

Daneben steigen jedoch auch die Anforderungen an die Zuver­
lässigkeit von Vergangenheitsrekonstruktion oder Zukunftspro­
gnose im Rahmen und außerhalb von Verfahren. Schon vor 
Beschreitung des Klagsweges möchte man sich über die Sach­
lage und über die Prozeßaussichten von kompetenter, d. h. 
sachverständiger Seite beraten lassen und vertraut auf diese 
Auskunft; kommt es zu einem Gerichtsverfahren, sind die 
Anforderungen an die fachliche Kompetenz von Parteienver­
tretern und Gericht nicht geringer: Beweisführungsmöglichkei­
ten werden zunehmend Beweisführungspflichten gleichgesetzt 
und heben Anforderungen nochmals, sodaß zunehmend auf 
die besondere Sachkunde zurückgegriffen werden muß. Und 
selbst im Vorfeld des Rechts, der Politik, sind zunehmend das 
Fachwissen und der Rat von Sachverständigen gefragt, um 
Sachbegründungen für politische Entscheidungen geben zu 
können. 

2. Der Sachverständige in der Rechtsordnung 

Regelungen über den Sachverständigen stellen kein geschlos­
senes Rechtsgebiet dar, sondern entstammen verschiedenen 
Rechtsbereichen: dem materiellen Zivil- und Strafrecht, dem 
Zivil- und Strafverfahrensrecht, dem Verwaltungsverfahrens­
rechi und - nicht zu vergessen - unmittelbar anwendbarem 
Verfassungsrecht, der Europäischen Menschenrechtskonventi­
on (EMRK). 

Während das materielle Zivilrecht keinen eigenen Vertragsty­
pus für die Sachverständigentätigkeit vorsieht, sondern den 
Parteien im Rahmen der Vertragsfreiheit die Gestaltung von 
Rechten und Pflichten des Sachverständigen überläßt, bietet 
gerade das allgemein gehaltene Schadenersatzrecht Grundla­
ge für rechtsfortbildende Judikatur, etwa über die objektiv­
rechtliche Haftung gegenüber Dritten. 

Im Strafgesetzbuch finden sich in §§ 288 f StGB spezielle 
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Straftatbestände für Sachverständige im Gerichts- sowie im 
Verwaltungsverfahren. 

Die Verfahrensgesetze in der ordentlichen Gerichtsbarkeit, 
namentlich§§ 351 ff ZPO, §§ 116 ff StPO unterscheiden den 
Sachverständigen von anderen Beweismitteln, indem sie für 
Beiziehung und Beweismittelerzielung in Form von Befund und 
Gutachten besondere Kautelen aufstellen. 

Schließlich stellt das Sachverständigen- und Dolmetscherge-
setz eine flankierende Maßnahme für die zunehmende Bedeu-
tung der Beiziehung von Sachverständigen vor Gericht dar. Je 
mehr eine rechtliche Entscheidung des Staates vom Ergebnis 
des Gutachtens eines Sachverständigen abhängt, desto mehr 
hat die Rechtsordnung an Vorkehrungen zur Gewährleistung 
von Objektivität und Überprüfbarkeil von Gutachten zu treffen. 
Diese Garantie von Objektivität und Überprüfbarkeil von Gut­
achten setzt auch voraus, daß die Rechtsordnung hinreichend 
genaue und sachadäquate Anforderungen an die Qualifikation 
des Gutachters und das Zustandekommen seines Gutachtens 
festlegt (Funk, Die Aufgaben des Sachverständigen im Rah-
men rechtlicher Entscheidungen - Verfassungsfragen der 
Sachverständigentätigkeit, in: Aicher-Funk (Hrsg.), Der Sach­
verständige im Wirtschaftsleben, 22 f). Im Lichte dieser Garan­
tiefunktion sind die Regelungen des Sachverständigen- und 
Dolmetschergesetzes zu sehen, die für die Erfassung von 
Sachverständigen (und Dolmetschern) in den Listen der 
Gerichte - zunehmend strengere - Zugangsvoraussetzungen 
schaffen und auf eine Qualitätssicherung abzielen. Im Gegen-
satz zum Zivilverfahren legt § 52 Abs. 1 AVG für das Verwal­
tungsverfahren primär die Beiziehung des Amtssachverstän- ·w 
digen nahe, dessen Weisungsgebundenheit Anlaß zu Diskus­
sionen gibt, und stellt ihm als Ausnahme den nichtamtlichen 
Sachverständigen (§ 52 Abs. 2 AVG) gegenüber. Darüber 
hinaus vertraut die Verwaltung etwa auch im administrativen 
Prüfungswesen oder bei der Vorbereitung von Verordnungen 
auf sachverständige Kenntnisse und Fähigkeiten von Beiräten 
und Kommissionen. Und selbst die Gesetzgebung sieht im 
Rahmen ihrer Geschäftsordnungen die Heranziehung von 
Sachverständigen in Untersuchungsausschüssen, sonstigen 
Ausschüssen und Enqueten vor (Funk in: Aicher-Funk, a. a. 0., 
2 f). 

Schließlich ist es die verfassungsgesetzliche Garantie des Art 6 
EMRK auf ein faires Verfahren, die auf die Sachverständi­
gentätigkeit in Gerichts- und Verwaltungsverfahren durch­
schlägt: auch bei der Beiziehung des Sachverständigen muß 
die Fairnaß des Verfahrens gewährleistet sein. Weder dürfen 
Zweifel an der Neutralität des Sachverständigen aufkommen 
(VfSig 10.701/1985; JBI1989, 452) noch solche an der Unab­
hängigkeit des Gerichtes, das das Gutachten einer freien, kriti­
schen Würdigung unterziehen soll (VfSig 11.131/1986). 
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Die Rechte und Pflichten des Sachverständigen bestimmen 
sich daher je nach der Rechtsgrundlage für sein Wirken. 

2.1. Der vertraglich erkorene Sachverständige 

Wie bereits ausgeführt, kennt das materielle Zivilrecht keinen 
eigenen Vertragstypus des "Sachverständigenvertrages", son­
dern stellt es den Parteien frei, im Rahmen ihrer Privatautono­
mie und der Vertrags- und Gestaltungsfreiheit Rechte und 
Pflichten beider frei zu regeln; insbesondere wäre es voreilig, 
ein Sachverständigengutachten als Werk iSd § 1 1 51 Abs. 1 
ABGB zu definieren (so Krejci in Rummel, Kommentar zum 
ABGB, Band 2, 2. Auflage, Rz 57 zu§§ 1165, 1166 ABGB) und 
daraus Erfolgspflichten und insbesondere eine Erfolgshaftung 
des Sachverständigen schlechthin abzuleiten. 

So ist es vorweg Frage des Inhaltes des "Auftrages" (nicht iSv 
§§ 1002 II ABGB!), ob lediglich Befund und auch/oder ein Gut­
achten erstattet werden soll. Leistungsinhalt ist idR die nur mit 
entsprechendem Fachwissen mögliche, regelmäßig entgeltli­
che Beantwortung einer Frage. Ist lediglich ein Bemühen 
geschuldet, so sind, soweit die Parteien keine nähere Rege­
lung getroffen haben, die gesetzlichen Bestimmungen über 
den - freien - Dienstvertrag anwendbar. Verpflichtete sich der 
Sachverständige dagegen zur Herstellung eines bestimmten 
Erfolges, etwa zur "erschöpfenden" Aufnahme eines Befun­
des, sind die Bestimmungen über den Werkvertrag - insbe­
sondere auch über die Gewährleistung- anzuwenden. Dane­
ben kann sich der Sachverständige auch im Rahmen eines 
Auftragsverhältnisses iSd §§ 1002 II ABGB zu rechtsgeschäft­
liehen Handlungen verpflichten (Sporn, Das Rechtsverhältnis 
des Sachverständigen zum Auftraggeber- Honorarfragen, in 
Aicher-Funk, a. a. 0., 28 II). 

Sache der (zukünftigen) Vertragsparteien ist es zunächst, 
möglichst eindeutig den Leistungshorizont insbesondere des 
Sachverständigen zu vereinbaren und klarzustellen, ob ihn 
eine Erfolgshaftung treffen soll; zwar setzt das Schadenersatz­
recht gleichermaßen Verschulden voraus, allerdings trifft den 
Sachverständigen im Falle der Erfolgshaftung die Pflicht, sich 
vorn Vorwurf des Verschuldans gemäß § 1298 ABGB zu ent­
lasten, während er im Falle der Verpflichtung zu "bloßem" 
Bemühen vorerst einmal die Schuldargumentation seines Auf­
traggebers abwarten kann und eine Minderung seines Entgelt­
anspruches nicht zu befürchten hat. 

Auch in zivilrechtlichem Sinne unterscheidet man den "Auftrag" 
zu bloßem Befund und/oder Gutachten: der Befund beschränkt 
sich auf die bloße Beschreibung von Tatsachen, die allenfalls 
nur unter Zuhilfenahme des besonderen Fachwissens möglich 
ist, während der Sachverständige im Rahmen des Gutachtens 
- naturgemäß dank des besonderen Fachwissens - Schluß­
folgerungen aus (allenfalls von Dritten festgehaltenen) Tatsa­
chen zieht (Sporn, a. a. 0., 33 II) oder Erfahrungssätze vermit­
telt. 

2.2. Der gerichtlich bestellte Sachverständige 

Der folgende Abschnitt beschäftigt sich mit den Bestimmungen 
der Zivilprozeßordnung, weil der Tätigkeit des Sachverständi­
gen gerade im Spannungsfeld des kontradiktorischen Verfah­
rens besondere Bedeutung für die Fairnaß zukommt. 
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Durch die Bestellung durch das Gericht gemäß§ 351 ZPO tritt 
der Sachverständige in ein öffentlich-rechtliches Verhältnis zu 
Gericht und zu den Parteien; die Verfahrensgesetze stellen 
insbesondere auch gegenüber den Parteien Schutzgesetze 
iSd § 1311 ABGB dar, aus deren Verletzung der Sachverstän­
dige - allerdings direkt - haftet. Umgekehrt entsteht dem 
Sachverständigen ausschließlich gegenüber dem Gericht ein 
Anspruch auf Abgeltung seiner Leistungen nach dem 
Gebührenanspruchsgesetz 1975. An besonderen prozessua­
len Pflichten, aus denen Parteien Schadenersatzpflichten 
ableiten könnten, sind hervorzuheben: Zunächst hält § 353 
Abs. 1 ZPO die Pflicht, der Bestellung zum Sachverständigen 
Folge zu leisten, für all jene fest, die zur Erstattung von Gut­
achten der erforderlichen Art öffentlich bestellt sind (d. h. in die 
Sachverständigenlisten eingetragen sind) oder die ihre beson­
dere Fachkunde öffentlich als Erwerb ausüben oder fallweise 
zum Sachverständigen bestellt sind. Als Folge von Weigerung 
und Säumnis hält § 354 ZPO die prozessuale Haftung des 
Sachverständigen für Kosten, Ordnungs- und Mutwillenstrafen 
und- als Verweis auf das Zivilrecht- seine zivilrechtliche Haf­
tung gegenüber den Parteien für Schäden aus der Vereitelung 
oder Verzögerung der Beweisführung ausdrücklich fest. 

Aus § 355 ZPO ist nicht nur das Ablehnungsrecht der Parteien 
gegen den Sachverständigen abzuleiten, sondern auch die 
Pflicht des Sachverständigen selbst, aus seiner Sicht beste­
hende Gründe für eine Befangenheit oder gar Ausgeschlos­
senheit iSd § 20 JN ehestmöglich anzuzeigen, um das Entste­
hen von frustriertem Verfahrensaufwand zu vermeiden; glei­
ches gilt für die Geltendmachung der Zeugnisverweigerungs­
gründe gemäß § 353 Abs. 2 ZPO und für Hinderungsgründe 
gemäß § 353 Abs. 3 ZPO. 

Dagegen leitet sich die (Verschuldens-)Haftung des Sachver­
ständigen für die Richtigkeit seiner Aussagen in Befund und 
Gutachten aus den Zwecken der Verfahrensbestimmungen 
insbesondere über das Beweisverfahren, nämlich einer Wahr­
heitsfindung bzw. -annäherung im allgemeinen und den Schutz 
von Parteienrechten in einem förmlichen Verfahren im beson­
deren ab. Schließlich flankiert das Gebührenanspruchsgesetz 
1975 die Pflichten des Sachverständigen noch dadurch, daß 
§ 25 Abs. 3 GebAG eine -teils verschuldansabhängige - Min­
derung seines Gebührenanspruches vorsieht; hierin liegt allarM 
dings kein Schadenersatzanspruch, vielmehr positivierte der 
Gesetzgeber damit den Gedanken der Äquivalenz von Sach­
verständigenleistung und Gebühr, insbesondere auch in Rela­
tion zur (Verfahrens-)Dauer. 

2.3. Der Amtssachverständige 

Die Institution des Amtssachverständigen ist ein Spezifikum 
des Verwaltungsverfahrensrechts; §52 Abs. 1 AVG normiert­
immer noch -den grundsätzlichen Vorrang des AmtssachverM 
ständigen, sofern ein Sachverständigenbeweis notwendig ist. 
Auch im Verwaltungsverfahren werden Befund und Gutachten 
des (Amts-)Sachverständigen als Beweismittel behandelt, das 
der freien Beweiswürdigung durch die Behörde und dem Par­
teiengehör unterliegt (Mayer, Der Sachverständige im Verwal­
tungsverfahren, in: Aicher-Funk, a. a. 0., 131 f). 

Der Amtssachverständige im Sinne des§ 52 Abs. 1 AVG ist ein 
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-nicht notwendig ausschließlich- zur Begutachtung von Fach­
fragen dauernd bestellter Organwaller und Verwaltungsorgan. 
Er ist der Behörde insofern "beigegeben", als er organisato­
risch in sie eingegliedert ist, oder steht "zur Verfügung", wenn 
sie sich seiner - im Wege der Amtshilfe - bedienen kann, 
obwohl er einer anderen Behörde eingegliedert ist (Waller! 
Thienel, MGA Verwaltungsverfahren, 2. Auflage, Anm. 3 zu 
§ 52 AVG). Übereinstimmung besteht insofern, als seine Wei­
sungsgebundenheit gegenüber dem Vorgesetzten in betrieb­
lich-technischen bzw. dienstrechtlich-organisatorischen Belan­
gen anerkannt ist (Adamovich/Funk, Allgemeines Verwaltungs­
recht, 3. Auflage, S 133 I sowie 331; Walter/Mayer, Grundriß 
des österr. Verwaltungsverfahrensrechts, 5. Aufl., Rz 367). 
Dies kann in einem Spannungsverhältnis zu seiner Funktion im 
Rahmen der Wahrheitstindung in einem förmlichen Verfahren 
stehen. Allerdings wird die Grenze jeglicher Weisungsgebun­
denheit aus Art 20 Abs. 1 B-VG iVm § 289 StGB abgeleitet, 
wenn die Befolgung der Weisung auf die Erstattung von 
falschem (iSv unrichtigem) Befund oder Gutachen hinausliefe. 

Der Amtssachverständige ist auch Organ im Sinne des § 1 
Abs. 2 Amtshaftungsgesetz (AHG); auf die haftungsrechtlichen 
Konseqenzen wird noch eingegangen. 

Ein möglicher Engpaß an Amtssachverständigen und Beden­
ken gegen mögliche Verfahrensverzögerung führten dazu, daß 
durch die Novaliierung des § 52 AVG im Jahre 1995 die Mög­
lichkeit zur Bestellung nichtamtlicher Sachverständiger erwei­
tert wurde, wenn dadurch eine wesentliche Verfahrensbe­
schleunigung zu erwarten ist; allerdings wurde die Beiziehung 
nichtamtlicher Sachverständiger an die Mitwirkung der Partei­
en geknüpft. 

3. Die Haftung 

Haftung ist das Einstehenmüssen für die Verletzung einer 
Pflicht, die sich aus Gesetz oder Vertrag (den wiederum die 
Rechtsordnung als haftungsbegründend anerkennt) ergibt 
(Kozioi/Welser, Grundriß des bürgerlichen Rechts, Bd. I, 
10. Auflage, S. 198). Art und Umfang der Haftung bestimmen 
sich einerseits nach dem Entstehungsgrund der Leistungs­
pflicht (ob privat- oder öffentlich-rechtlich), andererseits nach 
der Rechtsgrundlage, auf die der Anspruch gegründet wird 
(etwa Preisminderung oder Verbesserung im Rahmen der 
Gewährleistung oder Schadenersatz, oder etwa die strafrecht­
liche und berufsrechtliche Haftung). 

3.1. Rechtspolitische Gründe und Ziele für die Haftung 

Fragt man einen Juristen nach Gründen für die Haftung, wird 
man vorerst zumeist rechtspositivistisch auf das Gesetz ver­
wiesen, weil dieser Frage meist nur sekundäre Bedeutung 
zukommt: im Zuge der Auslegung von Haftungsbestimmungen 
und der Schließung von Regelungslücken kann den dahinter­
stehenden Überlegungen durchaus Relevanz zukommen, wes­
halb der Boden des Positivismus kurz verlassen werden soll: 

Grundsätzlich trägt jeder das Risiko für seine Rechtsgüter; 
§ 1311 Satz 1 ABGB formuliert diesen Grundsatz dahinge­
hend, daß der bloße Zufall denjenigen trifft, in dessen Vermö­
gen oder Person er sich ereignet. Ein einmal eingetretener 
Schaden läßt sich auch nicht mehr aus der Weit schaffen, 
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sodaß das Schadenersatzrecht keine Schadensbeseitigung, 
sondern nur eine Schadensverlagerung bewirkt. Es bedarf 
also besonderer Gründe dafür, die Schadenstragung jemand 
anderem zuzumuten, der dem Schaden näher steht als der 
Inhaber des Rechtsgutes (Koziol, Österr. Haftpflichtrecht, 
Band 1, 3. Auflage, Rz 1/1 bis 1/3). 

Sind die Gründe (Haftungstatbestände), auf denen eine 
gesetzliche (Schaden-)Ersatzpflicht beruht, mannigfaltig, so 
sind es die dahinterstehenden rechtspolitischen Erwägungen 
in umso höherem Maß. So liegt im Schadenersatz einmal eine 
Sanktion für das Unrecht als solches. Hinzu tritt der Präventi­
onsgedanke, daß durch den Nachteil (aus der Sicht des Schä­
digers) in Gestalt der Schadenersatzpflicht von einer solchen 
Verhaltensweise generell - und wohl auch speziell - abge­
schreckt werden soll, um derartige Schäden in Zukunft zu ver­
meiden. ln den kontinentaleuropäischen Rechtsordnungen 
kommt dem Präventionsgedanken zwar nicht das Hauptge­
wicht zu, jedoch wird er als erwünschtes .. Nebenprodukt" ange­
sehen. Tragender Gedanke des Schadenersatzrechtes ist der 
Ausgleich, daß der Geschädigte durch die Ersatzleistung so 
gestellt werden soll, wie er ohne das die Ersatzpflicht des 
Schädigers begründende Ereignis stehen würde. Ein Aspekt 
des Ausgleichsgedankens ist auch jener der Rechtsfortset­
zung, daß im Schadenersatzanspruch das verletzte Recht oder 
Rechtsgut gewissermaßen fortlebt. (Larenz, Lehrbuch des 
<dt.> Schuldrecht, 13. Auflage, 391 ff; Koziol, a. a. 0., Rz 1/14 
bis 1/19). 

Von den rechtspolitischen Gründen für eine Haftbarmachung 
sind die Anknüpfungspunkte zu unterscheiden, die der Gesetz­
geber konkret wählte, um eine Verbindung zwischen Schaden 
und Ersatzpflichtigem herzustellen: hier ist vorrangig das Ver­
schulden, d. h. der Vorwurf des Willensmangels und die daraus 
konstruierte Verschuldanshaftung zu nennen; als weitere 
Anknüpfungspunkte kommen die Inanspruchnahme fremder 
Rechtsgüter.durch Gefährdung, die in die Gefährdungshaftung 
mündet, und die- erlaubte- Inanspruchnahme fremder Güter 
als Gründe für die Eingriffshaftung beispielhaft zu nennen :·.: J 
(Koziol, a. a. 0., Rz 1/4 bis 1/12, mwN). 

Dagegen liegt der rechtspolitische Grund etwa der Gewähr­
leistung darin, eine Störung der subjektiven Äquivalenz von 
Leistung und Gegenleistung auszugleichen (Kozioi/Welser, 
a. a. 0., 252 f). 

Die Zwecke des Strafrechtes liegen nach herrschender Ansicht 
in der General- und Spezialprävention, jedoch nicht (mehr) in 
der Vergeltung. 

3.2. Die Arten der Haftung 

3.2.1. Die Schadenersatzpflicht des Sachverständigen 

Eine Schadenersatzpflicht des Sachverständigen kann sich 
entweder unmittelbar aus dem Gesetz ergeben oder aus der 
Verletzung seiner vertraglichen Pflichten (die wiederum das 
Gesetz sanktioniert). 

Unter den Fällen der deliktischen Haftung spielt vor allem jene 
nach § 1311 ABGB aus der Verletzung von Schutzgesetzen 
(d. h. von Gesetzen, die gerade dem Schutz bestimmter Per­
sonen und Rechtsgüter dienen) eine Rolle: gerade Verfahrens-
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gesetze, die die Bestellung eines Sachverständigen vorsehen, 
sind Schutzgesetze iSd § 1311 ABGB; sie dienen nicht nur 
dem allgemeinen Interesse an der ordnungsgemäßen Durch­
führung gerichtlicher Verfahren, sondern bezwecken in den 
Verfahren, in denen es um die Feststellung und Durchsatzung 
der Rechte einzelner geht, auch den Schutz dieser Rechte (RZ 
1982/3). Während allerdings für das Verschulden des Amts­
sachverständigen nur der Rechtsträger dem Geschädigten 
haftet, haftet der nichtamtliche oder der vom Gericht bestellte 
Sachverständige dem Geschädigten unmittelbar, wie noch 
ausgeführt wird. 

Nur der Vollständigkeit halber sei die Haftung gemäß § 1300 
Satz 2 ABGB erwähnt, wonach ein Ratgeber- außerhalb eines 
Vertrages, wenn auch ohne Sachkunde- für den Schaden haf­
tet, welchen er wissentlich durch Erteilung des Rates dem 
anderen verursacht hat. Die Bestimmung setzt kein Fachwis­
sen voraus. Die Wisssentlichkeit iSv Vorsatz muß sich auf die 
Raterteilung beziehen, dagegen muß es der Sachverständige 
nur für möglich gehalten haben, daß hiedurch ein Schaden ein­
tritt (Weiser, Die Haftung für Rat, Auskunft und Gutachten, 
10 f; idS Reischauerin Rummel, Band 2, 2. Auflage, Rz 12 zu 
§ 1300 ABGB). 

Schließlich noch zur Bestimmung des § 1295 Abs. 2 ABGB, 
wonach auch verantwortlich ist, wer in einer gegen die guten 
Sitten verstoßenden Weise absichtlich Schaden zufügt. Die 
Haftung ist diesfalls nicht von der Verletzung gesetzlich positi­
vierter Normen abhängig, sondern- neben dem Vorsatz- vom 
Verstoß gegen ungeschriebenes Recht, allgemeine Rechts­
prinzipien und allgemein anerkannte Normen der Ethik. Dem 
Auslegungsstreit von Juristen ist der Raum eröffnet, konkrete 
Anlaßfälle sittenwidriger Sachverständigentätigkeit noch aus­
stehend (Weiser, a. a. 0., 15 f). 

3.2. 1.1. Die haftungsmäßige Einordnung des gerichtlich 
bestellten Sachverständigen 

Der gerichtlich bestellte Sachverständige tritt durch den 
Hoheitsakt der Bestellung in ein öffentlich-rechtliches Verhält­
nis zu Gericht und Parteien, ohne daß für die Annahme einer 
vertraglichen Beziehung noch Raum wäre. Allerdings vollzieht 
die ständige oberstgerichtliche Rechtsprechung nicht den 
Schritt, aus der derart qualifizierten Beiziehung und Stellung 
des Sachverständigen seine Stellung als Organ iSd § 1 Abs. 2 
Amtshaftungsgesetz (AHG) abzuleiten, wie dies beim Amts­
sachverständigen iSd § 52 Abs. 1 AVG der Fall ist; anders als 
der Amtssachverständige sei er nicht in den hoheitlichen Mei­
nungsbildungsprozeß eingebunden. Das Verfahrensgesetz 
grenze die hoheitlichen Handlungen der Amtsorgane von den 
Handlungen der Parteien, der Zeugen und Sachverständigen 
deutlich ab; der gerichtlich bestellte Sachverständige sei "nur 
Beweismittel", das vom Richter frei zu würdigen sei (vgl. statt 
vieler etwa JBI 1985, S. 628 f mwN). Daraus folge, daß der 
gerichtlich bestellte Sachverständige der Prozeßpartei unmit­
telbar und persönlich hafte. Die grundsätzliche Haftung 
gegenüber den Prozeßparteien gründet sich darauf, daß Ver­
fahrensbestimmungen Schutzgesetze iSd § 1311 ABGB dar­
stellen: sie dienen nicht nur dem allgemeinen öffentlichen Inter­
esse an der ordnungsgemäßen Durchführung gerichtlicher 
(oder verwaltungsbehördlicher) Verfahren, sondern bezwecken 
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in den Verfahren, in denen es urn die Feststellung und Durch­
satzung der Rechte einzelner geht, auch den Schutz dieser 
Rechte (RZ 1982/2). 

Soweit die ständige Rechtssprechung. 

ln der Entscheidung 1 Ob 349/98z (JBI 1999, S. 672 ff) hatte 
sich der OGH mit einer Amtshaftungsklage zu befassen, weil­
so die Klägerin-das Gericht im Verfahren nicht die Erstattung 
des Gutachtens durch den gerichtlich bestellten Sachverstän­
digen in angemessener Frist sichergestellt hätte. ln seiner Ent­
scheidung stellt der OGH voran, daß die Klägerin die Rechts­
ansicht teile, daß der gerichtlich bestellte Sachverständige kein 
Organ iSd § 1 Abs. 2 AHG sei, sodaß sich der OGH "schon 
deshalb" nicht veranlaßt sehe, seine bisherige stRsp zur Frage 
der Organstellung zu überprüfen; unter Hinweis auf eine einzi­
ge Fundstelle für seine bisherige Asp zitiert der OGH sodann 
umfangreich die Gegenmeinungen, die als "obiter dictum" als 
Ankündigung eines Judikaturwandels gelesen werden könnte. 

Die Konsequenzen einer Behandlung des gerichtlich bestellten 
Sachverständigen als Organ im Sinne des Amtshaftungsgeset­
zes würden sich nicht nur darin erschöpfen, daß der Sachver­
ständige nicht mehr unmittelbar haften würde (§ 1 Abs. 1 
2. Satz AHG), sondern vor allem ein Regreß auf (Vorsatz und) 
grobe Fahrlässigkeit beschränkt wäre und in letzterem Falle 
der Rückersatz einer billigen Mäßigung unterliegen würde. 

Die "drohende" Judikaturwende blieb den zuständigen Legi­
sten im Justizressort nicht verborgen, die- vermutlich aus der 
Befürchtung heraus, in vermehrtem Umfang mit Amtshaftungs­
anprüchen konfrontiert zu werden -an der bisherigen Judika­
tur festhalten wollen. Zu diesem Zweck nahmen sie die Gele­
genheit wahr, aus Anlaß der Neufassung von Bestimmungen in 
der Exekutionsordnung über die Schätzung von Liegenschaf­
ten durch die am 1. 1 0. 2000 in Kraft getretenen Exekutions­
ordnungs-Novelle 2000 nunmehr in § 141 Abs. 5 EO aus­
drücklich zu normieren, daß der (vom Exekutionsgericht 
bestellte) Sachverständige nach § 1299 ABGB dem Ersteher 
und allen Beteiligten für Vermögensnachteile haftet, die er 
ihnen durch pflichtwidrige Führung seines Amtes verursacht. 
Mag es sich hiebei auch um eine spezielle Bestimmung für das 
exekutive Verwertungsverfahren von Liegenschaften handeln, 
so stellt diese jedoch sicherlich ein verallgemeinerungsfähiges 
Argument für die bisherige haftungsmäßige Behandlung des 
vom Gericht bestellten Sachverständigen dar. Andererseits 
schreibt der Gesetzgeber dem Sachverständigen nunmehr 
ausdrücklich die Führung eines "Amtes" zu! 

3.2. 1 .2. Der besondere Sorgfaltsmaßstab für den Sachver­
ständigen 

Der Haftungsmaßstab für den Sachverständigen - gleich, ob 
vertraglich verbunden oder hoheitlich bestellt - ist durch die 
Bestimmung des § 1299 ABGB erhöht; während nach der all­
gemeinen Regel des § 1297 ABGB auf den gewöhnlichen 
Grad der Aufmerksamkeit und des Fleißes abzustellen ist, ist 
nach § 1299 ABGB der für die übernommene Tätigkeit not­
wendige Grad des Fleißes entscheidend; Maßstab ist die übli­
che Sorgfalt jener Person, die eine derartige Tätigkeit ausübt. 
Entscheidend ist der Leistungsstandard der betreffenden 
Berufsgruppe. Es ist zu prüfen, wie sich der maßgerechte 
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Fachmann in der konkreten Situation des "Täters" verhalten 
hätte. Umgelegt auf die Haftung des gerichtlich bestellten 
Sachverständigen für seine Tätigkeit im Rahmen des Verfah­
rens ist daher auf einer Metaebene zu prüfen, welche Kennt­
nisse und Sorgfalt von einem Sachverständigen in der konkre­
ten Verfahrenssituation üblicherweise zu erwarten war. Dies ist 
im konkreten Fall nicht nur eine Frage nach den jeweiligen 
Ieges artis (Regeln der Wissenschaft), sondern auch des kon­
kreten Gutachtensauftrages und der jeweiligen Information, die 
dem Sachverständigen zur Verfügung stand. 

Fahrlässigkeit liegt nach der Rechtsprechung allgemein dann 
nicht vor, wenn eine Methode (bzw. Fachmeinung) gewählt 
wurde, die von einer anerkannten Schule der Wissenschaft 
vertreten wird und noch nicht von einem gewichtigen Teil der 
Wissenschaft und Praxis für bedenklich gehalten wird, selbst 
wenn andere kompetente Fachleute eine andere Methode 
(bzw. Fachmeinung) gewählt hätten (SZ 62/53 zur Frage des 
ärztlichen Kunstfehlers). 

Ist allerdings gerade die Frage eines Kunstfehlers Verfahrens­
gegenstand und vom Sachverständigen (aus fachlicher Sicht) 
zu beantworten, so ist es die besondere Sorgfaltsanforderung 
an den Sachverständigen, die Frage nach den Ieges artis aus 
höherer Warte differenzierend zu beantworten und den dafür 
notwendigen Überblick zu verschaffen (gerade dies wurde in 
SZ 62/53 letztlich gefordert). Auf der Metaebene eines Gut­
achtensauftrages (außerhalb von oder in einem Verfahren) und 
der Frage nach den Ieges artis kann vom Sachverständigen -
je nach Gutachtensauftrag - ein höheres Fachwissen verlangt 
sein als vom Fachmann in seinem außergerichtlichen Beruf, 
der bloß eine unbedenkliche Methode zu wählen braucht, um 
lege artis zu handeln, während der Sachverständige auch für den 
Überblick über verschiedene Fachmeinungen einzustehen hat. 

Aus der Sicht des Sachverständigen ist daher auch im Hinblick 
auf die spätere Verantwortlichkeit die Nachvollziehbarkeil der 
lnformationserteilung nach Art, Umfang und Zeitpunkt mög­
lichst genau zu dokumentieren, was idR im Rahmen des 
Befundes geschieht. 

3.2.1.3. Die objektiv-rechtliche Haftung gegenüber Dritten 

Während die vertragliche Haftung des Sachverständigen 
gegenüber seinem "Auftraggeber" - nach dem erhöhten Sarg­
faltsmaßstab des § 1299 ABGB - selbstverständlich ist, bedarf 
sie gegenüber einem außerhalb des Auftragsverhältnisses 
Stehenden näherer Begründung und war bis vor kurzem strit­
tig. Den Sachverständigen trifft nach nunmehr gesicherter 
Rechtsprechung bei Abgabe eines (Privat-)Gutachtens eine 
objektiv-rechtliche Sorgfaltspflicht zugunsten e"1nes Dritten, 
wenn er damit rechnen muß, daß sein Gutachten die Grund­
lage für dessen Dispositionen bilden wird. Wird dem Gutachter 
vom Besteller offengelegt, daß das Gutachten möglichen Kun­
den des Bestellers (zur Entscheidungsfindung) vorgelegt wird, 
trifft den Gutachter bei Außerachtlassung der zitierten Sarg­
faltspflicht eine Haftung gegenüber den Dritten. Voraussetzung 
für eine solche Haftung ist also, daß das Gutachten (erkenn­
bar) bestimmten dritten Personen als geeignete Vertrauens­
grundlage dienen soll; das beurteilt sich wiederum nach der 
Verkehrsübung (JBI 1997, S. 524 ff). 
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Hievon sind Verträge (zwischen Sachverständigen und "Auf­
traggeber'') mit Schutzwirkung zu Gunsten Dritter zu unter­
scheiden, die zwar dem Dritten einen direkten vertraglichen 
Zugriff auf den Sachverständigen einräumen, allerdings den 
unmittelbaren Vertragsparteien eine gewisse vertragsautono­
me Haftungsbeschränkung auch gegenüber dem Dritten 
ermöglichen. Dagegen läßt sich die obgenannte objektiv-recht­
liche Haftung gegenüber dem Dritten durch Willenserklärungen 
nicht beschränken, weil sie sich unmittelbar aus dem Gesetz 
ergibt; jedoch läßt sich für spätere Haftungsfragen durch Wis­
senserklärungen (Bestätigungen etc.) festhalten, ob bzw. wie 
weit dem Sachverständigen erkennbar sein konnte, daß das 
Gutachten auch Dritten als Vertrauensgrundlage zukommen 
soll. 

3.2.1.4. Möglichkeiten und Grenzen der Freizeichnung 

Unter Freizeichnung wird die vertragliche Beschränkung von 
Schadenersatzansprüchen bis hin zu deren Ausschluß ver­
standen. Im Rahmen der öffentlich-rechtlichen Bestellung des 
Sachverständigen durch das Gericht bleibt hiefür naturgemäß 
kein Raum; allerdings sind auch im Rahmen eines Vertrags­
verhältnisses Grenzen geSteckt. 

Die Frage der Freizeichnung wird meist nur in Zusammenhang 
mit der Schadenersatzpflicht des Sachverständigen erörtert, 
obwohl auch seine Pflichten aus anderen Haftungstatbestän­
den - etwa der Gewährleistung - grundsätzlich einer 
Beschränkung zugänglich sind, jedoch auch hier Grenzen zu 
beachten sind. 

Die gängige "Faustregel" für den Bereich des Schadenersatz­
rechts lautet, daß die Freizeichnung für leichte Fahrlässigkeit 
zulässig, für grobe und allenfalls krass grobe hingegen sitten­
widrig und daher gemäß § 879 ABGB unwirksam ist (Koziol, 
a. a. 0., Rz 18/5 und 18/11 ). 

Im Verhältnis zu "Verbrauchern" im Sinne des Konsumenten­
schutzgesetzes - der Sachverständige wird als Gutachtenser-
stalter wohl als Unternehmer (§ 1 Abs. 2 KSchG) behandelt - ._,. 
erklärt § 6 Abs. 1 Z 9 KSchG eine Freizeichnung für Vorsatz ·V 
und grobe Fahrlässigkeit für jedenfalls unzulässig. Dagegen ist 
der Ausschluß oder die Beschränkung der Haftung im übrigen 
- d. h. für leichte Fahrlässigkeit- gemäß§ 6 Abs. 2 Z 5 KSchG 
unwirksam, sofern nicht der Unternehmer beweist, daß dies mit 
dem Verbraucher im einzelnen ausgehandelt wurde. 

Hievon ist die weitere Frage der Unwirksamkeit einer Frei­
zeichnungserklärung in allgemeinen Geschäftsbedingungen 
oder Vertragsformblättern gemäß § 864a ABGB zu unterschei­
den; bedient sich der eine Teil - der nicht Unternehmer iSd 
KSchG sein muß - einer solchen (nachteiligen) Klausel, wird 
sie nicht Vertragsbestandteil, wenn der andere nicht mit ihr zu 
rechnen brauchte, es sei denn, der eine Teil hat besonders dar­
auf hingeweisen, was wiederum Beweisfrage zu Lasten des 
einen ist. 

Davon ist wiederum die Vorfrage zu trennen, wie weit von vorn­
herein die Pflichten im Vertrag- einschränkend- umschrieben 
werden können, sodaß es erst gar nicht zu einer Pflichtverlet­
zung kommt und Freizeichnungserklärungen nicht strapaziert 
werden müssen. Werden im Vertrag die Leistungspflichten eng 
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umschrieben, so liegt darin grundsätzlich noch keine Frei­
zeichnung, die der zitierten Inhaltskontrolle unterläge, weil die 
Festlegung von Leistung und Gegenleistung grundsätzlich pri­
vatautonom ist und die- einschränkende - Leistungsbeschrei­
bung für den Kunden wohl augenfälliger ist als abstrakte Haf­
tungsbeschränkungen. Die Inhaltskontrolle setzt hier auf 
wesentlich "niedrigerem" Niveau an, etwa bei der Verkürzung 
über die Hälfte oder beim Wucher. Dagegen wird der Tatbe­
stand des § 879 Abs. 3 ABGB (gröblich benachteiligende Ver­
tragsbestimmung in allgemeinen Geschäftsbedingungen oder 
Vertragsformblättern, die nicht eine der beiderseitigen Haupt­
leistungen festlegt) meist deshalb nicht greifen, weil es sich 
eben gerade um die Umschreibung der Hauptleistung des 
Sachverständigen handelt (Koziol, a. a. 0., Rz 18/31 ). 

Grundsätzlich ist auch das Gewährleistungsrecht dispositiv, 
d. h. der Parteienvereinbarung zugänglich. Wie bereits betont, 
ist es allerdings vorrangig Frage der Leistungsumschreibung, 
welche ausdrücklich bedungenen oder gewöhnlich vorausge­
setzten Eigenschaften die Leistung aufzuweisen hat; die Pro­
blematik ist hier ähnlich wie im Schadenersatzrecht (Koziol, 
a. a. 0., Rz 18/31 mwN). Für den Bereich des Konsumenten­
schutzes beschränkt zwar § 9 KSchG die Freizeichnung und 
erlaubt den Vorrang des Austausches der Sache und der Ver­
besserung; allerdings kommt dem in Anbetracht des noch zu 
behandelnden Interesses des Gutachtensbestellers an der 
ursprünglichen Richtigkeit der Aussagen kaum Bedeutung zu. 

3.2.2. Die Gewährleistungspflicht 

Gewährleistung ist das (bei entgeltlichen Verträgen) gesetzlich 
angeordnete Einstehenmüssen für Sach-(und Rechts-)mängel, 
die die Leistung (im Zeitpunkt ihrer Erbringung) aufweist 
(Kozioi!Welser, a. a. 0., 252 f). ln der Praxis werden an den 
Sachverständigen (wegen Mangelhaftigkeit seiner Leistung) 
allerdings kaum Gewährleistungsansprüche herangetragen, 
weil das Interesse eines "Geschädigten" meist über das hin­
ausgeht, was ihm Gewährleistungsansprüche verschaffen kön­
nen (etwa im Falle der Wandlung wegen eines wesentlichen 
und unbehebbaren Mangels des Gutachtens bloß die Rückab­
wicklung, d. h. das Entgelt), nämlich in der Beseitigung der 
Mangelfolgeschäden liegt, und die gesetzliche Gewährlei­
stungsfrist derzeit noch kürzer ist als die Verjährungsfrist für 
Schadenersatzansprüche. Auch bei der Beurteilung der Ver­
tragsgemäßheil bzw. der Mangelhaftigkeit des Gutachtens ist 
allerdings im Wege der Auslegung vorerst zu klären, ob der 
Sachverständige eine Erfolgshaftung einging oder bloßes 
Bemühen schuldete und was ausdrücklich bedungene oder -
subsidiär - gewöhnlich vorausgesetzte Eigenschaft von 
Befund und/oder Gutachten ist. 

Bei der Abwägung der Gewährleistungsbehelfe gegeneinander 
und der tatbestandsmäßigen Voraussetzung ist nicht nur bei 
der Beurteilung der Wesentlichkeit, sondern auch bei jener der 
Behebbarkeit, die der Verbesserung (Nachtrag des Fehlenden) 
den Vorzug vor der Preisminderung oder Wandlung geben 
kann, wohl auf das Interesse des Bestellers an der sofortigen 
Richtigkeit und Vollständigkeit von Befund und Gutachten 
Bedacht zu nehmen, anhand derer er etwa Prozeßaussichten 
oder andere Dispositionen ex ante beurteilen wollte, sodaß an 
einer nachträglichen Verbesserung - etwa anhand der "Erhel-
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lung" in einem Folgeprozeß- kein Interesse mehr besteht. 

Mit 1. 1. 2002 soll das Gewährleistungsrechts-Änderungsge­
setz in Kraft treten, das in Umsetzung der EU-Richtlinie 
1999/44/EG vor allem eine Angleichung der Fristen für 
Gewährleistung und Schadenersatz bringen wird. Ein weiterer 
wesentlicher Punkt der Reform, der Vorrang von Verbesserung 
oder Austausch der Sache gegenüber Preisminderung oder 
Wandlung, wird allerdings bei der schon genannten besonde­
ren Interessenlage des "Auftraggebers" kaum zum Tragen 
kommen. 

3.2.3. Die strafrechtliche Haftung und die Haftung nach 
den Berufsrechten 

Eine besondere strafrechtliche Haftung wird durch die Bestim­
mung des § 288 StGB (Falsche Beweisaussage vor Gericht) 
normiert, wonach sich strafbar macht, wer als Sachverständi­
ger (vor Gericht) einen falschen (iSv unrichtigen) Befund oder 
ein falsches Gutachten erstattet. Die Bestimmung setzt Vorsatz 
voraus, allerdings sind weder Schädigungsvorsatz noch der 
Eintritt eines Schadens erforderlich. 

Der Befund ist falsch, wenn die für die Begutachtung erforder­
lichen Tatsachen unrichtig angegeben werden; nach Leukauft 
Steininger (Kommentar zum StGB, 3. Auflage, zu § 288 StGB) 
soll ein Gutachten- als Werturteil- dann falsch sein, wenn es 
nicht der Überzeugung des Sachverständigen entspricht, die­
ser somit nicht an die Richtigkeit der von ihm gezogenen 
Schlüsse glaubt oder sie doch, ohne es auszusprechen, 
bezweifelt, mag das Gutachten auch objektiv richtig sein! Ist 
allerdings das Gutachten objektiv richtig - worüber bei diver­
gierenden Ieges artes vortrefflich diskutiert werden kann -
dann kann bei subjektiver Unrichtigkeit allenfalls ein Versuch 
einer unrichtigen Begutachtung vorliegen. Dagegen setzen 
Kodek/Foregger/Fabrizy (MKK StGB, 7. Auflage, Rz 5 zu§ 288 
StGB) "falsch" mit objektiv unrichtig gleich, d. h. als mit der 
Wirklichkeit nicht übereinstimmend. 

Für die Tätigkeit vor der Verwaltungsbehörde normiert wieder­
um§ 289 StGB gleichermaßen die Strafbarkeit. Die Bedeutung 
dieser Bestimmung liegt jedoch vor allem für all jene, die von 
einer Weisungsgebundenheit des (Amts-)Sachverständigen 
ausgehen, darin, daß die Erstattung von falschem (iSv unrich­
tigem) Befund oder Gutachten gemäß Art 20 B-VG die Grenze 
jeglicher Weisungsbindung bildet. Handelt es sich um einen 
Amtssachverständigen, kommt die Konkurrenz mit§ 302 StGB 
(Amtsmißbrauch) in Betracht. 

§ 306 StGB stellt die Geschenkannahme durch einen vom 
Gericht oder einer Verwaltungsbehörde für ein bestimmtes Ver­
fahren bestellten Sachverständigen unter Strafe; dagegen ist 
die Bestechung gemäß § 307 Abs. 1 Z 3 StGB unter Strafe 
gestellt. Entgeltlich tätige sachverständige Berater (Konsulen­
ten) eines Beamten oder leitenden Angestellten eines öffentli­
chen Unternehmens sind für den Fall der Geschenkannahme 
zum Zwecke der Beeinflussung zur Pflichtwidrigkeit von § 306a 
Abs. 2 StGB erlaßt, der Besteeher wiederum von § 307 Abs. 1 
Z 5 StGB. 

Im übrigen finden sich in den einzelnen Berufsrechten, insbe­
sondere von "freien" Berufen, Sorgfaltspflichten, die teils kon-
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kret Sachverständigentätigkeit ansprechen; bei der Frage, ob 
aus der Verletzung solcher beruflicher Reglementierungen in 
Verbindung mit § 1311 ABGB ein deliktischer Schadenersatz­
anspruch abgeleitet werden kann, ist im jeweiligen Fall der 
Schutzzweck der Berufsnorm zu hinterfragen, ob diese die 
Wahrung nur eines öffentlichen Interesses- etwa die Wahrung 
des Ansehens des Berufsstandes - bezweckte oder konkret 
auch den Schutz des einzelnen. Im Zweifel wird Berufsvor­
schriften nur insofern deliktische Relevanz zuerkannt, als sie 

Korrespondenz 
Der Hubkolbenmotor 
Ein Feuilleton um ein trauriges Thema 

Um einigermaßen gelockert zu beginnen, sei an unsere prähi­
storischen Vorfahren erinnert, welche ihre Saurierbeute noch 
auf Ästen in ihre Höhle schleifen mußten, bis ein gewitzter 
Urahn unserer Autobauer beim Steinkeilschnitzen einer Baum­
scheibe glorioserweise das Rad fand. Karren im damaligen 
Sinn konnten nun für Transportaufgaben entwickelt werden. 

Aeonen überspringend war dem Doktor Dunlop 1887 in Eng­
land das Geholpere auf den damaligen Loipen (ähnlich Wien 
Schwarzenbergplatz) unerträglich, sodaß er diese Räder mit 
luftgefüllten Belägen, den pneumatischen Luftreifen, umgab, 
bei welchen es natürlich auf Grund der damals verfügbaren 
Materialien immerfort Probleme gab (manchmal auch noch 
heute .. .). 

Um zum tragenden Teil des Themas zu kommen sei daran 
erinnert, daß in den großen Webereien in England im 18. Jhdt. 
die Webstühle von Hand betrieben wurden. James Watt und 
Richard Trevithick haben in Anwendung des physikalischen 
Prinzips des Valumsverlustes durch Kondensation beim Ein­
spritzen von Kaltwasser in einen dampfgefüllten Raum die 
Dampfmaschine gefunden. 

in Anwendung dieses physikalischen Vorganges stellte man 
mit Holzdauben runde Faßgebilde her, in welche ein raumtül­
lender Kolben eingepaßt wurde. Nun ließ man Wasserdampf 
bei abgesenktem Kolben in diese Kammer, spritzte Kaltwasser 
ein, der Kolben wurde durch den entstandenen Unterdruck 
nach oben gerissen und fiel durch das Eigengewicht wieder 
nach unten. Mit einer Führungsstange, der "Pleuelstange" ver­
bunden, wurde nun diese Auf-ab-Bewegung über eine exzen­
trische Anordnung an einem angebauten Rad in eine Rotati­
onsbewegung umgesetzt und in der Folge für Antriebszwecke 
der Webstühle eingesetzt. 

Es sei hier an die Maschinenstürmer erinnert, welche wegen 
der nun verdrängten Handarbeit durch Zerstörung dieser Teu­
felswerke vergeblich versuchten, dem Fortschritt Einhalt zu 
gebieten.Dreirädrige Dampfkraftwagen wurden nach diesem 
Prinzip entwickelt und in Frankreich zu Hunderten verwendet. 

Wieder verstrichen an die 100 Jahre, der menschliche Geist 
schlief nicht, und so wurde der Dampf durch ein Leuchtgas­
Luftgemisch ersetzt und dessen Detonationsfähigkeit auch zu 
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den Sorgfaltsmaßstab gegenüber beliebigen Personen anhe­
ben, sofern deren Güter überhaupt deliktisch geschützt sind 
(Weiser, a. a. 0., 30 f). 

Korrespondenz: 
Dr. Markus Thoma 
Hofrat des Verwaltungsgerichtshofes 
1010 Wien, Judenplatz 11 
Teleton 011531 11-0 

einer Kolbenbewegung eingesetzt. Die genialen Bahnbrecher 
waren jedoch die Ingenieure Benz und Daimler, welche 1885 
erstmalig in ein dreirädriges Fahrzeug einen weiterentwickel­
ten Viertakt-Verbrennungsmotor mit elektrischer Zündung ein­
bauten, wobei sie Kohlenwasserstoffe als Energieträger ver­
wendeten. Diese wurden feinst zerstäubt der Ansaug/uft zuge­
setzt, welche Vorrichtung heute noch fälschlich als "Vergaser" 
bezeichnet wird. Zerstäuber zur Erzeugung von Aerosolen 
wäre richtiger (erste" Vergaser" waren Bürstenzerstäuber). 

lng. Diesel meldete 1882 als Pendant zum tremdgezündeten 
Benz-Daimler-Motor einen selbstzündenden Motor zum Patent 
an, welcher mit einer niederen Erdölfraktion als Treibstoff 
betrieben werden konnte. (Heute hochgezüchtet mit Ein­
spritzdrücken bis 1000 bar!) Wahrlich, diese Werte sind (nach 
115 Jahren Entwick/ungsstillstand) ein Meisterwerk unserer 
modernen Technik! 

Wir stecken nun den Kopf in den Sand: Wir entwickeln die 
unglaublichsten kompliziertesten Variationen der Zubehöre zu 
den Vehikeln, wie z. B. ABS, Airbags, Satellitenortung, Ver­
brennungse/ektroniken, 16 Steuerventile, Klimaanlagen usw. 
und geben den Fahrzeugaufbauten die herrlichsten, besonders 
unsere miteinkaufenden Frauen beeindruckenden Formen, ein ".....·:-·' 
"exclusives Styling': je runder und glänzender desto besser. 

Dieses Triebwerk beschäftigt im Wettbewerb weltweit im Ver-
suche einer "Weiterentwicklung" hunderttausende Menschen 
in den großen Konzernen, oder bei uns die großartigen Spe­
zialisten wie Lenz oder List, um nur zwei zu nennen, aber nur 
um der tauben Nuß alibimäßig neue Facetten aufzuoktroieren 
und sie zu hätscheln. Eine Weiterentwicklung des Triebwerkes 
dieser technologischen Pionierleistung unserer Automobilurur­
großväter nach diesem Prinzip ist gar nicht mehr möglich! Ich 
möchte hier Wanke/ nicht vergessen. 

Ist es nicht wert, auch darüber nachzudenken, wieso der 
menschliche Geist in der Elektronik in den letzten 20 Jahren 
eine Revolution nach der anderen schaffte und im Antriebsbau 
unserer Kraftiahrzeuge nur marktorientierte Zubauten und Ver­
schönerungen erzeugt wurden, ohne am Grundprinzip orien­
tierte elementare Neuerungen zu finden? 

Die Antwort ist relativ einfach: es ist mit Sicherheit anzuneh­
men, daß auch auf diesem Gebiet revolutionäre Erfindungen in 
Antriebstechniken und Energieumwandlung getätigt wurden, 
aber diese wurden jeweils schleunigst in sicheren Safes ver­
schlossen, denn die Herren über die Erdö/produktion, die Her-
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ren über die Kraftfahrzeugindustrie sind überhaupt nicht inter­
essiert daran, ihre Melkkühe - und das sind wir - aus der 
Pflicht zu entlassen. 

Und so ziehen wir Bilanz: Auf den Straßen der Weft tummelt 
sich vielmillionenfach dieses überzüchtete Gebilde aus Chrom, 
Lack, phantastischen Karosserieformen und angepriesenen 
Höchstleistungen (die eigentlich gar nicht gebraucht werden ... 
wozu in 3 Sekunden 100 Meter?) und lockt und verführt und 
macht sich unentbehrlich ... Mit dem Treibstoll wird weiterhin, 
wie o. a., prassarisch Schindluder getrieben. 

Wohin das führt? Sollte es einer wagen, plötzlich eine neue 
Form der Energieumwandlung zu finden, wie z. B. Tesz/a 
(seine Patente wurden von den Siegermächten beschlag­
nahmt), oder z. B. durch katalytische Prozesse das H2 aus 
dem 0 zu verbrennen (utopisch?), oder überhaupt einen Weg 
zu finden, die Antriebsräder durch eine mechanische oder 
elektrische Lösung direkt von einem Antriebsaggregat aus in 
Bewegung zu setzen, dann könnte dieser Jemand wahr­
scheinlich Probleme bekommen. 

Das Automobil ist in unserer Industriegesellschaft unentbehr­
lich geworden, wo Zeit Geld ist, und wo es auch zu einem Sta­
tussymbol wurde. 

Und nun sind wir beim Hauptthema: Wir haften fest, daß dieser 
Antrieb in seinem Vehikel, nunmehr .,Automobil" (= .,selbst 
beweglich") genannt, 115 Jahre alt ist! 

Gemessen an der Vorentwicklungszeit mit deren primitiven 
metallurgischen und mechanischen Herstelfungsmöglichkeiten 
ist dieser "Hubkofbenmotor" heute ein Fossil, bei welchem aus 
globalen und monetären Gründen seit seiner Erfindung eine 
Weiterentwicklung an seiner ursprünglichen Konzeption nicht 
erfolgen konnte oder durfte. 

Wir verwenden allerdings nicht mehr Wasserdampf und 
Leuchigas in einem Zweitakt-Gasmotor, sondern hochwertige 
Destillate aus unseren natürlichen Erdölaufkommen, welche 
aus vielen lausenden Explorationen weltweit sprudeln. Wir ver­
brauchen dabei das in Jahrmillionen entstandene Kapital 
Naturprodukt bedenkenlos- vor allem (außer der chemischen 
Industrie) für die weftweit ungeheure Anzahl von Benzin fres­
senden Kraftfahrzeugen in deren vielfäftigsten Anwendungs­
formen, wobei aber das nunmehr als primitiv anzusprechende 
Automobil noch immer durch den alten Hubkolbenmotor ange­
trieben wird! 

Im Detail: was macht nun dieser Hubko/benmotor, um seine 
hin-stop und her-stop gehenden Stotter-Ko/benwege in Vor­
triebskrall für die Straßenräder umzusetzen? in Bruchteilen 
von Sekunden rasen die auf- und abgehenden Kolben und 
Pleuelmassen zwischen Geschwindigkeit Null und explosions­
bewegtem Kolben von seinem unteren zu seinem oberen Tot­
punkt hin und her. Sie übertragen durch eine raffinierte Über­
schneidung der Zündpunkte bei den Vielzylindermotoren noch 
dazu über eine für den Gleichlauf erforderliche Masse, das 
.,Schwungrad" und (manchmal mit Schwingungsdämpfern an 
der Kurbelwelle) die aus dem Treibstoll umgewandelte Energie 
durch Vielganggetriebe auf die Verkehrsgegebenheiten ange­
paßt auf die Antriebsräder. 

Bei jedem technologischen Prozeß wird eine Energiebilanz 
gemacht, daß heißt die Wirtschaftlichkeit der investierten Ener­
gie zu seiner Nutzbarkeit fest gestellt. Und da ist dieser Motor 
als Wärmekraftmaschine anzusprechen, da ja bei der Treib­
stoffverbrennung Wärme frei wird. 
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Wir stellen erschüttert fest, daß der größte Teil der zugeführten 
Energie aus dem Treibstoff in ungenützte Wärmeenergie 
umwandelt wird, welche wir, wie vor 115 Jahren, durch einen 
.,Kühler" ins Freie abführen müssen, um die thermische Belast­
barkeit der eingesetzten Materialien nicht durch ein Verschmo­
ren oder Festfressen zu überfordern. 

Diese Wärmebilanz für das Automobil ergibt approximativ fol­
gende erschreckende Werte: 

Aufteilung der im Kraftstoff dem Motor zugeführten Kalorien bei 
Flüssigkeitskühlung : 
Nutzbare Arbeit: ca. 25% 
Durch Abgase abgeführt: ca. 40% 
Kühlflüssigkeit 25% 
Rest: Strahlung! 

Diesen Fortschritt bezahlen wir jedoch mit vielen zehntausen­
den Toten und Verletzten. Die Fortbewegungsgeschwindigkeit 
verleiht das oft tödliche Gefühl der überlegenen Beherrschung 
dieser faszinierenden Maschine, wo mit einem Tippen auf das 
Gaspedal das berauschende Gefühl der Überlegenheit des 
Menschen über die Maschine vorgetäuscht wird ... 

Von der Sicherheit aus gesehen gleicht das Kraftfahrzeug trotz 
Gurten, Airbags und sonstigen Sicherheitsanpreisungen wie 
Knautschzone, Überrollfestigkeit und ähnlichem, dem Sitzen 
auf 4 Küchenstühlen auf einer Bodenplatte mit 4 Rädern, 
Motor, Lenkvorrichtung. Durch die übergestülpte Karosserie 
wird das trügerische Gefühl der Sicherheit erzeugt. Ist das 
Anschnallen an diese Anordnung der Garant für ein Überleben 
nach einem Crash? 

Die Physik lehrt: Masse mal dem halben Quadrat der 
Geschwindigkeit ergibt eben das Moment, im entscheidenden 
Augenblick auf der Straße sterben zu können. Folglich ist die 
Sicherheit im Straßenverkehr abgesehen von technischen 
oder persönlichen Mängeln des Bedienenden ausschließlich 
eine Funktion der Geschwindigkeit! 

Zusammenfassung 

Der Hubkolbenmotor ist trotz seiner imposanten technischen 
Weiterentwicklung eine Inzucht der Technik, eine Einbahn­
straße. Technische Details seien hier nicht aufgeführt, wohl 
aber ist immerhin zu bestaunen und zu bewundern, was in den 
vergangenen 115 Jahren aus diesem Vehikel gemacht wurde! 

Durch einen ungeheueren technischen und metallurgischen 
Aufwand hat man hier aus der seinerzeitigen sensationellen 
grauen Maus ein unglaubliches technisches Werk geschaffen! 
Es gibt, wie angeführt, eigentlich nur den einen natürlichen 
Weg einer technischen Änderung, wenn die Ressourcen des 
,.billigen" Energiediebstahls aus Mutter Erde zu Ende gehen, 
aber das ist nicht abzusehen. 

lng. Affred Gutmann 
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter 
Sachverständiger I. Maschinen, ehern. Technologie, Lebens­
mitte/technologie, pharm. Chemie (Kosmetik}, Kraftfahrwesen. 
Konsulent I. Kunststoffverarbeitung 

1100 Wien, Urse/brunnengasse 38 
Telefon 01/689 24 24, Fax Dw 34 
e-mail: affredgutmann@netway.at 
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Liegenschaftsbewertung 
Sehr geehrter Herr Dipl.-lng. Müller! 

Ich habe Ihre Entgegnung zum Beitrag von Komm.-Rat Dr. Rau­
schermit großem Interesse studiert. Ihre mit der Übersendung die­
ser Stellungnahme verbundene Anregung, ich möge mich zu den 
angesprochenen Fragen nochmals öffentlich zu Wort melden, 
werde ich jedoch nicht aufgreifen. Dies hat seinen Grund vor allem 
darin, daß die Frage, ob die Bewertung eines Objekts nur nach 
einer einzigen Wertermittlungsmethode zu geschehen hat oder 
dazu mehrere Bewertungsmethoden heranzuziehen sind, in erster 
Linie vom Bewertungssachverständigen und nicht vom Juristen zu 
beantworten ist. Das maßgebende Kriterium für die Lösung dieser 
Frage wird in § 3 Abs. 2 des Liegenschaftsbewertungsgesetzes 
vorgegeben; demnach sind für die Bewertung mehrere Wertermitt­
lungsverfahren anzuwenden, wenn dies zur vollständigen Berück­
sichtigung aller den Wert der Sache bestimmenden Umstände 
erforderlich ist. Die Erforderlichkeil einer Methodenpluralität zur 
Erfassung aller relevanten Umstände ist vor allem eine Sachver­
ständigenfrage. 

Der Gesetzestext läßt es freilich offen, ob außerhalb des Falles 
unabdingbarer Notwendigkeit ein zweites Wertermittlungsverfah­
ren auch dann angewendet werden kann, wenn zwar schon das 
erste Verfahren grundsätzlich taugliche Ergebnisse erbringt, die 
zweite Methode aber gleichsam zur Abrundung des Gesamtbildes 
vorgenommen wird. Jedenfalls unzulässig ist eine Methodenkom­
bination aber dann, wenn die zweite Methode nur dazu dienen soll, 
ein vorn Auftraggeber unerwünschtes Ergebnis aus dem ersten, 
grundsätzlich sachgerechten Wertermittlungsvertahren zu korrigieren. 

Offengestanden bin ich bisher immer davon ausgegangen, daß es 
für die sachgerechte Durchführung von mehr als einem Werter­
mittlungsverfahren in der Praxis einen verhältnismäßig weiten 
Anwendungsbereich gebe. Ihre nunmehrigen Ausführungen waren 
daher für mich Anlaß, diese Auffassung doch etwas zu überden­
ken. Wie schon gesagt, liegt allerdings die Sachkompetenz zur 
Lösung dieser Streitfrage nicht in erster Linie beim Juristen. Woge­
gen ich mich nur immer und gerade vor dem Hintergrund der 
Regelungen des Liegenschaftsbewertungsgesetzes gewandt 
habe, ist die kalkulatorische Ableitung des Verkehrswerts aus den 
Ergebnissen zweier Wertermittlungsmethoden durch irgendeine 
schematisch angewendete Formel oder gar durch das arithmeti­
sche Mittel. Eine solche Vorgangsweise würde - was ja niemand 
ernsthaft in Zweifel ziehen könnte - dem Geist und den Anord­
nungen des Liegenschaftsbewertungsgesetzes eindeutig wider­
sprechen. 

Somit sehe ich der weiteren Fachdiskussion zur Frage, unter 
welchen Voraussetzungen eine Mehrheit von Bewertungsmetho­
den angewendet werden muß und angewendet werden kann, mit 
aufmerksamem Interesse entgegen und verbleibe mit freundlichen 
Grüßen 

Dr. Johannes Stabentheiner 

Liegenschaftsbewertungsverfahren -
gewichtetes Mittelwertverfahren 
Unter Bezug auf den Briefwechsel zwischen Dr. Stabentheiner, 
dem Legisten des Liegenschaftsbewertungsgesetzes und mir in 
SV 2000/2, 68, bricht Kali. Dr. Rauscher in SV 200014, 170 eine 
Lanze für das gewichtete Mittelwertverfahren. Seiner Argumenta­
tion kann ich nicht beitreten. 

Rauscher schreibt, daß "für den Verkehrswert einer Ertragsliegen­
schaft in der Regel sowohl der Sachwert, als auch der Ertragswert 
von ausschlaggebender Bedeutung ist". Nach meiner Auffassung 
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ist hingegen bei einer Ertragsliegenschaft ausschließlich das 
Ertragswertverfahren maßgebend und ich begründe dies wie folgt: 
Es ist Aufgabe des Sachverständigen, aufgrund seiner beruflichen 
Erfahrungen und Marktkenntnisse die wesentlichen Voraussetzun­
gen für einen der Marktlage entsprechenden Verkehrswert vorzu­
geben, insbesondere den nachhaltig zu erzielenden Ertrag, den 
der Lage der Liegenschaft angepaßten Kapitalisierungszinsfuß 
sowie die Restnutzungsdauer. Die Sache, nicht aber der Sachwert, 
spielt beim Ertragswert insoferne eine Rolle, als bei diesem Ver­
fahren die aufzuwendenden Kosten zur Beseitigung eines allfälli­
gen Reparaturrückstaues vom Ertragswert in Abzug gebracht wer­
den müssen. ln einem solchen Fall ist eben der Ertrag nicht nach­
haltig und muß daher der Ertragswert um den vollen Aufwand der 
Instandsetzung reduziert werden. Wenn Rauscher§ 3 Abs. 2 LBG 
zitiert, wonach "es zur vollständigen Berücksichtigung aller den 
Wert der Sache bestimmenden Umstände erforderlich sein wird, 
mehrere Wertermittlungsverfahren anzuwenden" und er hieraus 
schließt, daß "sich also gewissermaßen zwingend die Notwendig­
keit ergibt, das Ertragswert- und das Sachwertverfahren anzuwen­
den", so meine ich, nicht zuletzt aufgrund der Ausführungen Sta­
bentheiners, der als Legist seine Formulierungen authentisch 
interpretieren kann, daß Rauscherden Gesetzestext offensichtlich 
mißverstanden hat: Der zitierte Gesetzestext bezieht sich auf 
Fälle, wo es unumgänglich ist, sowohl das Sachwertverfahren als 
auch das Ertragswertveriahren in Anwendung zu bringen, bei­
spielsweise bei einer gewerblich genutzten Liegenschaft, bei der 
ein Teil der Liegenschaft für Produktionszwecke des Eigentümers 
der Liegenschaft dient und ein anderer Teil langfristig fremdver­
mietet ist. Für den eigengenutzten Bereich wird das Sachwertver­
fahren (im allgemeinen mit erheblichen Abschlägen) und für den 
fremdvermieteten Bereich das Ertragswertverfahren zur Anwen­
dung gelangen. 

Rössler!Langner/Simon!Kieiberdrücken in ihrem Werk "Schätzung 
und Ermittlung von Grundstückswerten", 6. Auflage, 1990, die 
gegenständliche Problematik unmißverständlich aus (S. 33): in der 
Praxis ist es üblich geworden, zur Ermittlung des Verkehrswerts 
auch mehrere Verfahren heranzuziehen. So wird neben dem 
Ertragswert auch der Sachwert festgestellt. Diese nach dem 
jeweils anderen Verfahren ermittelten Werte können aber nur Kon­
trollfunktionen haben. Der Verkehrswert läßt sich entweder aus 
dem Vergleichswert, dem Ertragswert oder dem Sachwert ableiten. 
Zumindest muß eine dieser Größen den Vorrang haben (es folgt 
Literaturangabe des BGH). •·~ 

Es ist keineswegs sachgerecht, den Verkehrswert rein schema-
tisch etwa durch Mittelung von Ertragswert und Sachwert zu 
bestimmen (es folgt wiederum ausführliche Angabe der Judikatur). 
Es ist nichts dagegen einzuwenden, wenn die nach verschiedenen 
Verfahren ermittelten Werte miteinander verglichen werden, um 
daraus gewisse Folgerungen für die ab-schließende Wertbeurtei-
lung zu ziehen. Mehr aber auch nicht. 

Und an anderer Stelle (S. 206): Es ist leider noch immer Gutach­
terpraxis, den Verkehrswert eines bebauten Grundstücks rein 
schematisch durch MiUe/ung von Ertragswert und Sachwert zu 
bestimmen. Man beruft sich dabei auf frühere Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofs (die Geschäftszahlen der Erkenntnisse wer­
den zitiert). 

Dieser Auffassung muß entschieden widersprochen werden. Fra­
gen der Verkehrswertermittlung sind zu diffizil, als daß sie durch 
ein arithmetisches Mittel gelöst werden könnten. Es ist jedenfalls 
nicht ersichtlich, wie durch eine bloße Mittelung von Ertragswert 
und Sachwert eine Antwort auf die allein entscheidende Frage 
nach den jeweils herrschenden Preisverhältnissen am Grund­
stücksmarkt gefunden werden kann. Es kann immer nur einen rich­
tigen Wert geben. Das ist anerkannter Grundsatz. Deshalb ist es 
wenig sinnvoll, verschiedene Werte, die auf verschiedenen Metho­
den beruhen, miteinander zu verquicken. 
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Liegt z. B. der Ertragswert weit über dem Sachwert, so wird zu prü­
fen sein, ob die Nachhaltigkeif des Ertrages richtig beurteilt worden 
ist. Größere Wertunterschiede zwischen Ertrags- und Sachwert 
können auch die Frage aufwerfen, ob die angenommene Restnut­
zungsdauer zu korrigieren ist. 

Eine Kombination beider Verfahren muß aber abgelehnt werden. 
Just/Brückner (Verkehrswert von Grundstücken gemäß Bundes­
und Städtebauförderungsgesetz, Düsse/dorf 1979) stellen eben­
falls fest, daß eine Mittelwertberechnung gegenwärtig zu falschen 
Ergebnissen führen muß. Auch in der neueren Rechtsprechung 
wird die schematische Bestimmung des Verkehrswertes nach dem 
arithmetischen Miffel aus dem Ertrags- und Sachwert abgelehnt 
(es folgt Judikatur des BGH). Der nach dem Sachwertverfahren 
ermittelte Wert kann danach nur Kontrollfunktion haben. Verglei­
che auch die amtliche Begründung zur WertV 72. Es wird sohin 
nicht nur das arithmetische Mittelwertverfahren, sondern jegliche 
Verquickung von Verkehrswert- und Sachwertverfahren abgelehnt. 

Das von Ko/1. Lütt/ in den 70er Jahren in Österreich populär 
gemachte gewichtete Mittelwertverfahren stellte zweifellos eine 
Verbesserung gegenüber dem bis dahin fast ausschließlich ange­
wandten arithmetischen Mittelwertverfahren dar, zumindest solan­
ge es seriös angewendet wurde, d. h. wenn Ertragswert und Sach­
wert nicht allzusehr differierten und dem Ertragswert eine höhere 
Gewichtung als dem Sachwert zugeordnet wurde. Durch das Lie­
genschaftsbewertungsgesetz, bzw. durch ÖNORM B 1802 ist aber 
nunmehr eine theoretische Grundlage gegeben, auf die sich in die­
sem Punkt der Sachverständige stützen kann und man könnte die 
über hundert Jahre alte Realschätzungsordnung, von der auch 
Lüftl ausging (in der Realschätzungsordnung stand eben nur "Mit­
telwert" und nicht "arithmetisches Mittel") endlich in Frieden ruhen 
lassen. 

Die Ablehnung des Mittelwertverfahrens - in welcher Form auch 
immer- durch Stabentheiner, der ich mich voll anschließe, ist erst 
sekundär eine akademische Frage, sondern hat eine eminente 
praktische Bedeutung. Rauscher zitiert ein Beispiel aus Kranewit­
ter, bei dem bei einem Ertragswert vonA TS 6,600.000,- und 
einem Sachwert von ATS 7,850.000,- ein Verkehrswert von ATS 
7,000.000,- resultiert. Der Unterschied Ertragswert-Verkehrswert, 
vom Verkehrswert gerechnet, beträgt nicht einmal 6% und liegt 
somit innerhalb der Toleranzgrenzen jedes Bewertungsverfahrens, 
die ich bei gängigen Liegenschaften mit ± 20% ansetze (bei 
schwer verkäuflichen Liegenschaften sind die Toleranzgrenzen 
vielfach nach oben offen). Wenn Ertragswert und Sachwert nahe 
beieinander liegen, richtet das gewichtete Mittelwertverfahren 
somit keinen Schaden an. 

Es ist aber Tatsache, daß die überwiegende Anzahl der Auftrag­
geber eines Bewertungsgutachtens interessiert ist, ein Gutachten 
mit möglichst hohem Verkehrswert zu erhalten. Diese Hauptinter­
essenten sind im Wesentlichen: 

a) Verkaufswillige, die von einer möglichst hohen Verhandlungsba­
sis ausgehen möchten. Das gleiche gilt für Kreditwerber. 

b) Kreditinstitute, die den Verlust zufolge Insolvenz eines Schuld­
ners zumindest am Papier durch einen vermeintlich hohen Wert 
der belasteten Liegenschaft so niedrig als möglich erscheinen las­
sen wollen. 

c) Erben, bzw. Beschenkte, die gemäß § 16 Abs. 1 Z 8 lit. a EStG 
eine möglichst hohe Abschreibungsbasis für die jährliche AfA 
ansetzen wollen. 
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Korrespondenz 

Rauscher beruft sich auf das Buch von Nägeli, Handbuch des Lie­
genschaftsschätzers: Solange die Abweichung Ertrags-/Realwert 
unter 20% bezogen auf den Ertragswert liegt, ist nach Nägeli die 
Gewichtung 1:2 heranzuziehen und das Ergebnis wird, wie bei 
dem von Rauscher zitierten Beispiel aus Kranewitter im Rahmen 
der o. a. Bewertungstoleranz liegen. Nach Nägeli ist aber bei­
spielsweise bei einer Abweichung von 40% und mehr eine 
Gewichtung von 1 :5 anzunehmen. Das Ergebnis demonstriere ich 
an nachfolgendem vereinfachten Beispiel: 

Ertrag ATS 1 Mio, somit bei angenommener 5% Kapitalisierungs­
zinsfuß und ewige Rente Ertragswert ATS 20 Mio. Sachwert ange­
nommen ATS 100 Mio. 
Verkehrswert nach Nägeli: (5x ATS 20 Mio + 1x ATS 100 Mio)/6 = 
ATS 33,3 Mio. 

Hiemit reduziert sich der Kapitalisierungszinsfuß von 5% auf ATS 
1 Mio/ATS 33,3 Mio = 3% oder um 40% des vom Bewerter zugrun­
de gelegten Kapitalisierungszinsfußes. Bei einer Bewertungstole­
ranz von ± 20% dürfte sohin der Kapitalisierungszinsfuß auf maxi­
mal 4% fallen, bzw. auf 6% steigen. Die sich durch die Anwendung 
des gewichteten Mittelwertverfahrens nach Nägeli ergebende 
Abweichung von 40% (von 5% auf 3%) ist nicht tolerabel. 

Richtigerweise erwähnt Rauscher sowohl den dem Sachverständi­
gen vom Gesetz eingeräumten weiten Spielraum, als auch die Ver­
antwortlichkeit des Sachverständigen. 

Ich spreche leider aus Erfahrung, wenn ich aussprechen muß, daß 
einzelne Sachverständige die Grenze zwischen Interessensvertre­
ter eines Auftraggebers und dessen Befehlsempfänger- sicherlich 
vielfach unter erheblichem Druck - nicht beachten, sodaß das 
Ergebnis ihrer Bewertung unter Heranziehung des gewichteten 
Mittelwertverfahrens unrichtig bis hin zu "jenseits von gut und 
böse" ist. Dem Grunde nach bestätigt dies auch Rauscher, wenn 
er zutreffenderweise feststellt, daß das gewichtete Mittelwertver­
fahren "in der Praxis meist dann angewendet wird, wenn der 
Ertragswert wesentlich unter dem Sachwert gelegen ist, eine 
Erscheinung, die infolge der mietrechtlichen Ertragsbeschränkun­
gen relativ häutig anzutreffen ist". Wenn das Berufsethos fehlt oder 
-was im Ergebnis auf das gleiche hinauskommt- daß der auf den 
Sachverständigen ausgeübte Druck übermächtig wird, was insbe­
sondere dann der Fall ist, wenn ein Sachverständiger wesentliche 
Teile seines Umsatzes bei ein- und demselben Auftraggeber 
macht, so ist das gewichtete Mittelwertverfahren die ideale Bewer­
tungsmethode, seinem Auftraggeber willfährig zu sein, da mit Fest­
legung des Gewichtungstaktors in Verbindung mit der Sachwerter­
mittlung nahezu jedes vom Auftraggeber gewünschte Ergebnis 
erzielt werden kann. 

Daher mein Wunsch: Wenn schon Auftragskiller nicht verhindert 
werden können, dann wenigstens keinen Selbstbedienungsladen 
für Kalaschnikows! 

D. Dipl.-lng. Michel H. Müller 
Zivilingenieur für Bauwesen und Wirtschaftsingenieurwesen 
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger 
1130 Wien, Hummelgasse 10 
Telefon 01/877 02 53/0 

Mit diesen Beiträgen betrachtet die Redaktion die 
Diskussion zu diesem interessanten Thema vorläufig als 
beende!. 
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Vergabeverfahren bei gerichtlichen 
Sachverständigenleistungen? 

Kollege Hauer beschreibt in seinem Beitrag (SV 2001/2, 74) 
die eigentlich selbstverständliche Tatsache, daß bei der Aus­
wahl des/der geeigneten Sachverständigen eine Vielzahl von 
"berechtigten, wohl aber unterschiedlichen Interessen" besteht, 
die unter einen Hut zu bringen sind. Letztlich lassen sich die 
Argumente Hauers - von mir um Kleinigkeiten ergänzt und 
zum Teil neu formuliert- in sechs Punkten zusammenfassen: 
• das Gericht bevorzugt SV, die kurzfristig mit der Bearbeitung 

beginnen können, die verständliche Gutachten formulieren, 
die die Fragen des Gerichts konkret, korrekt und unwider­
legbar beantworten und die termintrau sind; es könnte daran 
interessiert sein, daß im Zuge der Befundaufnahme ein 
außergerichtlicher Vergleich gefunden oder ein gerichtlicher 
Vergleich vorbereitet wird. 

• Die Republik, als deren Vertreter das Gericht auftritt, ist 
daran interessiert, daß öffentliche Gelder weitgehend 
geschont werden. 

• Die klagende Partei wird ein rasches Verfahren wünschen, 
während die Kosten des SV-Beweises, die ja im Falle des 
Obsiegens vom Prozeßgegner getragen werden, eine gerin­
gere Rolle spielen. 

• Die beklagte Partei wird das genau umgekehrt sehen. 
• Die Parteienvertreter verfolgen möglicherweise unausge­

sprochene eigene Interessen. 
• Der/die SV hat (neben eventuell vorkommender fachlicher 

oder wissenschaftlicher Neugier) Interesse daran, das Ver­
hältnis von Honorar zum getätigten Aufwand - sowie erste­
res ganz allgemein -zu maximieren. Ferner möchte er/sie 
größtmögliche Zufriedenheit des Gerichtes erreichen, um im 
Zukunft wieder bestellt oder sogar weiterempfohlen zu wer­
den. 

Abgesehen davon, daß Kollege Hauer nur zivilrechtliche Ver­
fahren beschreibt, fehlt vollkommen eine Kritik der derzeit übli­
chen Vergabe von gerichtlichen SV-Leistungen. Diese erfolgt 
nämlich fast ausschließlich nach den Kriterien des Auftragge­
bers, also des Gerichts. Dem/der SV gelingt es in vielen Fällen, 
seine/ihre Interessen zu wahren; die Republik, die Parteien 
und auch deren Vertreter haben kaum Chancen. Die letzten 
beiden können maximal den/die SV ablehnen, wenn gute 
Gründe dafür angeführt werden; da der/die SV ihnen meist 
nicht näher bekannt ist, wird das die Ausnahme sein. 

Sicher hat Kollege Hauer recht, wenn er (ausführlich begrün­
det) darlegt, daß immer dann, wenn ausschließlich ein fixer 
Fertigstellungstermin und ein günstiger Preis als Entschei­
dungskriterien zur Vergabe geistiger Leistungen herangezogen 
werden, die Qualität der letztlich gebotenen Arbeit zumindest 
nicht garantiert erscheint. 
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Aber auch die Erweiterung der Kriterien "Zeit" und "Geld" um 
die oben genannten, für das Gericht wichtigen Aspekte- wobei 
der pekuniäre Aspekt das Gericht oft nicht zentral interessiert­
gewährleistet noch nicht eine optimale SV-Bestellung. 

Natürlich ist es für das Gericht am einfachsten, SV zu bestel­
len, mit denen bereits gute Erfahrungen gemacht wurden. Aber 
vielleicht gibt es welche, mit denen noch bessere gemacht wer­
den könnten, wenn -ja, wenn sie bestellt würden. Insbeson­
dere jüngere Kollegen und Kolleginnen haben es oft schwer, 
überhaupt eine Chance zu erhalten, ihr Können zu beweisen. 
Als mögliche Lösung erscheint mir die Bestellung von SV (viel­
leicht abgesehen von Verfahren unter einem gewissen Grenz­
Streitwert) in Form einer beschränkten Ausschreibung: das 
Gericht lädt einige SV unter Beischluß von Kopien relevanter 
Teile des Aktes ein, ihre Vorstellungen vom zeitlichen und 
inhaltlichen Ablauf der Betundung und Gutachtenserstellung 
sowie der voraussichtlich anfallenden Kosten als Bewerbung 
um den Auftrag des Gerichts bekanntzugeben. Dabei handelte 
es sich, ähnlich wie bei von SV im Rahmen ihrer Warnpflicht 
bekanntgegebenen Kostenschätzungen, um verbindliche 
Kostenvoranschläge gemäß § 1170a Abs.1 ABGB mit den ent­
sprechenden Rechtsfolgen. 

Die Gerichte würden dann sinnvollerweise sowohl bekannt 
gute, als auch vielleicht erst kurze Zeit eingetragene SV zur 
Bewerbung einladen und könnten die Bestellung des/der SV 
dann auch unter Mitwirkung der Parteien bzw. deren Vertreter 
nach objektiveren Kriterien durchführen, als bisher vielfach 
üblich - und sogar dem impliziten Sparsamkeitswunsch der 
Republik wäre besser gedient. 

Conclusio: ein bißchen mehr Wettbewerb würde weder uns 
Sachverständigen noch der Rechtsprechung schaden! 

Schlußbemerkung: Jurist/inn/en mögen den mangelnden 
Detaillierungsgrad meiner Vorschläge verzeihen - es lag mir 
als Techniker einfach ferne, diese zu Recht den einschlägigen 
Fachleuten vprbehaltene Aufgabe in amateurhafterWeise vor­
wegnehmen zu wollen; es sollte bloß die Idee skizziert werden. 
Und Techniker/innen könnten vielleicht darüber hinwegsehen, 
daß es auch mir nicht gelungen ist, die gebotene Kürze der 
Ausführungen einzuhalten. 

Dipl.-fng. Georg Barta 
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverstän­
diger für Digitale Kleinrechenanlagen (Mikrocomputer) 
und Programmierung Digitaler Systeme (Software) 

1120 Wien, Schönbrunner Straße 252/28 
Tel.: 01/815 74 56 
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Entscheidungen + Erkenntnisse 
bearbeitet von Dr. Harald Krammer, Präsident des LGZ Wien 

Weiterhin keine Amtshaftung für 
Gerichtssachverständige (§ 1 Abs. 2 AHG) 
1. Der gerichtlich bestellte Sachverständige ist kein Organ 

nach § 1 Abs. 2 Amtshaftungsgesetz (AHG). Den durch 
ein fehlerhaftes Gerichtsgutachten Geschädigten haftet 
der Sachverständige aufgrund seiner deliktischen Haf­
tung nach allgemeinem Schadensersatzrecht direkt. 
Haftungsansprüche stehen den vom Schutzzweck der 
Norm erlaBten Verfahrensbeteiligten zu. 

2. Durch die Schaffung des § 141 Abs. 5 EO idFd EO­
Novelle 2000, wonach der Sachverständige nach § 1299 
ABGB dem Ersteher und allen Beteiligten für Vermö­
gensnachteile haftet, die er ihnen durch pflichtwidrige 
Führung seines Amtes verursacht, wurden die Argu­
mente der bisherigen Rechtsprechung gestärkt. 

3. Nach § 2 Abs. 2 Z 1 und § 2a Abs. 1-4 SOG (BGBI I 
1998/168) ist jeder Sachverständige verpflichtet, vor 
Eintragung in die Liste dem listenführenden Präsiden­
ten nachzuweisen, daß zur Deckung der aus seiner 
gerichtlichen Sachverständigentätigkeit gegen ihn ent­
stehenden Schadenersatzansprüche eine Haftpflicht­
versicherung besteht. Dadurch soll die Deckung allfälli­
ger Schadenersatzansprüche Dritter gewährleistet wer­
den. Damit hat der Gesetzgeber eindeutig zum Aus­
druck gebracht, daß er in Ansehung aller Gerichtssach­
verständigen die bisherige Rechtsprechung, alle Sach­
verständigen in gerichtlichen Verfahren von der Amts­
haftung auszunehmen, fortgeführt wissen will. 

4. Durch diese Gesetzänderung ist dem Argument, das 
AHG biete dem Rechtsuchenden besseren Schutz (der 
sogenannten "sozialen Rechtfertigung") der Boden ent­
zogen. 

OGH vom 24. April 2001, 1 Ob 1/01 I 

Die Verlassenschalt nach einem näher genannten libyschen 
Patienten und seine Erben begehrten vom beklagten ärztlichen 
Sachverständigen (im Folgenden nur SV) in einem näher be­
zeichneten Anlaßverfahren in zwei zur gemeinsamen Verhand­
lung und Entscheidung verbundenen Verfahren aus dem Titel 
des Schadenersatzes jeweils Zahlung von ATS 4,713.350,- sA 
(die Erben entsprechend ihren Erbteilen) sowie die Feststel­
lung, daß ihnen der Beklagte für alle Nachteile hafte, die ihnen 
aus der Abweisung eines näher bezeichneten Klagebegehrens 
im Anlaßverfahren erwüchsen. Der Patient habe im Sommer 
1988 in der Ordination eines näher genannten Zahnarztes eine 
Zahnextraktion durchführen lassen. Die vom Zahnarzt zur Ver­
abreichung einer Vollnarkose beigezogene Anästhesistin habe 
durch die unsachgemäße Verabreichung der Narkose iVm mit 
einer zu späten und unsachgemäßen Vornahme einer Reani­
mation beim Patienten letztlich am 21. Dezember 1996 zu des­
sen Tod geführt. lnfolge eines unrichtigen Gutachtens des im 
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Anlaßverfahren vom Berufungsgericht zum Gutachter bestell­
ten Beklagten sei diese Klage schließlich rechtskräftig ab­
gewiesen worden. Der Verlassenschaft nach dem Patienten 
(AZ 17 Cg 53/93k des Erstgerichts) und seinen Erbberechtig­
ten (AZ 16 Cg 60/99g des Erstgerichts) stünden daher Scha­
denersatzansprüche gegen den Beklagten zu. 

Der Erstrichter wies in den zur gemeinsamen Verhandlung und 
Entscheidung verbundenen Verfahren die Klagen aus dem 
Grunde des § 9 Abs. 5 AHG zurück. Entgegen der bisherigen 
Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs sei der dem Zivil­
prozeß beigezogene SV Gehilfe des Richters und demnach 
Organ zur Besorgung hoheitlicher Aufgaben und nicht bloßes 
Beweismittel. Die von der bisherigen Rechtsprechung vorge­
nommene Differenzierung zum Amtssachverständigen sei 
nicht nachvollziehbar. Im Hinblick auf die Entscheidung JBI 
1999, 672, in welcher der Oberste Gerichtshof ohne Notwen­
digkeit seine bisherige Rechtsprechung in Frage gestellt habe, 
sei möglicherweise die Zeit gekommen, die bisherige Recht­
sprechung zur Frage, ob der gerichtliche SV hoheitliches 
Organ iSd AHG sei, zu ändern. 

Das Rekursgericht bestätigte diese Entscheidung. Angesichts 
der überwiegenden Lehre und vor allem Zechner (Der gericht­
liche Sachverständige - Privater oder Beweisorgan iSd § 1 
Abs. 2 AHG ? in JBI 1986, 415 ff) sei die Organstellung des 
gerichtlich bestellten SV iSd § 1 Abs. 2 AHG zu bejahen. Denn 
seine Tätigkeit stelle eine Summe von Realakten dar, die in 
einem unmittelbaren, engen, inneren und äußeren Zusammen­
hang mit de_m hoheitlich zu vollziehenden Bereich der Gerichts­
barkeit stehe. Sie sei daher selbst hoheitlich. Auf die Frage, ob 
dem gerichtlichen SV eine eigene hoheitliche Entscheidungs­
befugnis als Voraussetzung für die Annahme einer Organstei­
lung zukomme, komme es nicht an. Der gerichtliche SV habe 
den Richter bei der Entscheidungstindung zu unterstützen. 
Denkunmöglich sei eine urteilende Tätigkeit ohne Sachver­
stand, möge ein solcher nun vom Richter selbst oder von 
einem SV in das Verfahren eingebracht werden. Die Einbrin­
gung außerjuristischen Sachverstands durch einen gerichtli­
chen SV stehe daher in einer engen inneren und äußeren Ver­
knüpfung mit der urteilenden Tätigkeit. Die Tätigkeit des 
gerichtlichen SV stehe im Dienst eines geordneten Funktionie­
rens der Rechtspflege. Der SV sei gemäß § 353 Abs. 1 ZPO 
verpflichtet, einer Bestellung zum SV Folge zu leisten. Daß 
sich jemand zu einem Gewerbe, einer Wissenschaft oder 
Kunst öffentlich bekenne, eventuell öffentlich bestellt sei und 
solche Tätigkeiten öffentlich als Erwerb ausübe, sei kein taug­
liches Abgrenzungskriterium für die Beurteilung, ob jemandem 
Organstellung zukomme. Schließlich bedeute die haftungs­
rechtlich verschiedene Behandlung des Amtssachverständigen 
gegenüber dem Gerichtssachverständigen einen Wertungs­
widerspruch. 
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Der bisher von der Rechtsprechung gezogene Schluß, der SV 
sei bloßes Beweismittel der Parteien, stelle schon im Hinblick 
darauf, daß infolge des technischen Fortschritts die zu lösen­
den (Tat) Fragen immer komplexer werden, einen allzu formali­
stischen Ansatz dar. Die rechtsdogmatische Theorie, daß der 
SV selbst die Entscheidung nicht zu treffen habe, lasse außer 
Acht, daß der Richter in vielen relevanten Bereichen (hier: bei 
der Beurteilung eines behaupteten Fehlers bei der Begutach­
tung eines ärztlichen "Kunstfehlers") oftmals gar nicht in der 
Lage sei, die Tätigkeit des SV so zu überprüfen und Unge­
reimtheiten aufzudecken, daß sie im Rahmen der freien 
Beweiswürdigung des Richters zu einer Nichtverwertung des 
Gutachtens führen. Ob ein Zeuge lüge, ob eine Urkunde echt 
sei oder ob die Situation bei einem Ortsaugenschein die Ver­
hältnisse zum maßgeblichen Zeitpunkt richtig wiedergebe, 
werde im Normalfall vom Richter beurteilt werden können. Ob 
allerdings die Tatsachengrundlagen, auf denen der SV sein 
Gutachten aufbaue, zutreffend bzw. ob die aus bestimmten 
Tatsachen gezogenen Schlußfolgerungen und Erfahrungssät­
ze richtig seien, sei bei realistischer Betrachtung in vielen Fäl­
len für den Richter unüberprüfbar. Deshalb müsse sein fehlen­
des Sachwissen durch die Kenntnisse und Fähigkeiten des SV 
substituiert werden. Dessen Gutachtenstätigkeit stehe damit in 
einem untrennbaren Zusammenhang mit der darauf basieren­
den- wertenden- Entscheidung des Gerichts. Übernehme der 
Richter ein schlüssig wirkendes SV-Gutachten, werde ihm 
im Regelfall auch bei objektiver Unrichtigkeit dieses Gutach­
tens ein Pflichtenverstoß nicht angelastet werden können. 
Darin zeige sich aber bereits der untrennbare innere Zusam­
menhang zwischen dem Gutachtensinhalt und dem darauf 
aufbauenden Urteil des Gerichts. Zutreffend verweise das Erst­
gericht auf § 364 ZPO: Der Richter könne ohne Zuziehung von 
SV entscheiden, wenn die eigene Fachkunde diese Zuziehung 
überflüssig mache und die Parteien zustimmten. Bewerte der 
Richter in einem solchen Fall sein Fachwissen unrichtig, wäre 
daraus die Ableitung eines Amtshaftungsanspruchs denkbar. 
Habe er allerdings das entsprechende Fachwissen nicht, 
müsse er es durch den SV substituieren. Hier zeige sich deut­
lich, daß der SV eben nicht nur Beweismittel der Parteien, son­
dern auch Beweisorgan des Gerichts sei. Das ergebe sich 
auch aus der Anforderung, daß der SV- gleich dem Richter­
unbefangen zu agieren habe und aus denselben Gründen wie 
ein Richter(§ 355 Abs. 1 ZPO) abgelehnt werden könne; eine 
Vorgangsweise, die bei einem reinen Beweismittel der Partei­
en (Zeugen) undenkbar sei. Schließlich dürfe nicht übersehen 
werden, daß der SV -durchaus vergleichbar mit der Stellung 
des Gerichtskommissärs, der unbestritten Organ sei -, sehr 
wohl auch eine Ermittlungstätigkeit entfalten könne, die als 
zumindest hoheitsähnlich zu qualifizieren sei. Der Befund des 
SV (§ 362 Abs. 1 ZPO) habe nicht nur eine Beschreibung der 
besichtigten Personen, Sachen und Örtlichkeiten zu enthalten, 
sondern auch die Feststellung aller Tatsachen, die er ermittelt 
habe. Den für den Befund notwendigen Sachverhalt müsse der 
SV im Regelfall selbst ermitteln; er könne zu diesem Zweck 
unmittelbar an die Parteien und auch an Dritte herantreten und 
Sachen und Örtlichkeiten in Augenschein nehmen. Diese 
Ermittlungsbefugnis des SV gehe weit über eine Stellung als 
bloßes Beweismittel hinaus. 
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Auch § 141 Abs. 5 EO idFd EO-Novelle 2000 spreche nicht 
zwingend gegen die von Zechner in Übereinstimmung mit der 
überwiegenden Lehre vertretene Auffassung der grundsätzli­
chen Bejahung der Organstellung des gerichtlichen Sachver­
ständigen: ln den Pflichtenkreis des in§ 141 Abs. 5 EO ange­
sprochenen gerichtlichen SV falle die Schätzung (Befundauf­
nahme) des Exekutionsobjekts. Die Vornahme der Schätzung 
durch den SV im Zwangsversteigerungsverfahren diene der 
"Bekanntgabe des Schätzwerts" iSd § 144 EO. Diese Bekannt­
gabe des Schätzwerts stelle allerdings nunmehr keine gericht­
liche mit Rekurs bekämpfbare Entscheidung mehr dar. Viel­
mehr habe das Exekutionsgericht allenfalls nötige Ergänzun­
gen, Richtigstellungen und Verbesserungen des Schätzgut­
achtens von Amts wegen zu veranlassen (§ 145 EO). Daraus 
folge, daß die Schätzung einer Liegenschaft zu keiner "Ent­
scheidung" (weder des SV noch des Gerichts) zu führen habe. 
ln diesem Fall stehe daher die Tätigkeit des SV in keinem 
Zusammenhang mit einem hoheitlichen Meinungsbildungspro­
zeß. Es erscheine deshalb durchaus sachgerecht, in diesem 
Fall (positivrechtlich) anzuordnen, daß der SV dem Ersteher 
und sonstigen Beteiligten gegenüber privatrechtlich (und somit 
nicht als Organ) hafte. ln Wahrheit ließe sich aus§ 141 Abs. 5 
EO sogar ableiten, die ausdrückliche Normierung dieser pri­
vatrechtliehen Haftung des SV, die sich sonst in keinem Ver­
fahrensgesetz findet, müsse zum Umkehrschluß führen, daß in 
allen übrigen Fällen der gerichtlich bestellte SV als Organ tätig 
werde, weil er im Regelfall in einen hoheitlichen Meinungsbil­
dungsprozeß untrennbar eingebunden sei. 

Der von der zweiten Instanz zugelassene Revisionsrekurs der 
klagenden Parteien ist zulässig und berechtigt. 

Der Oberste Gerichtshof verneinte in ständiger Rechtsprechung 
(SZ 28/116, SZ 54/19, SZ 58/42 = JBI1985, 628 = EvBI1985/ 
125; SZ 60/2 = JBI1987, 308 = EvBI1987/117 = lmmZ 1987, 188 
je mwN u. a.; AIS-Justiz RS0026337) die Organstellung des 
gerichtlich bestellten Sachverständigen nach § 1 Abs. 2 AHG, 
weil er selbst keine Entscheidung treffe, sondern dem Gericht 
durch seinen Befund und sein Gutachten lediglich ein Beweis­
mittel liefere. Die Tätigkeit des Sachverständigen beschränke 
sich (mit Ausnahme der Feststellung fremden Rechts nach 
§ 271 Abs. 1 ZPO, § 4 IPRG) auf die Feststellung des Sach­
verhalts. Nicht jeder, der zur Erfüllung einer hoheitlichen Auf­
gabe beitrage, sei schon Organ iSd § 1 Abs. 2 AHG. Die 
Bestellung einer physischen oder juristischen Person sei nur 
dann eine Beleihung mit der Ausübung einer hoheitlichen 
Funktion iSd § 1 Abs. 2 AHG, wenn mit ihr der Auftrag verbun­
den sei, selbst für den Rechtsträger hoheitliche Handlungen zu 
setzen bzw. solche mitzuvollziehen. Ihm müsse also die Erfül­
lung der hoheitlichen Aufgabe selbst übertragen sein. Maß­
geblich sei allein, ob eine Person verfahrensrechtlich dazu 
berufen sei, beim Hoheitsakt unmittelbar mitzuwirken. Daß der 
Österreichische Gesetzgeber den Sachverständigen nicht als 
Organ gewertet wissen wolle, ergebe sich auch aus den Vor­
schriften des StGB. 

Der erkennende Senat ließ nun tatsächlich in seiner Entschei­
dung 1 Ob 349/98z = JBI 1999, 672 in einem "klassischen obi­
ter dictum" (so Rummel als Rezensent in JBI1999, 673) anklin­
gen, eine Änderung seiner bisherigen Rechtsprechung, nach 
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der dem gerichtlichen Sachverständigen keine Organstellung 
iSd § 1 Abs. 2 AHG zukomme, die im Schrifttum mehrfacher 
Kritik ausgesetzt gewesen sei (vgl. dazu die Hinweise in 1 Ob 
349/98z), sei denkbar. 

Allerdings hat nun der Gesetzgeber durch die Schaffung des 
§ 141 Abs. 5 EO - wonach der SV nach § 1299 ABGB dem 
Ersteher und allen Beteiligten für Vermögensnachteile, die er 
ihnen durch pflichtwidrige Führung seines Amtes verursacht, 
haftet- die Argumente der bisherigen Rsp doch gestärkt. Denn 
durch diese Neufassung wird einerseits ausdrücklich der bis­
herigen Rechtsprechung Rechnung getragen, wonach der 
gerichtliche SV bei Vornahme der Schätzung kein Organ iSd 
AHG sei, und andererseits ausdrücklich normiert, daß der SV 
nicht nur dem Ersteher, sondern "allen Beteiligten" für sein 
(Schätzungs-)Gutachten hafte. Angesichts dieser neuen 
Rechtslage ist der erkennende Senat in seiner Entscheidung 
1 Ob 79/00z (EvBI 2000/206 = lmmZ 2000, 351 = RdW 2000, 
661 = bbl 2000, 237)- für den mit der Erstattung eines Schät­
zungsgutachten betrauten gerichtlichen SV- von seiner bishe­
rigen Rsp nicht abgegangen. 

Im vorliegenden Fall ist Prozeßgegenstand nun nicht ein 
Schätzungsgutachten im Exekutionsverfahren, sondern ein 
ärztliches Gutachten in einem Schadenersatzprozeß. Darauf 
ist§ 141 Abs. 5 EO zweifellos nicht anzuwenden. Ob es nun 
die Grundzüge des zivilprozessualen Verfahrens verbieten, nur 
den Schätzungsgutachter nicht als Organ der Rechtspflege 
anzusehen, alle übrigen Sachverständigen hingegen schon, 
muß hier nicht abschließend beurteilt werden. 

Denn maßgeblich ist folgender Umstand, auf den die Vorin­
stanzen nicht eingegangen sind: Durch § 2 Abs. 2 Z 1 und § 2a 
Abs 1 bis 4 der Novelle BGBI I 1998/168 zum Bundesgesetz 
über die allgemein beeideten gerichtlichen Sachverständigen 
und Dolmetscher (SDG) wurde angeordnet, Voraussetzung für 
die Eintragung in die Liste der Sachverständigen sei der 
Abschluß einer Haftpflichtversicherung nach § 2a (§ 2 Abs. 2 
z 1), und jeder Sachverständige sei verpflichtet, vor Eintragung 
in die Liste dem die Liste führenden Präsidenten nachzuwei­
sen, daß zur Deckung der aus seiner gerichtlichen Sachver­
ständigentätigkeit gegen ihn entstehenden Schadenersatz­
ansprüche eine Haftpflichtversicherung bei einem zum 
Geschäftsbetrieb in Österreich berechtigten Versicherer 
besteht. Der SV hat die Versicherung während der Dauer sei­
ner Eintragung in die Liste aufrechtzuerhalten und dies dem die 
Liste führenden Präsidenten auf Verlangen nachzuweisen. Die 
Mindestversicherungssumme hat 5,6 Mio S für jeden Versiche­
rungsfall zu betragen, der Ausschluß oder eine zeitliche 
Begrenzung der Nachhaftung des Versicherers ist unzulässig 
(§ 2a Abs. 1 bis 3 SDG). Die Versicherer sind verpflichtet, dem 
die Liste führenden Präsidenten unaufgefordert und umgehend 
jeden Umstand zu melden, der eine Beendigung oder Ein­
schränkung des Versicherungsschutzes oder eine Abweichung 
von der ursprünglichen Versicherungsbestätigung bedeutet 
oder bedeuten kann, und auf Verlangen über solche Umstände 
Auskunft zu erteilen (§ 2a Abs. 4 SDG). Nach den EB (RV, 
1384 BlgNR 20. GP, 9) wurde auf Grund von Anregungen im 
Begutachtungsverfahren wegen des hohen Haftungsrisikos der 
Sachverständigen der verpflichtende Abschluß einer Haft-

HEFT 312001 

pflichtversicherungals Eintragungsvoraussetzung vorgesehen, 
um die Deckung allfälliger Schadenersatzansprüche Dritter zu 
gewährleisten und so auch den Erfordernissen des Konsu­
mentenschutzes Rechnung zu tragen. Damit hat der Gesetz­
geber eindeutig zum Ausdruck gebracht, daß er in Ansehung 
aller gerichtlichen Sachverständigen die bisherige Rsp, alle SV 
in gerichtlichen Verfahren von der Amtshaftung auszunehmen, 
fortgeführt wissen will, würde doch sonst die vom SV abzu­
schließende Haftpflichtversicherung nur dazu dienen, einen 
Regreßanspruch des Bundes gegen den Sachverständigen zu 
sichern. Zweck der eingehenden Regelungen über diese 
Pflicht zum Abschluß und zur Aufrechterhaltung einer Haft­
plichtversicherung ist jedoch nicht eine Sicherstellung des 
Bundes bei der Durchsetzung allfälliger Regreßansprüche 
nach § 3 AHG, sondern ausdrücklich und ausschließlich der 
Schutz der durch ein fehlerhaftes Gutachten in einem gerichtli­
chen Verfahren geschädigten, vom Schutzzweck der Norm 
erfaßten Verfahrensbeteiligten (vgl. dazu zuletzt 5 Ob 18/00h = 
JBI 2001, 227 = RdW 2001, 77 mwN). Durch diese Gesetzes­
änderung ist jedenfalls dem Argument, der Verfolgung der 
Ansprüche nach dem AHG sei der Vorzug zu geben, weil sie 
dem Rechtssuchenden (gemeint: bei Durchsatzung von 
Ersatzansprüchen gegen den Bund im Vergleich zu einem 
finanziell weniger potenten SV) einen besseren Schutz biete, 
der Boden entzogen. Eine solche "soziale Rechtfertigung" für 
eine Änderung der bisherigen Rechtsprechung besteht somit 
jedenfalls nicht mehr. 

Auf die ohne die Gesetzesänderungen (§ 141 Abs. 5 EO, § 2 
Abs. 2 z 1 und § 2a Abs 1 bis 4 SDG) durchaus beachtlichen 
Argumente der Lehre, vor allem Zechners, ist daher nicht wei­
ter einzugehen. Es hat vielmehr dabei zu bleiben, daß der in 
einem gerichtlichen Verfahren bestellte Sachverständige auf­
grund seiner deliktischen Haftung direkt belangt werden kann 
(vgl. RdW 2001, 77). 

Anmerkung: 

Der OGH hat mit dieser Entscheidung die von ihm in seinem 
Urteil vom 19. 1. 1999, 2 Ob 349198 z, SV 1999/1, 32 mit Anm 
von Krammer (= JBI 1999, 672 mit Anm von Rummel) selbst 
geweckten Erwartungen und Hoffnungen, das Höchstgericht 
werde seine von der Lehre seit Jahren massiv kritisierte 
Rechtsmeinung ändern und dem Gerichtsgutachter Organstei­
lung im Sinne des § 1 Abs. 2 AHG zuerkennen, enttäuscht. Für 
die nächste Zeit- wohl einige Jahre- ist damit zu rechnen, daß 
sich der OGH nicht neuerlich mit dieser für das gerichtliche 
Sachverständigenwesen so wichtigen Frage im Einzelnen ausM 
einandersetzt. Es bleibt also bis auf weiteres dabei, daß der 
Gerichtssachverständige den durch ein fehlerhaftes 
Gerichtsgutachten Geschädigten persönlich und direkt haf­
tet. Einer ausreichenden Haftpflichtversicherung kommt daher 
eine besondere Bedeutung zu. 

Die Rechtsmeinung der Kritiker, die für den Gerichtssach­
verständigen Organstellung im Sinne von § 1 Abs. 2 AHG for­
dern, und die in der in diesem Fall ergangene Rekursentschei­
dung des OL G Wien vom 31. 10. 2000, 11 R 164/00 v, ein­
drucksvoll und überzeugend dargestellt wurde, wird vom OGH 
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nicht widerlegt; die höchstgerichtliche Entscheidung spricht 
vielmehr von "durchaus beachtlichen Argumenten der Lehre, 
vor allem Zechners". Der OGH meint aber im Hinblick auf zwei 
Gesetzesänderungen (§ 141 Abs. 5 EO und §§ 2 und 2a 
SOG) darauf nicht weiter eingehen zu müssen. 

Dazu ist zunächst festzuhalten, daß die gewichtigen, aus dem 
Wesen und der Funktion des gerichtlichen Sachverständigen­
beweises abgeleiteten dogmatischen Argumente, daß dem 
Gerichtsgutachter ebenso wie dem Amtssachverständigen 
Organstellung im Sinne des AHG zukommt, und die hier nicht 
wiederholt werden müssen, weiterhin Gültigkeit haben. 

Zu den vom OGH ins Treffen geführten Gesetzesänderungen 
ist anzumerken, daß beide erst lange nach der im gegen­
ständlichen Fall als Schadensursache geltend gemachten Ge­
richtsgutachtertätigkeit des Beklagten in Kraft getreten sind 
und daher für die Beurteilung der Stellung des Beklagten 
(Organ oder Privatperson) wohl nicht herangezogen werden 
können. Daß darüber hinaus aus§ 141 Abs. 5 EO für den vor­
liegenden Fall nichts zu gewinnen ist, hat das OLG Wien in 
seiner erwähnten Rekursentscheidung klar begründet. Das 
anerkennt auch der OGH, wenn er ausführt, daß auf ein ärzt­
liches Gutachten§ 141 Abs. 5 EO "zweifellos mcht anzuwen­
den" ist. 

So bleibt nur die Argumentation aus §§ 2, 2a SOG. Hier fällt 
zunächst auf, daß diese Bestimmungen auf Grund des BGBI I 
1998/168 am 1. 1. 1999 in Kraft getreten sind, also vor dem 
Urteil des OGH vom 19. 1. 1999, 1 Ob 349/98 z, SV 1999/2, 
32 = JBI 1999, 672, in dem der OGH eine Änderung seiner 
bisherigen Rechtsprechung im Sinne der Kritik der Lehre 
anklingen ließ. Bei dieser Entscheidung hat den OGH diese 
Gesetzesänderung offensichtlich nicht gestört. Der OGH muß 
sich aber auch entgegenhalten lassen, daß seine Argumenta­
tion, daß die Haftpflichtversicherung dem Rechtssuchenden 
einen gleich guten Schutz biete wie eine Unterstellung der 
Haftungsfälle unter die Amtshaftung, für den hier entschiede­
nen Fall gerade nicht gilt, weil das a(lgeblich schadenverur­
sachende Gerichtsgutachten 1996 erstattet wurde, die Versi­
cherungspflicht für einzutragende und eingetragene Sach­
verständige durch§§ 2 und 2 a SOG aber erst am 1. 1. 1999 
- im Hinblick auf die Übergangsbestimmung des § 15a SOG 
in Wahrheit erst mit 1. 7. 1999 - in Kraft getreten ist. Die 
Entscheidung des OGH übersieht weiters, daß nicht alle von 
den Gerichten herangezogenen Sachverständigen allgemein 
beeidet und gerichtlich zertifiziert sind. Gerade bei den ärztli­
chen Sachverständigen sind sehr viele Gutachter nicht in 
den Sachverständigenlisten eingetragen. Diese ad hoc 
bestellten Sachverständige unterliegen nicht der Versiche­
rungspflicht der§§ 2, 2a SOG. Bedenkt man aber die große 
Zahl der in Gerichtsverfahren beigezogenen, nicht eingetra­
genen Sachverständigen - vor allem in den häufigen Arzthaf­
tungsfällen -, ist dem Argument, der Amtshaftung sei der Vor­
zug zu geben, weil sie dem Rechtsuchenden einen besseren 
Schutz biete (,,soziale Rechtfertlgung'7, keinesfalls der 
Boden entzogen. 

Eine gewisse Ironie des vorliegenden Falles liegt aber wohl 
darin, daß auch der im gegenständlichen Anlaßfall geklagte 
Arzt, der zunächst allgemein beeideter gerichtlicher Sachver-
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ständiger war, bei lnkraft1reten der SOG-Novelle um Strei­
chung aus der Sachverständigenliste ersucht hat, weil er 
keine Haftpflichtversicherung abschließen und nur mehr gele­
gentlich als Gutachter arbeiten wollte (so seine schriftlich 
geäußerten Überlegungen). Die in dieser Entscheidung als 
tragend hervorgehobene Begründung, nämltch die Ände­
rung der §§ 2 und 2a SOG, greift also gerade im Anlaßfall 
nicht. 

Auch der Hinweis der vorliegenden Entscheidung auf allge­
meine Betrachtungen in der Regierungsvorlage zur SOG­
Novelle 1998 über das hohe Haftungsrisiko der Sachver­
ständigen, das die Normierung des verpflichtenden Abschlus­
ses einer Haftpflichtversicherung als Eintragungsvorausset­
zung- als einer Art Standespflicht- nahelegt, ist als tragen­
de Begründung für die Ablehnung der Amtshaftung für 
Gerichtssachverständige wohl nicht hinreichend, weil bei der 
SOG-Novelle 1998 - selbstverständlich - von der damaligen, 
die Amtshaftung verneinenden Rechtsprechung des OGH (vgl. 
SZ 6012 u. v.a.) ausgegangen werden mußte. Es kann aber bei 
objektiver Betrachtung dem Gesetzgeber doch nicht unter­
stellt werden, daß er damit die grundlegende Entscheidung 
gegen die Annahme der Amtshaftung bei Gerichtssach­
verständigen und so eine Klarstellung dieser langjährig disku­
tierten dogmatischen Frage treffen wollte. Dazu ist weiters zu 
bemerken, daß die Sinnhaftigkeit der in den §§ 2 und 2a SOG 
angeordneten Versicherungspflicht für die in die Sach­
verständigenliste einzutragenden und eingetragenen Sachver­
ständigen im Hinblick auf mögliche Regreßansprüche des 
Bundes auch bei Annahme der Amtshaftung weiterhin gege­
ben ist. Die Erwägungen des OGH über Sinn und Zweck der im 
SOG normierten Versicherungspflicht der eingetragenen Sach­
verständigen ist einseitig und bedenkt nicht, daß auch bei 
Annahme der Amtshaftung für Gerichtsgutachtertätigkeit für 
die Bestimmungen der §§ 2 und 2a SOG über die Versiche­
rungspflicht der eingetragenen Sachverständigen ein entspre­
chender AnWendungsbereich bliebe. 

Die Frage, ob Gerichtssachverständige bei ihrer Gutachter- >· ·: , 
tätigkeif an den Hoheitsakten der Gerichtsbarkeit unmittel- -~...-­
bar mitwirken - was von der Lehre massiv bejaht wird-, muß 
doch getrennt von dem Umstand beurteilt werden, ob ein Teil 
der Gerichtssachverständigen auf Grund einer Standesvor· 
schritt zum Abschluß einer Haftpflichtversicherung ver­
pflichtet ist, und für einen weiteren Teil dieser Gerichtsgut­
achter - anders als bei den Schätzsachverständigen im Exe~ 
kuliansverfahren (vgl. § 141 Abs. 5 EO idFd EO-Novel/e 2000) 
- die gesetzliche Versicherungspflicht bei Annahme der Amts­
haftung in ihrer Bedeutung auf Regreßansprüche des Bundes 
eingeschränkt wird. 

Die Begründung der besprochenen Entscheidung vermag 
nicht zu überzeugen. 

Harald Krammer 
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Bekämpfung der Höhe 
eines aufgetragenen 
Kostenvorschusses 
(§§ 332 Abs. 2, 365 ZPO) 
1. Beschlüsse, mit denen der Erlag eines Kostenvor­

schusses für einen Sachverständigenbeweis auferlegt 
wird, können nur hinsichtlich der Höhe angefochten 
werden, wenn der Gesamtbetrag der einer Partei aufge­
tragenen Vorschüsse ATS 30.000,- übersteigt. 

2. Die Höhe des Kostenvorschusses hat dem mit der Auf­
nahme des Beweises verbundenen Aufwand zu ent-

.·: •(.._ sprechen. 

3. Es liegt auch dann eine Entscheidung über die Höhe 
des auferlegten Kostenvorschusses vor, wenn dieser 
durch die Rekursentscheidung auf "Null" herabgesetzt 
wird. 

4. Das Gericht darf die Schätzung des Sachverständigen 
über die voraussichtliche Höhe seines Gebührenan­
spruchs nicht unbesehen übernehmen. Das Gericht hat 
vielmehr zunächst den genauen Umfang des Auftrags 
an den Sachverständigen festzulegen. 

5. Der Sachverständige hat nur im Rahmen seiner Beauf­
tragung zu konkreten technischen Fragen Stellung zu 
nehmen, nicht aber Überlegungen zu üblichen Vor­
gangsweisen bei Bauaufträgen anzustellen oder Beweis­
ergebnisse zu interpretieren. 

6. Vor Erteilung eines Auftrages an den Sachverständigen 
muß das Gericht bedenken, ob überhaupt oder in wel­
chem Umfang ein Auftrag zur Prüfung der eingewende­
ten Gegenforderung notwendig Ist. Sollte der Einwand 
der mangelnden Fähigkeit der Klagsforderung berech­
tigt sein, bedarf es keiner Prüfung der Gegenforderung. 

7. Ohne konkrete Beauftragung des Sachverständigen, zu 
welchen Fragen und in welchem Umfang er sein Gut­
achten zu erstatten hat, kann eine Entscheidung über 
die Höhe des den Parteien aufzuerlegenden Kostenvor­
schusses nicht getroffen werden. 

8. Sollte dem Sachverständigen die Prüfung der Gegen­
forderung der Beklagten aufgetragen werden, so ist als 
Bemessungsgrundlage für die Mühewaltungsgebühr 
(bei Verrechnung nach den AHA) nur deren Höhe, nicht 
aber die Höhe der Klagsforderung heranzuziehen. 

OLG Wien vom 30. Juli 2001, 11 R 49/01 h und 11 R 50/01 I 
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Die klagende Partei begehrte aul Grund von der Beklagten am 
4. 5. 1993 in Auftrag gegebenen Baumeisterarbeiten an ihrem 
Haus in Wien 5. den restlichen Werklohn. 

Die Beklagte beantragte die Abweisung des Klagebegehrens 
und brachte unter anderem vor, die Arbeiten der klagenden 
Partei seien mangelhaft gewesen, es werde Verbesserung 
begehrt, so lange diese nicht durchgeführt sei, sei das Klage­
begehren nicht fällig; in eventu als das Erstgericht zur Ansicht 
gelange, daß kein Verbesserungsanspruch bestehe, würden 
die Kosten der Sanierung von ATS 1 ,703.966,18 kompensan­
do eingewendet. ln der Tagsatzung vom 5. 10. 2000 brachte 
die Beklagte vor, ein Betrag von ATS 845.375,59 (der nicht in 
dem Betrag von ATS 1 ,703.966,18 enthalten sei) werde jeden­
falls kompensando als Gegenforderung eingewendet. Dieser 
Betrag setze sich zusammen aus der Durchführung von 
Ersatzvornahmen in Höhe von ATS 645.050,50, Bankzinsen 
für Überziehungskredite und Gegenforderung Stahlstütze 
Maulbeerbaum ATS 135.325,09. 

Mit Beschluß vom 7. 1. 1998 wurde Architekt Dl Dr. N. N. zum 
Sachverständigen bestellt und diesem aufgetragen, die von 
der Beklagten geltend gemachten Mängel zu begutachten 
sowie den erforderlichen Sanierungsaufwand für die vorhande­
nen, behebbaren Mängel anzugeben. Nach Befundaufnahme 
erklärte der Sachverständige ein endgültiges Gutachten erst 
nach Einvernahme des Architekten A. (Nebenintervenient) 
erstellen zu können. Er verzeichnet für die Befundaufnehme 
Gebühren von ATS 39.608,-. Mit Beschluß vom 19. 6. 1998 
bestimmte das Erstgericht die Gebühren des Sachverständi­
gen für das vorläufige Gutachten mit ATS 39.608,- und ordne­
te die Auszahlung aus dem erliegenden Kostenvorschuß an. 
Die Einvernahme des Nebenintervenienten erfolgte unter Bei­
ziehung des Sachverständigen in der Tagsatzung vom 31. 8. 
1998 wofür der Sachverständige ATS 31.427,- verzeichnete. 
Mit Beschluß vom 30. 11. 1998 wurde die Beweissicherung 
durch den Sachverständigen Dl Dr. N. N. angeordnet. Der 
Befund langte am 11. 12. 1998 ein, der Sachverständige ver­
zeichnete dafür ATS 12.628,-. ln der Tagsatzung vom 11. 12. 
1998 wurde die Einvernahmen von Zeugen unter Beiziehung 
des Sachverständigen durchgeführt, und die Gebühren des 
Sachverständigen für die Beweissicherung mit ATS 12.628,­
bestimmt. Die Beklagte verpflichtete sich zur Direktzahlung an 
den Sachverständigen. Das Gutachten langte am 4. 5. 1999 
ein, Gebühren wurden vom Sachverständigen auch für die Teil­
nahme an der Tagsatzung vom 11. 12. 1998 in Höhe von ins· 
gesamt ATS 98.658,- angesprochen. Mit Beschluß vom 27. 9. 
1999 wurden die Gebühren, nachdem die Parteien keine Ein­
wände erhoben hatten, in dieser Höhe auch bestimmt. 

Die klagende Partei begehrte mit Schriftsatz vom 29. 7. 1999 
zu einzelnen Punkten des Sachverständigengutachtens eine 
Ergänzung. 

Mit Schriftsatz vom 15. 10. 1999 gab die Beklagte eine 26 Sei· 
ten umfassende detaillierte Stellungnahme zum Gutachten ab, 
beantragte die Einvernahme des Zeugen X. im Beisein des 
Sachverständigen (welche auch in der Tagsatzung vom 18. 1. 
2001 bereits durchgeführt wurde) und rügte ebenso wie der 
Nebenintervenient in seiner Stellungnahme, daß der Sachver­
ständige einzelne Punkte in seinem Gutachten nicht berück· 
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sichtig! habe. Den in diesen Schriftsätzen enthaltenen Antrag 
auf Ablehnung des Sachverständigen hat das Erstgericht mit 
Beschluß 12. 11. 1999 abgewiesen. 

ln der Tagsatzung vom 18. 1. 2001 wurde vom Erstgericht mit 
den Parteien und dem Sachverständigen der zukünftige Gut­
achtensauftrag erörtert. Es wurde vom Erstgericht festgehal­
ten, daß noch Stellungnahmen des Sachverständigen zu 
mehreren Äußerungen offen seien unter Berücksichtigung 
der nachträglich vorgelegten Urkunden und Beweisergebnis­
se, daß im Hinblick auf die Gegenforderung sowohl eine 
Überprüfung von zwei Rechnungen und Prüfung der durch­
geführten Ersatzvornahmen in Höhe von ATS 645.050,50, 
sowie der der weiteren Kompensandoforderung von ATS 
1 ,703.966, 18, soweit dies bautechnische Mängel betreffe, 
erforderlich sei. 

Der Sachverständige schätzte auf Befragen des Erstgerichtes 
seine Kosten ausgehend von einem Stundensatz von 
ATS 4.424,- sowie einem Arbeitsaufwand von ca. 80 Stunden 
(dies im Hinblick darauf, daß auch die Aufmaße überprüft wer­
den müssen), unter Berücksichtigung der Schreibarbeiten und 
Nebenkosten mit ATS 467.000,-. 

Mit dem angefochtenen Beschluß vom 18. 1. 2001 trug das 
Erstgericht der klagenden und der beklagten Partei den Erlag 
eines Kostenvorschusses von je ATS 235.000,- für die zu 
erwartende Sachverständigengebühr auf. Die klagende Partei 
erlegte den Kostenvorschuß in Höhe von ATS 235.000,- am 
13. 2. 2001. 

Nach der Zustellung dieses Beschlusses an den Vertreter der 
Beklagten am 2. 2. 2001 begehrte dieser mit Schriftsatz vom 
15. 2. 2001 von der Bestellung des Sachverständigen Dl Dr. 
N. N. im Hinblick auf den Gesichtspunkt der Ökonomie des 
Sachverständigenbeweises abzusehen und einen anderen 
Sachverständigen zu bestellen, nach Bestellung eines anderen 
Sachverständigen den Parteien einen angemessenen Kosten­
vorschuß aufzuerlegen und die Frist bis zum Erlag des Kosten­
vorschusses bis nach dem Beschluß über die Bestellung des 
anderen Sachverständigen zu erstrecken; in eventu erhob die 
Beklagte Rekurs gegen den Beschluß vom 18. 1. 2001 inso­
weit als sie die Höhe des aufgetragenen Kostenvorschusses 
von ATS 235.000,- bekämpfte und beantragte diesen Be­
schluß ersatzlos aufzuheben und dem Erstgericht aufzutragen 
eine Sachverständigenbestellung und den Auftrag zum Erlag 
eines Kostenvorschusses erst nach Erörterung des genauen 
Umfanges des Sachverständigenauftrages und der Sachver­
ständigenkosten ergehen zu lassen, in eventu eine neuerliche 
Entscheidung nach Ergänzung des Verfahrens aufzutragen in 
eventu den Streitteilen einen angemessenen Kostenvorschuss 
für Sachverständigengebühren aufzuerlegen. 

Mit dem weiters angefochtenen Beschluß vom 28. 2. 2001 hat 
das Erstgericht die Anträge der Beklagten auf Umbestellung 
des Sachverständigen, nach Bestellung eines anderen Sach­
verständigen einen angemessenen Kostenvorschuss aufzuer­
legen und die Frist zum Erlag des Kostenvorschusses bis nach 
Bestellung eines anderen Sachverständigen zu erstrecken, 
abgewiesen. 

Auch gegen diesen Beschluß richtet sich der Rekurs der 
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Beklagten mit den identen Anträgen wie im Rekurs gegen den 
Beschluß vom 18. 1. 2001. 

Der Rekurs gegen den Beschluß vom 18. 1. 2001 ist teilweise 
berechtigt, jener gegen den Beschluß vom 28. 2. 2001 ist 
unzulässig. 

Gemäß §§ 365 f ZPO iVm 332 Abs. 2 ZPO können Beschlüs­
se, mit denen der Erlag eines Kostenvorschusses für einen 
Sachverständigenbeweis auferlegt wird, nur hinsichtlich der 
Höhe angefochten werden, wenn der Gesamtbetrag der einer 
Partei aufgetragenen Vorschüsse ATS 30.000,- übersteigt (vgl. 
Fasching LB' Rz 1012). Die Höhe des Kostenvorschusses hat 
dem mit der Aufnahme des Beweises verbundenen Aufwand 
zu entsprechen. 

Das Erstgericht gründete die Höhe des zu erlegenden Kosten­
vorschusses auf die Stellungnahme des Sachverständigen Dl 
Dr. N. N. in der Tagsatzung vom 18. 1. 2001. Das Erstgericht 
übersieht jedoch, daß es ohne gleichzeitige konkrete Beauftra­
gung des Sachverständigen d'1e Schätzung des Sachverständi­
gen über seine Gebühren nicht unbesehen übernehmen kann. 
Das Erstgericht muß nämlich zunächst den genau beschriebe­
nen Umfang festlegen zu dem der Sachverständige sein Gut­
achten, das er ja bereits erstattet hat, lediglich zu ergänzen 
haben wird. Es ist nicht einsichtig wie eine in den Schriftsätzen 
von den Parteien geforderte konkrete Ergänzung eines bereits 
erstatteten Gutachtens, welches ca. ATS 100.000,- kostete, 
ein vielfaches, nämlich ATS 470.000,- erfordern sollte. Es ist 
auch nicht Aufgabe des Sachverständigen Überlegungen zu 
üblichen Vorgangsweisen bei Bauaufträgen anzustellen, son­
dern er hat nur konkret zu technischen Fragen Stellung zu neh­
men und nicht Beweisergebnisse zu interpretieren. Das Erst­
gericht wird aber auch in rechtlicher Hinsicht bevor es einen 
Auftrag zur Ergänzung des Sachverständigengutachtens 
erteilt, bedenken müssen, ob überhaupt bzw. in welchem 
Umfang ein Auftrag zur Prüfung der eingewendeten Gegenfor­
derung die feilweise nur hilfsweise eingewendet wurde, not­
wendig sein wird. Falls nämlich das Erstgericht in rechtlicher 
Hinsicht zu der Ansicht gelangen sollte, der Einwand der man­
gelnden Fälligkeit der Klagsforderung sei berechtigt, bedürfte 
es keiner Prüfung der Gegenforderung. Die Beklagte hat näm­
lich ihr ursprünglich widersprüchliches Vorbringen wonach ein­
serseits mangelnde Fälligkeit der Klagsforderung eingewendet 
wurde und andererseits ein Anspruch auf Preisminderung und 
Sicherstellung einer Gegenforderung von ATS 1,765.755,92 
erhoben wurde, mit Schriftsatz ON 77 dahin konkretisiert, daß 
Verbesserung hinsichtlich der Mängel Fassade, Hofabläufe, 
Feuermauer Kallco, Feuermauer bei Top 16 + 17, Dachrinnen­
abläufe durch Gesimse und Kaminkopfsanierung begehrt 
werde, weswegen bei Berechtigung solcher Mängel das Klage­
begehren mangels Fälligkeit abzuweisen wäre, sodaß sich 
eine Prüfung der Gegenforderung(en) erübrigen würde. 

Zuzustimmen ist daher der Beklagten, daß ohne konkrete 
Beauftragung des Sachverständigen zu welchen Fragen und in 
welchem Umfang er noch ein Ergänzungsgutachten zu erstat­
ten haben wird, eine Entscheidung darüber in welche Höhe 
den Parteien ein Kostenvorschuß aufzuerlegen sein wird, nicht 
getroffen werden kann. Zu berücksichtigen wird ferner auch 
sein, daß der Sachverständige bei einer eventuellen Prüfung 
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der Gegenforderung als Bemessungsgrundlage nur die Höhe 
der geprüften Forderung heranzuziehen haben wird und nicht 
den Streitwert der Klagsforderung. Auch dies hat der Sachver­
ständige bei seinen Überlegungen, welcher Betrag vonnöten 
sein werde, nicht berücksichtigt. 

Dem Rekurs der Beklagten war daher, soweit dies den Auftrag 
zum Erlag eines Kostenvorschusses betrifft, Folge zu geben 
und spruchgemäß zu entscheiden. Diese Entscheidung betrifft 
nur die Höhe des auferlegten Kostenvorschusses, dieser 
wurde durch die Rekursentscheidung nämlich auf "Null" herab­
gesetzt. 

Soweit sich der Rekurs jedoch gegen den Beschluß vom 28. 2. 
2001 richtet, ist er gemäß § 366 Abs. 2 ZPO, wonach nur die 
Höhe des auferlegten Kostenvorschusses bekämpft werden 
kann, unzulässig. Mit diesem Beschluß hat das Erstgericht 
nicht (zugleich) über die Höhe des Kostenvorschusses für ein 
Sachverständigengutachten entschieden, weswegen der vor­
liegende Fall mit jenem wie er der Entscheidung 17 R 158/00 f 
(=SV 2000/4, 175) zugrunde liegt, nicht zu vergleichen ist. Die 
Rekurswerberin hat sämtliche Argumente bereits in ihrem 
Rekurs gegen den Beschluß vom 18. 1. 2001 vorgetragen, wo 
sie auch Berücksichtigung fanden. Ein Rekurs nur gegen die 
Entscheidung über die Ablehnung der Bestellung eines ande­
ren Sachverständigen ist diesfalls unzulässig (OLG Wien 11 R 
87/97p; vgl. auch Rechberger!Rechberger ZPO' § 366 Rz I 
mwN). 

Die Kostenentscheidung gründet sich auf § 41 Abs. 3 GebAG 
(siehe auch 17 R 139/00m). 

Der Ausspruch über die Unzulässigkeil des Revisionsrekurses 
gründet sich auf § 528 Abs. 2 Z 5 ZPO. Zu den Beschlüssen 
über die Gebühren des Sachverständigen zählen auch Aufträ­
ge zum Erlag eines Sachverständigengebührenvorschusses 
(EvBI. 1957/354; MietSig. 31.746 u. a.) und auch reine Formal­
entscheidungen (RS0044333). 

Anmerkung: Eine bemerkenswerte Entscheidung zum Thema 
Verfahrenstechnik und zur Ökonomie des Zivilprozesses! 

Harald Krammer 
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KostenvorschuBauftrag 
im Außerstreitverfahren 
keine Präklusivwirkung 
1. Im Außerstreitverfahren steht das Rekursrecht jedem 

zu, dessen rechtlich geschützte Interessen, das heißt 
ein subjektives Recht durch den Beschluß beeinträch­
tigt werden (§ 9 Abs. 1 AußStrG), es sei denn die 
Anfechtungsmöglichkeit wird durch eine gesetzliche 
Bestimmung ausgeschlossen. 

2. Im allgemeinen sind auch verfahrensleitende Verfügun­
gen gesondert anfechtbar, es sei denn sie dienen allein 
der Sammlung des Entscheidungsstoffes und greifen 
nicht in Rechte Beteiligter ein. 

3. Im Außerstreitverfahren dürfen solange keine negativen 
Feststellungen zu Lasten der beweisbelasteten Partei 
getroffen werden, als nicht auch der im § 2 Abs. 2 Z 5 
AußStrG ausdrücklich genannte Sachverständigenbe­
weis ausgeschöpft wurde. 

4. Zwar darf auch im außerstreitigen Verfahren in sinn­
gemäßer Anwendung des § 365 ZPO iVm § 3 GEG vor 
der Durchführung des Sachverständigenbeweises dem 
Beweisführer - wenn er nicht Verfahrenshilfe genießt -
ein Kostenvorschuß aufgetragen werden. Die Präklusiv­
wirkung ist aber an dessen Nichterlag nicht geknüpft. 

5. Der zur amtswegigen Stoffsammlung verpflichtete Rich­
ter hat auch bei Nichterlag des Kostenvorschusses, 
soweit erforderlich, einen Sachverständigen beizuzie­
hen. 

OGH vom t7. Jänner 2001, 6 Ob 338/00 z 

Im Zuge eines Außerstreitverfahrens um Überprüfung eines 
der Antragsstellerin (als vormaliger Minderheitsgesellschafte­
rin) von der Antragsgegnerin als übernehmender Gesellschaft 
gemachten Barabfindungsgebots iSd § 2 Abs. 3 UmwG iVm 
§ 225g Abs. 1 AktG durch das Gremium zur Überprüfung des 
Umtauschverhältnisses (im Folgenden nur Gremium), das sich 
seinerseits weiterer ihm nicht angehöriger Sachverständigen 
bedienen kann (§ 225g Abs. 6 Ak!G) und dessen Kosten Ver­
fahrenskosten sind (§ 2251 Abs. 1 AktG), trug das Erstgericht 
vergeblich zunächst der Antragsgegnerin, dann der Antragstel­
lerin den Erlag eines Kostenvorschusses von ATS 150.000,­
auf, um sodann dem Gremium zur Überprüfung des Barabfin­
dungsangebotes aufzutragen, binnen zwölf Wochen iS seines 
Auftrages vom 14. Juli 1999 tätig zu werden und allenfalls 
einen Sachverständigen beizuziehen. § 3 GEG sei "sanktions­
los", ein allenfalls zu bestellender Sachverständiger müsse 
nötigenfalls vorerst aus Amtsgeldern bezahlt werden. 

Das Rekursgericht wies den Rekurs der Antragsgegnerin man­
gels Vorliegans einer anfechtbaren "Verfügung" iSd § 9 Auß­
StrG zurück. 
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Der außerordentliche Revisionsrekurs der Antragsgegnerin ist 
nicht zulässig, weil erhebliche Rechtsfragen iSd § 14 Abs. 1 
AußStrG nicht zur Beurteilung anstehen. 

a) Gemäß § 9 Abs. 1 AußStrG kann Rekurs erheben, wer sich 
durch die Verfügung der ersten Instanz über den Gegenstand 
der Gerichtsbarkeit außer Streitsachen beschwert erachtet. Es 
steht das Rekursrecht jedem zu, dessen rechtlich geschützte 
Interessen, das heißt ein subjektives Recht durch den 
Beschluß beeinträchtigt werden. Nach der bereits vom Rekurs­
gericht richtig wiedergegebenen Rechtsprechung des Ober­
sten Gerichtshofes soll die Anfechtungsmöglichkeit von 
Beschlüssen im Verfahren außer Streitsachen nur dort genom­
men sein, wo dies durch ausdrückliche Bestimmung der Geset­
ze oder durch einen Hinweis auf die im konkreten Fall anzu­
wendenden Prozeßgesetze geboten erscheint; im Allgemeinen 
soll das Beschwerderecht auch gegen Verfügungen verfah­
rensleitender Natur nicht eingeschränkt werden (EvBI 1956/74 
u. a., zuletzt 6 Ob 192/99z, 6 Ob 133/99y = GesRZ 2000, 86 
mwN). Die gesonderte Anfechtbarkeil verfahrensleitender Ver­
fügungen wurde hingegen in Fällen verneint, in denen die 
gerichtliche Verfügung allein der Sammlung des Entschei­
dungsstoffes dient und nicht darüber hinaus in Rechte Beteilig­
ter eingreift (7 Ob 578/84 = SZ 57/124 = NZ 1985, 56 u. a., 
6 Ob 133/99y; 6 Ob 277/00d). 

b) Auch wenn in außerstreitigen Verfahren, in welchen auf 
Antrag über vermögensrechtliche Ansprüche abzusprechen ist, 
Behauptungs- und Beweislastregeln zu beachten sind (SZ 
63/202; 1 Ob 72/97p = SZ 70/159), darf das Gericht im Verfah­
ren außer Streitsachen doch solange keine negativen Feststel­
lungen zu Lasten der beweisbelasteten Partei treffen, als nicht 
auch der im § 2 Abs. 2 Z 5 AußStrG ausdrücklich genannte 
Sachverständigenbeweis ausgeschöpft wurde. Nun mag zwar 
in sinngemäßer Anwendung des § 365 erster Satz ZPO iVm 
§ 3 GEG vor der Durchführung des Sachverständigenbeweises 
auch im außerstreitigen Verfahren dem Beweisführer (wenn er 
nicht Verfahrenshilfe genießt) ein Kostenvorschuß aufgetragen 
werden; die Präklusionswirkung ist aber an dessen Nichterlag 
nicht geknüpft (1 Ob 657/78; SZ 70/159). Vielmehr hat der zur 
amtswegigen Stoffsammlung gemäß § 2 Abs. 2 Z 5 AußStrG 
verpflichtete Richter auch dann, wenn der Beweisführer einem 
solchen Auftrag nicht nachkommt, soweit elforderlich, einen 
Sachverständigen beizuziehen (SZ 70/159 zu §117 WRG). Die 
gleichen Erwägungen haben zu gelten, wenn wie hier die Bei­
ziehung eines weiteren Sachverständigen in das pflicht­
gemäße Ermessen des als Sachverständigen zu beurteilenden 
Gremiums gestellt ist. Entgegen den Rechtsmittelausführun­
gen war daher das Erstgericht nicht befugt, einer "!rotz Auffor­
derung untätigen Partei" den Rechtsschutz zu versagen und 
zur sofortigen Verfahrensbeendigung durch Antragsabweisung 
oder -Zurückweisung zu schreiten. 

Einer weiteren Begründung bedarf dieser Beschluß nicht (§ 16 
Abs. 4 AußStrG iVm § 510 Abs. 3 ZPO). Die erst nach Prüfung 
der Zulässigkeil des Rechtsmittels zu prüfende Frage seiner 
Rechtzeitigkeil muß hier nicht mehr beantwortet werden. 
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Frist für die Verbesserung 
einer Gebührennote 
(§§ 38, 39 Abs. 1 GebAG) 
1. Trägt das Gericht dem Dolmetscher (Sachverständigen) 

die Verbesserung der Gebührennote auf, so hat es eine 
Frist zu setzen. 

2. Solange das Gericht aber für die Verbesserung keine 
Frist gesetzt hat, ist die Einbringung der verbesserten 
Gebührennote zulässig. 

3. Nach einem Teil der Rechtsprechung gilt die verbesser-
te Eingabe aber nur dann als rechtzeitig, wenn die Wie­
dervorlage alsbald und ohne unnötigen Aufschub 'j.__.­
erfolgt. 

OLG lnnsbruck vom 27. Juni 2000, 4 R 153/00 g 

Zur Vernehmung des Zeugen X. und der Klägerin in der Tag­
satzung vom 11. 4. 2000 wurde von Amts wegen als Deimet­
seherin für die albanische Sprache N. N. die nicht in die Liste 
der allgemein gerichtlich beeideten Sachverständigen einge­
tragen ist, beigezogen. 

Sie machte ihren Anspruch auf Gebühren in der Tagsatzung 
vom 11. 4. 2000, ohne den Betrag aufgegliedert zu haben, gel­
tend. 

Wenn auch die Parteien der Bestimmung der Gebühr in der 
beantragten Höhe einvernehmlich zustimmten, forderte das 
Erstgericht im Hinblick darauf, daß der Klägerin mit Beschluß 
vom 21. 1. 1999 Verfahrenshilfe im Umfang des § 64 Abs. 1 
Z 1 Ii! a bis i und Z 2 ZPO bewilligt worden war, die Dolmet­
scherin, ohne eine bestimmte Frist festzulegen, auf, die Ge­
bührennote unter Aufgliederung in die Gebührenbestandteile ~ 
nach einem vom Erstgericht übermittelten Muster zu verbes-
sern. Am 3. 5. 2000 überreichte die Deimetseherin die ent­
sprechend dem Verbesserungsauftrag in die Gebührenbe­
standteile laut dem übermittelten Muster aufgeschlüsselte 
Gebührennote. 

ln seiner fristgerechten Äußerung zur Gebührennote sprach 
sich der Revisor beim Landesgericht Feldkirch gegen die 
Bestimmung der Gebühr mit dem Hinweis, die Gebührennote 
sei verspätet überreicht, aus. 

Mit dem angefochtenen Beschluß bestimmte das Erstgericht 
die Gebühr der Deimetseherin antragsgemäß mit ATS 1.139,­
und wies den Rechnungsführer beim Landesgericht Feldkirch 
an, die Gebühr aus Amtsgeldern an die Deimetseherin zu 
überweisen. 

Das Erstgericht führte - soweit für das Rekursverfahren rele­
vant - aus, daß das der Dolmetscherin, die über keinerlei 
Kenntnisse der Bestimmungen des GebAG verfüge und daher 
angewiesen worden sei, mit der Erstellung der Gebührennote 
bis zur Übermittlung eines Musters durch das Erstgericht zuzu-
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warten, wobei das zugesandte Muster zur Erstellung einer dem 
Gesetz entsprechenden Gebührennote der Dolmetscherin erst 
am 28. 4. 2000 zugekommen sei. Mit diesem Tag sei daher ihre 
Tätigkeit als beende! anzusehen. Die Überreichung der 
Gebührennote am 3. 5. 2000 sei daher rechtzeitig. 

Dagegen richtet sich der Rekurs des Revisors mit dem Antrag. 
den angefochtenen Beschluß aufzuheben und den Gebüh­
renanspruch der Deimetseherin zurückzuweisen. Im Rekurs 
wird im Wesentlichen ausgeführt, die Gebühr sei nicht inner~ 
halb der 14tägigen Ausschlußfrist geltend gemacht worden, 
damit sei der Verlust des Anspruches eingetreten. Der Ansicht 
des Erstgerichtes, die Tätigkeit der Dolmetscherin sei erst am 
28. 4. 2000 beende! gewesen, könne nicht gefolgt werden. 

Der Rekurs ist nicht berechtigt. 

Zuzustimmen ist dem Revisor insoweit, daß die Tätigkeit der 
Dolmetscherin bereits am 11. 4. 2000 beende! war und mit die­
sem Zeitpunkt die Frist gemäß § 38 GebAG in Gang gesetzt 
wurde. 

Nun hat aber das Erstgericht, das in einem Aktenvermerk den 
unpräzisen Text im Protokoll vom 11. 4. 2000 erläuterte, der 
Deimetseherin eine Frist zur Verbesserung der in der Tagsat­
zung vom 11. 4. 2000 mündlich bekannt gegebenen Gebühren­
note durch deren Aufgliederung in einzelne Gebührenbestand­
teile nach Übermittlung eines vom Gericht zur Verfügung 
gestellten Musters eingeräumt, ohne aber, worauf das Erstge­
richt im Aktenvermerk vom 31. 5. 2000, der dem Revisor aller­
dings nicht bekannt war, hinweist, gemäß § 85 Abs. 2 ZPO eine 
Frist zur Verbesserung festzulegen. 

Das Erstgericht hätte der Dolmetscherin für die Verbesserung 
der Gebührennote einen befristeten Verbesserungsauftrag zu 
erteilen gehabt (vgl. Fasching ZPR' Rz 583; EvBI 1985/29). 

Solange nun vom Gericht eine Verbesserung innerhalb einer 
bestimmten Frist (zu Unrecht) nicht angeordnet wurde, ist aber 
die Verbesserung möglich (Stohanzf ZPO" § 85 E 10 mwN; 
EvBI 1985/29; JBI 1987, 795; 4 R 25/94 OLG lnnsbruck). Ein 
Gerichtsfehler darf nämlich nicht zu Lasten des Betroffenen 
ausgehen. 

Damit ist die am 3. 5. 2000 überreichte, den Formvorschriften 
des § 38 Abs. 1 GebAG entsprechende Gebührennote nicht 
verfristet 

Nach einem Teil der Rechtsprechung gilt, wenn vom Gericht 
gesetzwidrig keine Verbesserungsfrist festgelegt wird, die Ein­
gabe nur dann als rechtzeitig, wenn die Wiedervorlage alsbald 
und ohne unnötigen Aufschub erfolgt (Gitschthaferin Rechber­
ger' Rz 23 zu § 85 ZPO; 8 ObA 2353/96d; 1 Ob 255/67 u. a.). 

Die Dolmetscherin war vom Erstgericht, ohne daß eine Frist 
gesetzt worden wäre, aufgefordert worden, mit der Überrei­
chung der verbesserten Gebührennote bis zur Übermittlung 
eines Musters durch das Erstgericht zuzuwarten. Dieses 
Muster ist der Dolmetscherin am 28. 4. 2000 zugekommen. Die 
am 3. 5. 2000 von der Dolmetscherin überreichte entsprechend 
dem Muster verbesserte Gebührennote ist als "alsbald und 
ohne unnötigen Aufschub" wiedervorgelegt anzusehen und 
damit die Frist gewahrt. 
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Entschädigung von 
Zeitversäumnis und 
Barauslagenersatz an 
die Partei im ZivilprozeR 
(§ 42 Abs. 1 ZPO) 
1. Die im Zivilprozeß obsiegende Partei, deren persönli­

ches Erscheinen vor Gericht notwendig war, hat 
Anspruch auf Ersatz des durch Zeitversäumnis etwa 
entstandenen Schadens sowie für die Reiseauslagen 
(§ 42 Abs. 1 ZPO). 

2. Für die Höhe dieser Entschädigungsbeträge sind die für 
die Entschädigung von Zeugen geltenden Vorschriften 
- im Wege einer Analogie - entsprechend anzuwenden. 

3. Wie beim Zeugen ist auch bei der Partei vom Grundsatz 
auszugehen, daß sie durch die Notwendigkeit ihres 
Erscheinans vor Gericht zwar keine vermögenswerten 
Nachteile hinnehmen soll, andererseits auch auf die 
Interessen der kostenersatzpflichtigen Partei Bedacht 
zu nehmen ist. Höhere als die im GebAG für Zeugen 
festgesetzte Kosten können in aller Regel auch für die 
Partei nicht als erforderlich angesehen werden. 

OLG Wien vom 25. 10. 2000, 11 R 144/00 b 

ln ihrer am 10. 3. 2000 bei Gericht eingelangten Klage behaup­
tete die klagende Partei eine Gerichtsstandsvereinbarung 
durch Unterfertigung des der beklagten Partei zugegangenen 
Anbotes mit den angeschlossenen allgemeinen Geschäftsbe­
dingungen. Die beklagte Partei bestritt den Erhalt der allge­
meinen Geschäftsbedingungen. 

Das Erstgericht schrieb eine mündliche Verhandlung für den 
16. 6. 2000 aus, zu der es den Geschäftsführer der beklagten 
Partei lud. ln dieser Verhandlung wurde das Verfahren auf die 
Prozeßeinrede der Zuständigkeit des Gerichtes beschränkt. ln 
derselben Verhandlung verkündete das Erstgericht den 
Beschluß, in dem es sich für örtlich unzuständig erklärte und 
die Rechtssache an das nicht offenbar unzuständige Landes­
gericht Salzburg überwies. 

Im Punkt 3 der schriftlichen Ausfertigung dieses Beschlusses 
vom 16. 6. 2000 verpflichtete es die klagende Partei, der 
beklagten Partei die mit ATS 9.692,60 bestimmten Kosten der 
Verhandlung vom 21. 6. 2000 zu ersetzen. Seine Kostenent­
scheidung begründete das Erstgericht damit, daß die Kosten 
der auf die Frage der Zuständigkeit eingeschränkten Verhand­
lung im Falle des Ausspruches der Unzuständigkeit von der 
klagenden Partei zu ersetzen seien, die Beklagte habe Kosten­
note in Höhe von ATS 13.436,60 gelegt, worin ATS 5.315,- an 
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Barauslagen des Geschäftsführers der beklagten Partei für 
Reisekosten und Übernachtung enthalten seien. Gemäß § 42 
Abs. 1 ZPO seien solche Kosten der Partei vom Gegner zu 
ersetzen, wenn die persönliche Anwesenheit der Parteien not­
wendig gewesen sei. 

Ersatz gebühre nur bis zur Obergrenze der für Zeugen vorge­
sehenen Reiseauslagenersätze im Gebührenanspruchsge­
setz. Diese umfaßten gemäß § 6 Abs. 1 GebAG die Kosten der 
Beförderung mit einem Massenverkehrsmittel oder einem 
anderen Beförderungsmittel, welche nach § 9 Abs. 3 GebAG 
jedoch nur in Höhe der Kosten eines Massenbeförderungsmit­
tels, sofern die Voraussetzungen des Abs. 1 (wie im gegen­
ständlichen Fall) nicht vorlägen, gebührten. Für die verzeich­
neten jeweils 400 km Anreiseweg gebühre ein Ersatz von zwei­
mal ATS 510,- (entsprechend der Zugsfahrkarte). Dazu kämen 
dreimal ATS 22,- für die Benutzung innerstädtischer Verkehrs­
mittel. 

Die Kosten des Aufenthaltes umfaßten gemäß § 13 GebAG 
Nächtigungskosten und Verpflegungsmehraufwand. Sofern die 
Kosten der Übernachtung bescheinigt würden, gebühre nach 
§ 15 Abs. 2 GebAG ein Ersatz von dreimal ATS 146,-, wenn 
die tatsächlichen Kosten über diesem Betrag lägen. Der 
Geschäftsführer der beklagten Partei habe eine Hotelrechnung 
in Höhe von ATS 1.395,- vorgelegt, welche die Voraussetzun­
gen des § 15 Abs. 2 GebAG erfüllte. Nach § 14 GebAG betrü­
gen die Kosten für Verpflegungsmehraufwand für das Früh­
stück ATS 47,-, welche die beklagte Partei implizit mit der 
Hotelrechnung geltend gemacht habe. Da auch die Vorausset­
zungen des Abs. 2 vorlägen, seien diese daher zuzusprechen. 
Der beklagten Partei gebühre daher Ersatz der Barauslagen in 
Höhe von ATS 1.571,- sowie Ersatz der Prozeßkosten in Höhe 
von ATS 6.768,- zuzüglich ATS 1.353,- an Umsatzsteuer, das 
Mehrbegehren stehe nicht zu. 

Gegen diese Kostenentscheidung richtet sich der Kostenre­
kurs der beklagten Partei insoweit, als ihr nicht die gesamten 
verzeichneten Barauslagen in Höhe von ATS 5.315,- zuge­
sprochen wurden. 

Der Rekurs der beklagten Partei ist nicht berechtigt. 

Die Rekurswerberin wendet sich gegen die vom Erstgericht auf 
die Bestimmungen des Gebührenanspruchsgesetzes gestütz­
te Kürzung der ihrem Geschäftsführer tatsächlich entstande­
nen Kosten für Reise und Aufenthalt in Wien. Eine konkrete 
Auseinandersetzung mit der ausführlichen rechtlichen Beurtei­
lung des Erstgerichtes enthält der Rekurs nicht. 

Das Gebührenanspruchsgesetz regelt die Gebührenpflicht von 
Zeugen in sehr typisierender Betrachtungsweise, die auch dem 
eigentlichen Prozeßkostenrecht eigen ist. § 3 Abs. 1 Z 1 
GebAG verwendet einen ganz ähnlichen Begriff wie § 42 Abs. 1 
ZPO, nämlich "die Entschädigung für Zeitversäumnis", sodaß 
die für eine Analogie geforderte Rechtsähnlichkeit vorhanden 
ist. ln § 18 GebAG wird auch ausdrücklich aufgezählt, welche 
Vermögensnachteile durch diese Entschädigung abgegolten 
werden sollen, nämlich der tatsächlich entgangene Verdienst 
oder die angemessenen Kosten für einen notwendigerweise zu 
bestellenden Stellvertreter. 
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Ähnliches gilt für die ebenfalls im § 42 Abs. 1 ZPO genannten 
Reiseauslagen, denen die im§ 3 Abs. 1 Z 1 GebAG erwähnten 
notwendigen Kosten, die durch die Reise an den Ort der Ver­
nehmung, durch den Aufenthalt an diesem Ort und durch die 
Rückreise verursacht werden, entsprechen. Verweist das 
Gebührenanspruchsgesetz (§§ 6 ff) bei den eigentlichen Fahrt­
kosten vor allem auf die jeweils geltenden Tarife öffentlicher 
Verkehrsmittel, so sehen die §§ 13 ff GebAG für die Aufent­
haltskosten, also die Kosten für den Mehraufwand für Verpfle­
gung sowie eine unvermeidliche Nächtigung, unabhängig von 
den tatsächlichen Aufwendungen fixe Sätze vor. Lediglich für 
die Nächtigung ist gemäß § 15 Abs. 2 GebAG auf die tatsäch­
lichen Kosten Bedacht zu nehmen; höherer Ersatz als das 
Dreifache des in Abs. 1 genannten Betrages kommt jedoch 
nicht in Frage. 

Aus diesen Bestimmungen läßt sich der allgemeine Grundsatz .s__... 
formulieren, daß der Zeuge durch die Notwendigkeit seines 
Erscheinans vor Gericht zwar an sich keine vermögenswerten 
Nachteile hinnehmen soll, andererseits aber auch auf die Inter-
essen der schließlich kostenersatzpflichtigen Partei Bedacht 
zu nehmen ist, die nicht dazu verhalten werden soll, einen über 
das notwendige Maß hinaus aufwendigen Aufenthalt des Zeu-
gen zu finanzieren. 

Diese Einschränkung muß nun umso mehr für die Kosten einer 
Verfahrenspartei Geltung haben, zumal kein Grund dafür 
besteht, gerade im Bereich der Reiseauslagen eine Ausnahme 
gegenüber der allgemeinen Regel zu machen, wonach nur die 
notwendigen Kosten zu ersetzen sind. Daß höhere als die im 
Gebührenanspruchsgesetz betragsmäßig festgesetzten Kosten 
in aller Regel nicht als erforderlich angesehen werden können, 
hat der Gesetzgeber in den zitierten Bestimmungen zum Aus­
druck gebracht. 

Damit gelangt man im Wege einer Analogie auch für das Öster­
reichische Recht zu demselben Ergebnis, das die deutsche .:-.·. __ ··; .. _· '. l. 
ZPO im § 91 Abs. 1 ausdrücklich vorsieht - Satz 2 dieser ~ 
Bestimmung lautet: "Die Kostenerstattung umfaßt auch die 
Entschädigung des Gegners für die durch notwendige Reisen 
oder durch die notwendige Wahrnehmung von Terminen ent­
standene Zeitversäumnis; die für die Entschädigung von Zeu-
gen geltenden Vorschriften sind entsprechend anzuwenden." 
(M. Bydlinski, Kostenersatz im Zivilprozeß, 29 FN 100f). 

Dem unberechtigten Rekurs war daher ein Erfolg zu versagen. 

Die Kostenentscheidung gründet sich auf§§ 40, 50 ZPO. 
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Entscheidungen + Erkenntnisse 

Keine abgesonderte Anfecht­
barkeil des Sachverständigen­
bestellungsbeschlusses im 
Außerstreitverfahren 
1. Im amtswegigen Außerstreitverfahren ist das Gericht an 

Parteienanträge nicht gebunden. Die Parteien haben 
keinen Rechtsanspruch, Beweisaufnahmen zu verhin­
dern. Durch die der Sammlung des Prozeßstoffes dien­
ende verfahrensleitende Verfügung wird nicht in die 
Rechtssphäre des Beteiligten eingegriffen. 

2. Ein Sachverständigenbestellungsbeschluß ist auch im 
außerstreitigen Verfahren nicht abgesondert anfecht­
bar. 

3. Schon aus verfahrensökonomischen Gründen ist das 
Erstgericht zur Zurückweisung des unzulässigen 
Rekurses berechtigt. 

OGH vom 17. Jänner 2001, 6 Ob 329/00 a 

Zwischen den Eitern der Minderjährigen und deren bereits 
volljährigen Geschwistern ist seit langem ein mit großen Emo­
tionen geführter Streit um die Obsorge der drei noch minder­
jährigen Kinder anhängig. P. und S. leben im Haushalt der 
Eitern. C. lebt derzeit im Haushalt einer Schwester, der im 
Bereich der Pflege und Erziehung die vorläufige Obsorge 
zukommt. Im Pflegschaftsverfahren sind die Erziehungsver­
hältnisse bei den Eitern und deren Eignung zu einer ordnungs­
gemäßen Erziehung der Kinder zu prüfen. Das Erstgericht 
hatte unter anderem bereits ein Gutachten eines Sachverstän­
digen eingeholt. 

Mit Beschluß vom 23. 6. 2000 bestellte das Erstgericht neuer­
lich eine Sachverständige aus dem Fachgebiet für Psychiatrie 
und Neurologie und beauftragte sie zu einer schriftlichen Gut­
achtenserstattung zu den konkret angeführten Beweisthemen, 
ob 

1. derzeit eine Erziehungsgefährdung der im Haushalt der 
Eitern lebenden beiden Kinder gegeben sei, 

2. einer allfälligen Erziehungsgefährdung nur durch eine 
Obsorgeentziehung begegnet werden könne oder nur eine 
Erziehungsunterstützung notwendig sei, 

3. die Einräumung eines vorläufigen Besuchsrechts der 
Geschwister für die Kinder günstig sei, 

4. nach Abschluß des Obsorgeverfahrens unter Aufrechterhal­
tung der Obsorge der Eitern die Einräumung eines dauernden 
Besuchsrechts der Geschwister günstig sei und 

5. die Übertragung der endgültigen Obsorge im Bereich der 
Pflege und Erziehung betreffend die mj C. an ihre Schwester A. 
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dem Kindeswohl entspreche. Gegen diesen Beschluß erhoben 
die Eitern Rekurs mit dem Antrag auf ersatzlose Behebung. 

Das Erstgericht wies diesen Rekurs als unzulässig zurück. 

Das Rekursgericht bestätigte über den Rekurs der Eitern diese 
Entscheidung. Es teilte die Rechtsauffassung des Erstgerich­
tes über die Unanfechtbarkeil der Anordnung einer Begutach­
tung durch einen Sachverständigen nach § 362 Abs. 2 und 
§ 366 Abs. 2 ZPO. Das Rekursgericht sprach aus, daß der 
ordentliche Revisionsrekurs nicht zulässig sei. 

Dagegen richtet sich der außerordentliche Revisionsrekurs der 
Eitern mit dem Antrag auf ersatzlose Behebung der angefoch­
tenen Beschlüsse der Vorinstanzen. 

Der Revisionsrekurs ist unzulässig. 

Die Bestellung eines Sachverständigen und der Auftrag zur 
Gutachtenserstattung zu einem bestimmten Thema dienen der 
im Rechtsfürsorgeverfahren von Amts wegen vorzunehmen­
den Stoffsammlung (§ 2 Abs. 2 Z 5 AußStrG). Der Oberste 
Gerichtshof hat erst in jüngster Zeit die Vergleichbarkeit mit 
dem im Zivilprozeß zu fassenden Beweisbeschluß betont und 
deshalb die Anwendbarkeit der Rechtsmittelbeschränkung des 
§ 366 ZPO im außerstreitigen Verfahren bejaht (6 Ob 277/00d; 
1 Ob 113/00z; 2 Ob 209/99w). Die Beweismittel und der 
Umfang der Beweisaufnahme dienen der Herbeiführung der 
Überzeugung des Gerichtes vom entscheidungswesentlichen 
Sachverhalt nach den Grundsätzen der freien Beweiswürdi­
gung. ln den amtswegigen Verfahren ist das Gericht an Partei­
enanträge nicht gebunden. Diese haben keinen Rechtsan­
spruch, Beweisaufnahmen zu verhindern. Durch die der 
Sammlung des Prozeßstoffes dienende verfahrensleitende 
Verfügung wird nicht in die Rechtssphäre des Beteiligten ein­
gegriffen (6 .Ob 277/00d). Das Rekursgericht hat im Einklang 
mit dieser Rechtsprechung eine abgesonderte Anfechtungs­
möglichkeit gegen den Sachverständigenbestellungsbeschluß 
auch im außerstreitigen Verfahren verneint und dem Rekurs 
der Eitern gegen die Zurückweisung ihres Rekurses durch das 
Erstgericht mit Recht nicht Folge gegeben. Das Erstgericht war 
zur Zurückweisung schon aus verfahrensökonomischen Grün­
den berechtigt (§ 523 ZPO; EvBI 1969/330; 7 Ob 655/84; 5 Ob 
587/85). Eine erhebliche Rechtsfrage im Sinne des § 14 
Abs. 1 AußStrG wird nicht aufgezeigt. 
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Entscheidungen + Erkenntn_is_s_e _____ _ 

Kein Rekurs an den OGH 
bei Beschlüssen gemäß 
§ 2 Abs. 2 GEG 
1. Ein Beschluß im Kostenpunkt ist auch der Beschluß 

gemäß § 2 Abs. 2 GEG über die Ersatzpflicht der aus 
Amtsgeldern zu berichtigenden oder berichtigten 
Kosten einer Amtshandlung (etwa Sachverständigen­
gebühren). 

2. Gegen einen solchen Beschluß des Rechtsmittelge­
richts ist ein Rekurs an den OGH auch dann unzulässig, 
wenn dieses Gericht erstmalig (als erste Instanz) ent­
schieden hat(§ 14 Abs. 2 Z 1 AußStrG; ebenso § 528 
Abs. 2 Z 5 ZPO). 

OGH vom 30. Jänner 2001, 1 Ob 8/01 k 

Das Rekursgericht trug der psychologischen Sachverständigen 
im Rahmen eines Verfahrens zur Regelung des väterlichen 

Besuchsrechts zum Minderjährigen die Ergänzung des Gut­
achtens auf. Die Sachverständige entsprach diesem Auftrag 
und verzeichnete ATS 5.816,- an Gebühren. Mit Beschluß vom 
20. 6. 2000 bestimmte das Rekursgericht die Gebühren für das 
Ergänzungsgutachten mit ATS 5.816,-, trug dem Rechnungs­
führer deren Zahlung aus Amtsgeldern auf und sprach ferner 
aus, daß der Vater und die Mutter diese Kosten dem Bund je 
zur Hälfte zu ersetzen haben. 

Nur gegen den Ausspruch über die Ersatzpflicht richtet sich der 
Rekurs der Mutter mit dem Antrag, allein den Vater zum 
Gebührenersatz zu verpflichten. 

Der Rekurs ist unzulässig. 

Gemäß § 14 Abs. 2 Z 1 AußStrG sind Rechtsmittel gegen 
Beschlüsse im Kostenpunkt jedenfalls unzulässig. Darunter fal­
len auch Beschlüsse über die Ersatzpflicht der aus Amtsgel­
dern zu berichtigenden bzw. berichtigten Kosten einer Amts­
handlung gemäß§ 2 Abs. 2 GEG. Das betrifft gemäß§ 2 Abs. 1 
iVm § 1 Z 5 lit c) GEG auch die Gebühren der Zeugen, Sach­
verständigen, Dolmetscher und Beisitzer (4 Ob 298/00b [Dol­
metscher]; RZ 1990/118 [Sachverständiger]). 

Der absolut unzulässige Rekurs der Mutter ist daher zurückzu­
weisen. 

Euro-Umstellung der Gebührenansätze des GebAG 
Mit Art 52 des 1. Euro-Umstellungsgesetz- Bund, BGBII 2001/98, enthalten im 3. Abschnitt dieses umfang­
reichen Umstellungsgesetzes (= 2. Euro-Justiz-Begleitgesetz), werden alle auf fixe Geldbeträge lautende 
Ansätze des GebAG 1975 auf Eurobeträge umgestellt. Die Rundungsvorschriften des GebAG werden dahin 
geändert, daß in Zukunft Gebührenbeträge jeweils auf volle 10 Cent aufzurunden sind. 

Art 96 Z 1 dieses Gesetzes ordnet an, daß diese Umstellung mit 1. Jänner 2002 in Kraft tritt. Nach Z 19 des 
Art 96 ist der Art 52(= die umgestellten Gebührenansätze) auf alle Gebühren für eine Tätigkeit anzuwenden, 
die nach dem 31. Dezember 2001 beende! worden ist. 

Bis zum 31. Dezember 2001 sind daher weiterhin alle Gebühren nach dem GebAG ausschließlich in 
Schilling abzurechnen. Wird die Sachverständigentätigkeit erst nach dem 1. Jänner 2002 abgeschlos­
sen (§ 38 Abs. 1 GebAG) ist die Gebührennote des Sachverständigen in Euro nach den im Art 52 des 
BGBI I 2001/98 in Euro ausgewiesenen Gebührenansätzen zu erstellen. 

Der Hauptverband wird rechtzeitig allen Verbandsmitgliedern eine Ausgabe des GebAG mit Euro-Beträ­
gen zu Verfügung stellen. 

Harald Krammer 
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Seminare 

Baumeister lng. Herbert Gregor t 
Baumeister lng. Herber! GREGOR ist am 6. Mai 2001 nach 
langer schwerer Krankheit verstorben. Der Landesverband 
der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sach­
verständigen für Oberösterreich und Salzburg hat ein 
langjähriges Mitglied, einen verdienstvollen Funktionär 
sowie einen öffentlich und mit der Ehrenmitgliedschaft des 
Landesverbandes ausgezeichneten Freund verloren. 

ln Wien am 30. Juli 1923 geboren, kam lng. GREGOR nach 
abgelegter HTL-Matura und dreijährigem Kriegsdienst über 
llrol als Baumeister nach Salzburg, das bis zuletzt seine 
Bleibe wurde und wo er auch als Beamter der Salzburger 
Landesregierung im gehobenen technischen Fachdienst bis 
zu seiner Pensionierung im Jahre 1984 tätig war. Beim Lan­
desgericht Salzburg wurde er auch 1971 als Sachverständi­
ger für Hochbau und Eisenbahnenteignungsfälle vereidigt. 

ln einer Unzahl von Gutachten bewies er als exzellenter 
Bau- und Bewertungsfachmann Rückgrat und Charakter und 
stets unbestechliche Objektivität in Wort und Schrift: ein 
Sachverständiger mit echter Vorbildqualität 

Auch die vielen Kunst- und Mazart-Freunde trauern um ihren 
Konsulenten für Bauwesen der "Internationalen Stiftung 

Seminare 

Hauptverband der allgemein beeideten und 
·. gerichtlich zertifizierten Sachverständigen 
Osterreichs 
1010 Wien, Doblhoffgasse 315 Tel. 405 45 46·0, Fax 406 11 56 

INTERNATIONALE FACHSEMINARE 2002 
für Sachverständige und Juristen 

in A- 5630 BAD HOFGASTEIN, SALZBURG 
13. Jänner bis 25. Jänner 2002 

Die "Gasteiner Seminare 2002", veranstaltet vom Hauptver­
band der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten 
Sachverständigen Österreichs zusammen mit der Vereinigung 
der Österreichischen Richter, finden in der Zeit vom 13. bis 
25. 01. 2002 im Kongresszentrum BAD HOFGASTEIN, 
Tauernplatz 1, statt. 

Die Fachseminare "KFZ" und "Bauwesen" blicken auf eine 
lange Tradition zurück (Veranstaltung "KFZ" zum 25. Mal, 
"Bauwesen" zum 24. Mal) und wurden in den vergangenen 
14 Jahren von Dr. Ernst MARKEL, Senatspräsident des Ober­
sten Gerichtshofes, und Dr. Günter WORATSCH, Präsident 
des Landesgerichtes für Strafsachen Wien, erfolgreich geleitet. 
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Mozarteum" und über den 
Bauleiter der Renovierung 
des großen Festspielhau­
ses. 

So sehr lng. GREGOR 
bestimmt und entschlos­
sen bei seinen Arbeiten 
war, so bescheiden und 
zurückhaltend war sein Wesen und sein Auftreten, so innig 
war auch seine verläßliche Freundschaft. 

Vorstand und Mitglieder des Landesverbandes der allgemein 
beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen für 
Oberösterreich und Salzburg, sowie das Redaktionskomitee 
des Hauptverbandes, dessen langjähriges Mitglied lng. 
GREGOR war, trauern um den großen Verlust und drücken 
den Hinterbliebenen, voran seiner Gattin Guggi und den Kin­
dern ihr tiefes Beileid aus. 

Dr. Oswald KRATOCHWILL 
Vorsitzender des Landesverbandes 
für Oberösterreich und Salzburg 

Wie bereits berichtet, haben beide Herren ihre Funktion 
zurückgelegt und wir freuen uns, daß wir für die Leitung 
des Seminars "Bauwesen" den ebenso seit vielen Jahren für 
die Fortbildung der Sachverständigen engagierten und in 
Gastein mitwirkenden Vortragenden, Herrn Dr. Jürgen 
SCHILLER, Präsident des Landesgerichtes für ZRS Graz und 
für das KFZ-Seminar Herrn Dr. Robert FUCIK, Richter des 
Oberlandesgerichtes Wien und langjähriger Vortragender in 
der Justizschule Schwechat, gewinnen konnten. 

Das Seminar "Gebäudetechnik" findet zum 3. Mal statt und 
diesmal wurde die Seminarreihe um ein 2-tägiges Fachsemi­
nar "Rechnungswesen" erweitert. Seide Seminare werden von 
Hofrat Dr. Rainer GEISSLER, Vizepräsident des Handeisge­
richtes Wien, geleitet. 

Bauwesen 
13. 1. bis 18.1. 2002 

Eröffnung Sonntag, 13. 1. 2002, 19 Uhr (Übergabe der 
Tagungsunterlagen ab 17.30 Uhr) Vorträge mit anschließender 
Diskussion: Montag 14. 1. bis Donnerstag 17. 1. 2002 jeweils 
von 9.00 bis 11.00 Uhr und 17.00 bis 19.00 Uhr, Freitag, 18. 1. 
2002 von 9.00 bis 11.00 Uhr. 
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Seminare 

Seminarleiter: Dr. Jürgen SCHILLER, Präsident des Landes­
gerichtes für ZRS Graz. 

Vortragende und Themen: 
Dipl.-lng. Dr. Pius WÖRLE, Zivilingenieur für Bauwesen, allge­
mein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, 
Graz: "lngenieurholzbau- Theorie- Praxis- wie geht es wei­
ter" 

lng. Herbart MAJCENOVIC, Bau- und Zimmermeister, allge­
mein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, 
Graz: "Altbauten - Historische Bauwerke - Bausubstanz, im 
Besonderen Holzkonstruktionen" 

Dipl.-lng. Dr. Karl MI EDLER, Senatsrat i. R., allgemein beeide­
ter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, Wien: 
"Bauschäden erkennen - vermeiden (Wärmedämmverbund­
systeme, Feuchteschäden am Klebeparkett)" 

Dr. Peter ANGST, Senatspräsident des Obersten Gerichtsho­
fes, Wien: "Liegenschaftsbewertung im Zwangsversteige­
rungsverfahren (Neuerungen -Judikatur); Insolvenzverfahren 
und deren Auswirkungen" 

WORKSHOP zum Thema: "Optimierung der Zusammenarbeit 
zwischen Richter und Sachverständigen" 

Mag. Allred TANCZOS, Richter des Landesgerichtes für ZRS 
Graz 
Dipl.-lng. Rainer KÖNIG, Architekt, Ziviltechniker, allgemein 
beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, lnns­
bruck 

Arbeitsgespräch in 4 Arbeitskreisen: 
Leitung: Dr. Gerald COLLEDANI, Vizepräsident des Ober­
landesgerichtes lnnsbruck 
Dr. Helmut HUBNER, Präsident des Oberlandesgerichtes Linz 
Dr. Alexander SCHMIDT, Vorsteher des Bezirksgerichtes für 
Handelssachen Wien 
Mag. Allred TANCZOS, Richter des Landesgerichtes für ZRS 
Graz 

Zusammenfassung der Ergebnisse der Arbeitskreise von Mag. 
Allred TANCZOS 

Dipl.-lng. Helmuth NEUNER, Wirtschaftsdirektor des Benedik­
tinerstiftes Admont, Steiermark: "Veranlagung in Immobilien 
oder in anderen Vermögenswerten?" 

Mag. Dr. Franz REITBAUER, Systemanalytiker, allgemein 
beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, Wilhe­
ring/OÖ: "Besondere Nutzungspotentiale der Internet-Techno­
logie für SV-Büros" 

Dr. Robert FUCIK, Richter am Oberlandesgericht Wien: 
"Gewährleistung neu. Information über die durch das Gewähr­
leistungsrechts-Änderungsgesetz (GewRÄG) eingetretenen 
Neuerungen" 

Dipl.-lng. Franz Josef SEISER, Immobilienmakler, Baumeister, 
allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständi­
ger, Graz: "Die Verkehrswertermittlung von Geschäftslokalen 
(Probleme, Methoden, Praxis)- Das Residualwertverfahren in 
der Praxis" 
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Gebäudetechnik 
13. 1. bis 16.1. 2002 

Eröffnung Sonntag, 13. 1. 2002, 19 Uhr (Übergabe der 
Tagungsunterlagen ab 17.30 Uhr) Vorträge mit anschließender 
Diskussion: Montag 14.1. bis Mittwoch 16.1. 2002jeweils von 
9.00 bis 11.00 Uhr, 14.00 bis 16.00 (Kaffeepause 16.00 bis 
16.45) und 16.45 bis 18.45 Uhr. 

Seminarleiter: Hofrat Dr. Rainer GEISSLER, Vizepräsident 
des Handelsgerichtes Wien 

Vortragende und Themen: 
Dr. Peter SCHIEMER, Hofrat des Obersten Gerichtshofes, 
Wien: "Werkvertragsrecht für Sachverständige - Allgemeines, 
Gewährleistung und Schadenersatz, Gewährleistungs­
rechtsänderungsgesetz" 

Baurat h. c. Dipl.-lng. Klaus MOSER, Leiter der Brandverhü­
tungsstelle Oberösterreich, allgemein beeideter und gerichtlich 
zertifizierter Sachverständiger, Linz: "Brandschutz - eine 
wesentliche Anforderung an Bauwerke" 

Dipl.-lng. Franz ZANKEL, allgemein beeideter und gerichtlich 
zertifizierter Sachverständiger, Wien: "Neuerungen zufolge der 
Niederspannungs-Errichtungsbestimmungen ÖVE/ÖNORM 
E 8001" 

Dipl.-lng. Iris HIRM, Architektin, Ziviltechnikerin, Klagenfurt: 
"Revitalisierung der gebäudetechnischen Infrastruktur" 

Baurat h. c. Dipl.-lng. Franz Josef KOLLITSCH, Zivilingenieur 
für Bauwesen, Klagenfurt I o. Univ.-Prof. Dr. Peter RUMMEL, 
Johannes-Kepler-Universität, Linz: "Schadensquotelung" 

WORKSHOP: Thema: "Die ,richtige' Auswahl des Sachver­
ständigen in der gerichtlichen Praxis" 

Dr. Dietrich GRÜNDER, Vizepräsident des Jugendgerichts­
hofes Wien 
Dr. Barbara HOFER-ZENI-RENNHOFER, Richterin am Be- · .c 

zirksgericht für Handelssachen Wien "'-'--· 
Dr. Erich SCHWARZENBACHER, Richter am Handelsgericht 
Wien 

Dipl.-lng. Allred MÖRX, Vorstandsdirektor der Moeller 
Gebäudeautomation KG, Schrams NÖ, Wien: "Kommerzielle 
Energieeinsparung" 

Dr. Hermann PUCHER, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, allge­
mein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, 
Graz: "Abgabenrechtliche Besonderheiten für Sachverständige 
(Was jeder Sachverständige aus dem Steuerrecht wissen sollte)" 

Dipi.-HTL-Ing. Reinhard SCHULLER, Allgemeine Unfallversi­
cherungsanstalt, Landesstelle Salzburg: "Gefährdungspoten­
tiale von gebäudetechnischen Einrichtungen" 
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Straßenverkehrsunfall und 
Fahrzeugschaden 
20. 1. bis 25. 1. 2002 

Eröffnung Sonntag, 20. 1. 2002, 19 Uhr (Übergabe der 
Tagungsunterlagen ab 17.30 Uhr) Vorträge mit anschließender 
Diskussion: Montag 21. 1. bis Donnerstag 24. 1. 2002 jeweils 
von 9.00 bis 11.00 Uhr und 17.00 bis 19.00 Uhr, Freitag, 25. 1. 
2002 von 9.00 bis 11.00 Uhr. 

Seminarleiter: Dr. Robert FUCIK, Richter des Oberlandesge­
richtes Wien 

Vortragende und Themen: 
Gerhard REICHERT, Leiter der Abteilung VSWA MAN Nutz­
fahrzeuge AG, München: "Neue Reparaturtechniken bei LKW 
und BUS" 

Univ.-Ass Dr. Brigiffa JUD, Institut für Zivilrecht der Universität 
Wien: "Gewährleistung neu- Neuerungen durch das Gewähr­
leistungsrechts-Änderungsgesetz (GewRÄG) unter besonde­
rer Berücksichtigung des Kfz-Handels und der Kfz-Reparatur'' 

Franz WINTER, Vorsitzender des Versicherungsbetrugaus­
schusses des Österreichischen Versicherungsverbandes 
UNIOA Sachversicherung AG, Wien: "Versicherungsbetrug" 

Univ.-Doz. Dr. Ralf RISSER, (Verkehrs)Psychologe, Firma Fac­
tum Chaloupka & Risser OHG, allgemein beeideter und 
gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, Wien I Univ.-Lekt Dr. 
Wolf Dietrich ZUZAN, Kuratorium I. Verkehrssicherheit, Leiter 
der Landesstelle Salzburg, allgemein beeideter und gerichtlich 
zertifizierter Sachverständiger, Salzburg: "Verkehrspsychologi­
sche Begutachtung als Gutachterbeweis im Zivil- und Strafver­
fahren" 

Professor Mag. Dr. Werner GRATZER, allgemein beeideter 
und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, Salzburg: "Seri­
enkollision mit PKW und LKW" 

lng. Allans DINTNER, AUDI AG, lngolstadt, Deutschland: 
"Werkslackierung- Reparaturlackierung" 

Ass.-Prof. Dr. Manfred STRICKNER, Oberarzt an der Univ.­
Kiinik für Unfallchirurgie, Wien: "Schmerzengeldanspruch nach 
Verkehrsunfällen - Der Schmerz: ein subjektiver Eindruck oder 
eine meßbare objektive Größe" 

Hon.-Prof. Dr. Karlheinz DANZL, Hofrat des Obersten 
Gerichtshofes, Wien: "Schmerzengeld im Wandel - Neues zu 
den Voraussetzungen und zur Höhe des Schmerzengeld­
anspruchs" 

lng. Mag. Franz WEINBERGER, ÖAF & Steyr Nutzfahrzeuge 
OHG, Wien: "Aktueller Stand der aktiven und passiven Sicher­
heit bei Nutzfahrzeugen" 

Rechnungswesen 
16. 1. bis 18.1. 2002 

Eröffnung Miffwoch, 16. 1. 2002, 19.30 Uhr (Übergabe der 
Tagungsunterlagen ab 18.00 Uhr). Vorträge mit anschließen-
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der Diskussion: Donnerstag 17. 1. bis Freitag 18. 1. 2002 
jeweils von 9.00 bis 11.00 Uhr, 14.00 bis 16.00 (Kaffeepause 
16.00 bis 17.00) und 17.00 bis 19.00 Uhr. 

Seminarleiter: Hofrat Dr. Rainer GEISSLER, Vizepräsident 
des Handelsgerichtes Wien 

Vortragende und Themen: 
Dkfm. Gerhard NIDETZKY, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, 
allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständi­
ger, Wien: "Anfechtungsgutachten im Zivilverfahren" 

Dr. Harald KRAMMER, Präsident des Landesgerichtes für ZRS 
Wien: "Honorarabrechnung nach außergerichtlichen Gebüh­
renordnungen - aktuelle Verfahrensfragen" 

Hon.-Prof. Mag. Dr. Josef SCHLAGER, Wirtschaftsprüfer, 
Buchprüfer, Steuerberater, allgemein beeideter und gerichtlich 
zertifizierter Sachverständiger, Linz: "Unterhaltsgutachten, Ver­
dienstentgang" 

Univ.-Doz. Mag. Dr. Reinhard SCHWARZ, Wirtschaftsprüfer, 
Steuerberater, allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter 
Sachverständiger, Steyr, OÖ: "Aktuelle Tendenzen in der 
Unternehmensbewertung - Praxisfragen" 

Mag. Dr. Thomas KEPPERT, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, 
allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständi­
ger, Wien: "Finanzstrafgutachten" 

DDr. Gerhard ALTENBERGER, Wirtschaftsprüfer, Steuerbera­
ter, allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachver­
ständiger, Wien: "Der Buchsachverständige in der Strafrecht­
spraxis - Kridagutachten" 

Die Seminare "Gebäudetechnik" (13. bis 16. 1. 2002) und 
"Rechnungswesen" (16. 1. bis 18. 1. 2002) finden parallel zum 
Seminar "Bauwesen" statt. Die Programme bieten von Montag 
14. 1. bis Freitag 18. 1. 2002 jeweils von 14.00 bis 16.00 Uhr 
Vorträge an, die autgrund der Themen und des Zeitplans sowie 
zu vergünstigten Preisen auch von Teilnehmern des Bausemi­
nars besucht werden können. Die Seminare "Bauwesen" und 
"Gebäudetechnik" werden am 13. 1. 2002 gemeinsam eröffnet. 

Seminarkostenbeiträge: 
Für jedes der drei Seminare (Bauwesen, Gebäudetechnik, 
KFZ) beträgt der Seminarkostenbeitrag ATS 6.240,-
(Euro 453,50) pro Teilnehmer 
(ATS 5.200,- + 20% MwSt. ATS 1.040,-). 
Für das Seminar "Rechnungswesen" beträgt der Seminar­
kostenbeilrag ATS 4.320,- (Euro 314,00) pro Teilnehmer 
(ATS 3.600,- + 20% MwSt. ATS 720,-). 

Diese Beiträge beinhalten die Seminarunterlagen, Mineralwas­
ser bei jedem Vortrag, den Empfang im Kursaal (Kongreßzen­
trum) mit Unterhaltungsbeitrag, Buffet, Rot- und Weißwein, 
Bier, div. antialkoholische Getränke und Kaffee. Die Seminare 
"Bauwesen", "Gebäudetechnik" und "KFZ" haben neun Vorträ­
ge, "Rechnungswesen" hat sechs Vorträge. Im Preis für das 
Gebäudetechnik- und das Rechnungswesenseminar ist auch 
die Bewirtung (Kaffee, Tee, Plunderteiggebäck) in der "Kaffee­
pause" um 16.00 Uhr enthalten. 
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ATS 420,- (Euro 30,50) für jede Begleitperson (ATS 350,­
plus 20% MWSt. ATS 70,-). Dieser Betrag beinhaltet die Teil­
nahme an der Eröffnung und am vorbeschriebenen Empfang 
im Kursaal ("Bauwesen", "Gebäudetechnik", "Rechnungswe­
sen", "KFZ"). 

ATS 600,- (Euro 43,60) für jeden zusätzlichen Vortrag 
(ATS 500,- plus 20% MWSt. ATS 100,-) 
( Montag 14. 1. bis Freitag 18. 1. 2002 jeweils von 14 h bis 
16 h). Dieser Betrag beinhaltet die Seminarunterlage für den 
jeweiligen Vortrag, Mineralwasser, Kaffee, Tee und Plunder­
teiggebäck in der Pause um 16 Uhr. 

Auch für Teilnehmer des Seminars "Gebäudetechnik", die Ihren 
Aufenthalt verlängern, besteht die Möglichkeit, zusätzliche Vor­
träge zu buchen. 

Wir freuen uns, Sie in Bad Hofgastein begrüßen zu können und 
danken im Voraus für die Unterstützung der Organisation durch 
Ihre rechtzeitige Anmeldung (Hotelinformationen und An­
meldeunterlagen werden Ende September 2000 versandt). 

Für Rückfragen stehen wir jederzeit gerne zur Verfügung 
Tel.: 01/405 45 46-11 oder 01/406 32 67-11, Fax 01/406 11 56, 
email: hauptverband@vienna.at. Wir bitten um Verständnis, 
daß eine gültige Anmeldung nur bei Eingang des Seminar­
betrages bis zum 10. Dezember 2001 (Anmeldeschluß) auf 
unserem Konto Nr. 0049-57536/00 bei der CA, BLZ 11 000, vor­
liegt. 

Starnierungen können nur dann akzeptiert werden, wenn sie 
spätestens 3 Wochen vor Seminarbeginn bei uns einlangen. 
Bei Nichterscheinen am Veranstaltungsort, muss die volle Teil­
nahmegebühr verrechnet werden. Ein(e) Ersatzteilnehmer(in) 
kann gerne genannt werden. 

Programmänderungen vorbehalten 

Landesverband für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland 
1010 Wien, Doblhotfgasse 3/5 Tel. 405 45 46-0, Fax 40611 56 

Jahreshauptversammlung 

des Landesverbandes 

für Wien, Niederösterreich 

und Burgenland 

19. November 2001, 17.00 Uhr 

im Festsaal des Alten Rathauses 

1 010 Wien, Wipplingerstraße 8 
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Für alle Seminare des Landesverbandes für Wien, Nieder­
österreich und Burgenland gelten folgende allgemeine Ge­
schäftsbedingungen: 

Anmeldungen sind nur schriftlich an das Sekretariat des 
Landesverbandes an Fr. Smetacek (Telefon: 01/405 45 46-0, 
Telefax: 01/406 11 56, e-mail: hauptverband@vienna.at, 
www.sachverstaendige.at) zu richten. Wir weisen darauf hin, 
daß die Anmeldungen der Reihe nach entgegengenommen 
werden, da die Teilnehmerzahlen beschränkt sind! 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, selbst mit 
dem Berghotel Tulbingerkogel, Tel 02273/73 91, Verbindung 
aufzunehmen. 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß Starnierungen nur 
akzeptiert werden können, wenn sie bis spätestens 48 Stunden 
vor Seminarbeginn bei uns einlangen. Bei späteren Stornie­
rungen sind wir gezwungen, einen Teilbetrag von ATS 500,- · 
(Verwaltungs- bzw. Stornokosten Hotel Tulbingerkogel) einzu­
behalten. Bei Nichterscheinen am Veranstaltungsort muß die 
volle Teilnahmegebühr verrechnet werden. 

Grundseminar für Sachverständige 

Themen: 
Sachverständigenbeweis - Gerichts- und Privatgutachten -
Gerichtsorganisation und Gerichtsverfahren - Eintragungs­
und Zertifizierungsverfahren für gerichtliche Sachverständige­
Verhalten vor Gericht - Schadensanalyse - Aufbau eines Gut­
achtens - Schiedswesen - Werbung - Haftung des Sachver­
ständigen - Sachverständigengebühren - Rechtskunde für 
Sachverständige 

Vortragende: 
Dr. Harald KRAMMER 
Landesgericht für ZRS Wien 
Mag. Dr. Ernst SCHÖDL 
Richter des ASG Wien 

Termine: 
Mittwoch, 19. September, und Donnerstag, 20. September 
2001 
Mittwoch, 17. Oktober, und Donnerstag, 18. Oktober 2001 
Mittwoch, 14. November, und Donnerstag, 15. November 2001 

Tagungsort: Berghotel Tulbingerkogel, 3001 Mauerbach bei 
Wien 

Preis: ATS 5.700,- für Nichtmitglieder 
ATS 4.500,- für Mitglieder des Landesverbandes 
inklusive zweier Mittagessen, umfangreicher Skripten sowie 
der 20%igen MWSt. 

Wir möchten besonders darauf hinweisen, daß für Ärzte, 
Tierärzte, Psychologen und im Sanitäts- und Pflegedienst täti­
ge Personen der Kursabschnitt über das Sachverständigenwe­
sen, den Sachverständigenbeweis sowie die Rechte und 
Pflichten des Sachverständigen etc. von Interesse ist und nur 
der halbe Preis in Rechnung gestellt wird. Dieser Teil des 
Seminars findet am 
Mittwoch, dem 19. September 2001 
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Donnerstag, dem 18. Oktober 2001 
Mittwoch, dem 14. November 2001 statt. 

Der andere Tag des Seminars ist der allgemeinen Rechtskun­
de gewidmet. 

Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete und 
gerichtlich zertifizierte Sachverständige offen, sondern auch für 
jene, die sich für diese Tätigkeit interessieren. 

Der Sachverständige in der gerichtlichen Praxis 
praxisorientiertes Aufbauseminar 

Dieses in 3 Abschnitten durchgeführte Seminar soll Sachver­
ständigen nach Ablegung des Sachverständigeneides die Pra­
xis eines Gerichtssachverständigen (richtig aufgebautes und 
nachvollziehbares Gutachten zur Unterstützung der Justiz in 
fachlicher Hinsicht, richtiges Verhalten des Sachverständigen 
bei Gericht etc.) näher bringen. Auch allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen mit Gerichtserfah­
rung, die an der Diskussion von praxisorientierten Fällen und 
an der Lösung von Problemstellungen zur Erarbeitung von 
qualitativ hochwertigen Gutachten für die Rechtsprechung 
interessiert sind, steht dieses Seminar offen. 

Montag, 7. November 2001 
18.00 bis ca. 20.30 Uhr (einschließlich Kaffeepause) 
Impulsreferate und Diskussion 

"Die Praxis der Gutachtenserstellung im Zivil- und Strafver­
fahren" 

Referenten: 
Hofrat Mag. Dr. Rudolf SCHREIBER 
Präsident des Landesgerichtes Wr. Neustadt 
Hofrat Dr. Rainer GEISSLER 
Vizepräsident des Handelsgerichtes Wien 

Mittwoch, 14. November 2001 
18.00 bis ca. 20.30 Uhr (einschließlich Kaffeepause) 
Impulsreferat und Diskussion 

"Die verfahrensrechtlichen Rahmenbedingungen für Sachver­
ständige und die Verantwortung des Sachverständigen" 

Referent: 
Dr. Markus THOMA 
Richter HG Wien 
Vizepräsident der Österreichischen Richtervereinigung 

Freitag, 16. November 2001 
14.00 bis ca. 18.00 Uhr (einschließlich Kaffeepause) 
"Die Anforderungen an den Sachverständigen in der Gerichts­
verhandlung" 

Reduktion von Spannungen, selbstsicheres Auftreten, Agieren, 
richtiges Reagieren des Sachverständigen bei Gutachtens­
erörterungen in der Gerichtsverhandlung 
1. Streßbewältigung: Copingstrategien in praktischen Übungen 
Trainer: Dr. Eva WIEDERMANN, Psychologin 
Dr. Erwin RÖSSLER, Psychologe 

2. Realitätssimultane Gerichtsverhandlung - kurzes Rollen­
spiel, Umgang mit Störungen 
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Unter Mitwirkung der Referenten und Trainer 
Hofrat Mag. Dr. Rudolf SCHREIBER 
Hofrat Dr. Rainer GEISSLER 
Dr. Markus THOMA 
Dr. Eva WIEDERMANN 
Dr. Erwin RÖSSLER 

Seminare 

Trainiert wird in zwei Gruppen in zwei getrennten Räumen. 
Maximale Teilnehmerzahl 20 Personen 

Tagungsort: 1180 Wien, Währinger Straße 145/13 (beim 
Aumannplatz) 

Preis: inklusive Seminarunterlagen, Pausengetränke und 20% 
MWSt. 
ATS 3.600,- für Mitglieder, ATS 4.800,- für Nichtmitglieder 

Anmeldungen: nur schriftlich an das Sekretariat des Landes­
verbandes (Fax 01/406 11 56 oder per e-mail hauptver­
band@vienna.at). Aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl 
bitten wir um Verständnis, daß die Berücksichtigung in der Rei­
henfolge des Eintangens der Anmeldungen (Zahlungen) 
erfolgt. 

Faberge & Fauxberge 
(seine Nachahmungen bzw. Imitationen) 

Der Landesverband hat auf Grund eines Vorschlages von 
Herrn Prof. Waller MICAN, Fachgruppenobmann für Juwelen 
und Uhren, Herrn Dr. Geza von HASSBURG (Kunstexperte, 
welcher in den USA lebt), für einen äußerst interessanten Vor­
trag in Wien zum Thema gewinnen können. 

Termin: Donnerstag, 18. Oktober 2001, um 16.00 Uhr 
Dauer ca. zwei Stunden inkl. anschließender Diskussion 

Ort: Haus der Kaufmannschaft, 1040 Wien, Schwarzenbarg­
platz 14, 4. Stock, Blauer Saal 

Preis: inkl. Unterlagen, Kaffeepause und 20% MWSt.: 
ATS 600,- für Mitglieder 
ATS 840,- für Nichtmitglieder 

Auf Grund der Gegebenheiten (Anreise von Habsburg aus den 
USA) ist der Anmeldeschluß Freitag, 21. September 2001. 
Auch Starnierungen können nur bis zu diesem Zeitpunkt 
akzeptiert werden. Wir bitten um Verständnis für diese Maß­
nahme, aber sollte nur geringes Interesse an diesem Vortrag 
bestehen, muß die Veranstaltung rechtzeitig abgesagt werden 
können. 

Die Überweisung bitten wir Sie auf unser Konto bei der CA, 
Bankleitzahl 11000, Konto-Nr. 0049 26531 00 vorzunehmen. 
Eine Teilnahmebestätigung kann nur bei persönlicher, durch­
gehender Anwesenheit ausgefolgt werden. 
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Landesverband für Oberösterreich 
und Salzburg 
4020 Linz, Robert-Stolz-Straße 12 Tel. (0732) 66 22 19, Fax (0732) 65 24 62 

Grundseminar für Sachverständige 

Themen: Gerichtl. Verfahren (Zivilprozeß, Strafprozeß), 
Gerichts- und Privatgutachten, Schadensanalysen, Schemata 
für Gerichtsgutachten im Zivil- und im Strafprozeß, Schiedswe­
sen, Beweissicherung, Verhalten als SV vor Gericht, Schaden­
ersatzrecht ... 

Seminarleiter: Dr. Helmut HUBNER, OLG Linz 
Mag. Waller HAUNSCHMIDT, LG Weis 

Tagungsorte und Termine: 
Landwirtschaftskammer für OÖ 
4020 Linz, Auf der Gugl 3 
Tel: 0732/6902/460 
Fax: 0732/6902-48 
GS 4/0Ö 9. und 10. November 2001 
oder 
Landgasthof Holznerwirt 
5301 Eugendorf, Dorfstraße 4 
Tel: 06225/8205 
Fax: 06225/8205-19 
GS 3/Sbg. 21. und 22. September 2001 

Seminarbeginn: Freitag, 14.00 Uhr, Samstag 9.00 Uhr; 
Seminarende: jeweils ca. 18.00 Uhr 

Sollten Sie übernachten wollen, wenden Sie Sich bitte direkt an 
die oben angeführten Seminaradressen. 

Kosten: 
ATS 5.700,- inkl. MWSt., I Mittagessen und Skripten 
ATS 4.500,- inkl. MWSI., nur für Mitglieder und Anwärter des LV 
(Erlagschein wird Ihnen nach Anmeldung zugesandt) 

Anmeldung: nur schriftlich an das Büro des Landesverbandes 
Robert-Stolz-Str. 12, 4020 Linz, Fax: 0732/65 24 62 

Die Anzahl der Teilnehmer ist beschränkt! Die Anmeldungen 
werden in der eingegangenen Reihenfolge berücksichtigt. 
Wenn Sie nach Anmeldung ohne vorherige Absage am Semi­
nar nicht teilnehmen sollten, würde der Landesverband für die 
Administration einen Betrag von ATS 500,- einbehalten. 

Dieses Seminar ist für alle Damen und Herren, die sich für die 
Sachverständigentätigkeit interessieren, offen. 
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Landesverband für Steiermark und Kärnten 
8020 Graz, Hanuschgasse 6 Tel. (0316) 71 10 18, Fax (0316) 711018-4 

Für alle Seminare des Landesverbandes für Steiermark und 
Kärnten gelten folgende allgemeine Geschäftsbedingungen: 
Anmeldungen richten Sie bitte schriftlich an das Sekretariat des 
Landesverbandes, 8020 Graz, Hanuschg. 6 (Fax 0316/71 10 18-4, 
e-mail: sekretariat.graz@sachverstaendige.at), Fr. Mag. Eva 
Baumgartner. 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, sich direkt 
mit dem jeweiligen Tagungsort in Verbindung zu setzen: 
Gutsverwaltung des Schlosses Seggau, in 8430 Leibnitz, 
Tel. 03452/82 43 40 oder mit dem Tourismusverband Leibnitz, 
Tel. 03452/768 II, Fax 03452/715 60. Hotel Tennisparadies, 
8054 Graz, Straßganger Straße 380 b, Tel. 0316/28 21 56-0 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß wir gezwungen sind, 
einen Teilbetrag von ATS 500,- für Verwaltungskosten einzu­
fordern, falls jemand trotz Anmeldung und ohne vorheriger 
Absage nicht am Seminar teilnimmt. 

Grundlagenseminar für Sachverständige 
2000/2001 

Thema: 
Einführung in die Sachverständigentätigkeit, insbesondere bei 
Gericht; Eintragung in die Liste, Bearbeitung des Auftrages, 
Aufbau des Gutachtens, Verhalten vor Gericht, Gebührenan­
spruch etc.; Grundbegriffe des Schadenersatzrechtes, Scha­
densanalyse, Gerichtsorganisation u. ä. 

Zielgruppe: 
Alle, die an der Eintragung in die Liste der allgemein beeideten 
und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen interessiert 
sind; alle Sachverständigen, die ihr Wissen um die Themen­
kreise auffrischen oder vertiefen wollen. 

Seminarleiter: 
Dr. Jürgen SCHILLER 
Präsident des LG für ZRS Graz 

Folgende Termine stehen zur Auswahl: 
I. Termin: Samstag, 29., und Sonntag, 30. September 2001 
2. Termin: Samstag, 3., und Sonntag, 4. November 2001 
jeweils von 9.00 bis 17.00 Uhr 

Tagungsort: Hotel Paradies, Straßgangerstraße 380b, 
8054 Graz, Tel. 0316/28 21 56 

Seminarkosten: Mitglieder des Verbandes ATS 4.500,­
(inkl. 20% MWSI.) 
NichtmitgliederATS 5.700,- (inkl. 20% MWSt.) 
Im Preis enthalten sind die Unterlagen sowie 2 Mittagessen, 
Pausengetränke, Kaffee und Obst. 
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Brandschutzseminar 
,.Gefährliche Güter: Transport - Lagerung - Brand­
bekämpfung" 

Themen: 
Problemstellung anhand spektakulärer Unfälle, Transportbe­
stimmungen, Gefahren und Risiken bei Transport - Übernah­
me - Lagerung, wassergefährdende Stoffe, Löschwasserbe­
darfsrechnung, Bemessung von Löschwasserrückhaltebecken. 

Zielgruppe: 
Sachverständige aus den Bereichen Bau und Brandschutz, 
Architekten, Baumeister, Haustechniker, Amtssachverständi­
ge, Führungskräfte der Feuerwehren, Brandschutzbeauftragte 
div. einschlägiger Unternehmen. 

Seminarlelter: 
OBR Franz Karl PLANINSIC 

· .. Fachgruppenobmann und Sachverständiger 

Vortragende: 
w. HR i. R. Dipl.-lng. Leopold ZWITTNIG 
Sachverständiger techn. Chemie, ehem. "Öipapst" der Steier­
mark 
OSR Dr. Otto WIDETSCHEK 
Branddirektor a. D., Universitätslektor 
OBR lng. Albert BRIX 
Leiter der Abt. vorbeugender Brandschutz im Landesfeuer­
wehrkommando NÖ 
lng. Allred PÖLZL 
Leiter der Abt. Feuerpolizei beim Magistrat Graz 

Termin: Samstag, 13. Oktober 2001, von 9.00 bis 17.00 Uhr 

Tagungsort: Hotel Novapark, Fischeraustraße 22, 8020 Graz, 
Tel. 0316/68 20 10-0 

Seminarkosten: Für Mitglieder des Landesverbandes ATS 
2.880,-
für NichtmitgliederATS 3.600,- (inkl. 20% MWSt.) 
Im Preis enthalten sind die Pausengetränke, Mittagessen und 

· Seminarunterlagen. 

"Einfluß von Dienstbarkeilen auf den Verkehrs­
w.~rt von Liegenschaften" (Teil 1) und 
"Offentliches und privates Wegerecht" (Teil 2) 

Einfluß von Dienstbarkeilen auf den Verkehrswert von Liegen­
schatten. Teil 1: Die überwiegende Anzahl der Liegenschaften 
ist mit Rechten und Lasten verbunden, die den Wert einer Lie­
genschaft erheblich beeinflussen können. Das Seminar hat die 
Aufgabe, die Probleme bei der Beurteilung solcher Rechte und 
Lasten, die in der Literatur nicht ausreichend dargestellt sind, 
zu behandeln. 

Vortragender und Seminarleiter: 
Dipl.-lng. Friedrich BAUER 
Bewertungsexperte und Sachverständiger, Lehrbeauftragter 
für Liegenschaftsbewertung an der TU Graz, Leiter der Refe· 
rate Liegenschaftsverkehr, Landschaftsbau und Rechtsangele-
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genheilen beim Amt der Stmk. Landesregierung, Fachabtei­
lung 2a 

Öffentliches und privates Wegerecht. Teil 2: Das Wegerecht 
gehört zu den umstrittensten und meist diskutiertasten Rech­
ten und ist vielfach Anlaß zahlreicher Gerichts- und Verwal­
tungsverfahren. 

Vortragender: 
Dr. Johann FUNOVITS 
Leiter der Referate Straßenverwaltungs-, Eisenbahn- und Seil­
bahnrecht beim Amt der Stmk. Landesregierung 

Termin: Freitag, 14. September 2001, von 13.00 bis 18.00 Uhr 
(Teil1) 
und Samstag, 15. September 2001, von 9.00 bis ca. 16.00 Uhr 
(Teil 2) 

Veranstaltungsort: Netzwerk Krainerhaus, Pfeiflerhof 28, 
8045 Graz, Tel. 0316/69 95-0 

Seminarkosten: Für Mitglieder des Verbandes ATS 4.000,­
(inkl. 20% MWSt.) 
für NichtmitgliederATS 4.500,- (inkl. 20% MWSt.) 
Im Preis enthalten sind die Seminarunterlagen, Seminar­
getränke und ein Mittagessen . 

Dieses Seminar gilt als Weiterbildungsveranstaltung im Sinne 
des Fortbildungspasses. 

Fachseminar der Fachgruppe Land­
und Forstwirtschaft 

Programm: 
Samstag, 22. September 2001: 
Begrüßung durch die Seminarleiter Dipl.·lng. Fritz BAUER und 
Dipl.-lng. Rudolf KULTERER 
"Unternehmensbewertung in der Landwirtschaft" (Oberösterr. 
Sicht) 
Vortragender: Dipl.-lng. Josef MAYR, Sachverständiger für 
Land-, Forstwirtschaft 
"Die Ermittlung des Übernahmepreises nach dem Kärntner 
Modell" 
Vortragender: Dipl.-lng. Dr. Paul RONAY-MATSCHNIG, Sach· 
verständiger, Ziviltechniker 
"Die Bewertung von landwirtschaftlichen Maschinen und Gerä­
ten, sowie des Viehs" 
Vortragender: Dipl.-lng. Rudolf KULTERER, Sachverständiger, 
Ziviltechniker 
,,Wichtige Aspekte bei der Bewertung von Pflanzenbeständen" 
Vortragender: Univ.-Doz. Dipl.-lng. Dr. Karl BUCHGRABER, 
Institut für Pflanzenbau und Kulturlandschaft BAL Gumpen­
stein, Sachverständiger 

Termin: Samstag, 22. September 2001, von 9.00 bis 18.00 Uhr 

Veranstaltungsort: Hotel Paradies, Straßgangerstraße 380b, 
8054 Graz 

Seminarkosten: MitgliederATS 3.200,- (inkl. 20% MWSt.) 
für NichtmitgliederATS 3.500,- (inkl. 20% MWSt.) 
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Seminare 

Im Preis enthalten sind die Seminarunterlagen, Getränke und 
das Mittagessen. 

Diese Veranstaltung gilt als Weiterbildung im Sinne des Fort­
bildungspasses. 

Landesverband für Tirol und Vorarlberg 
6020 lnnsbruck, Purtschellerstraße 6 Tel. (0512) 34 65 51, Fax (0512) 34 47 99 

Rechtskundeseminar für Sachverständige 

Thema: 
Gerichts- und Privatgutachten - Schadensanalyse-Schemata 
für Gutachten im Zivil- und Strafprozeß - Schiedswesen -Ver­
halten vor Gericht - Gebühren - Schadenersatzrecht -
Beweissicherung - Praxis der Erstellung eines schlüssigen 
und nachvollziehbaren Gutachtens an Hand von Beispielen. 

Aus gegebenem Anlaß muß darauf hingewiesen werden, daß 
die Einladung zum Besuch des Rechtskundeseminars keine 
Zusage über die Zulassung zur .Begutachtung (Prüfung) dar­
stellt, wofür wir um Verständnis ersuchen. 

Referenten: 
Dr. Gerald COLLEDANI 
Vizepräsident des OLG lnnsbruck 
Dr. Heinz BILDSTEIN 
Vizepräsident des LG Feldkirch 
HR Dr. Gottfried GÖTSCH 
Vorsitzender des LV lirol u. Vrlb. 

Termin: Donnerstag, 11., und Freitag, 12. Oktober 2001, 
jeweils von 9.00 bis ca. 17.00 Uhr 
Samstag, 13. Oktober 2001, von 9.00 bis ca. 12.00 Uhr 

Tagungsort: WIFI Tirol, Kinosaal 13, Egger-Lienz-Straße 116, 
6021 lnnsbruck 

Seminarkosten: Mitglieder des Verbandes ATS 5.230,­
(inkl. 20% MWSt.) 
für NichtmitgliederATS 6.000,- (inkl. 20% MWSt.) 
Im Preis enthalten sind 2 Mittagessen, jeweils eine Jause vor­
mittags und nachmittags, 2 Skripten, jedoch ohne Nächtigung. 
Sie werden höflichst ersucht, die Zimmerbestellung selbst vor­
zunehmen. 

Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich per Post, 
E-Mail oder Fax an das Sekretariat des Landesverbandes Tirol 
und Vorarlberg zu richten. Die Anmeldung wird mit der Bezah­
lung des Seminarbeitrages gültig. Die Teilnehmerzahl ist mit 50 
beschränkt. 

Sollte jemand trotz schriftlicher Anmeldung und ohne rechtzei­
tiger vorheriger Absage nicht am Seminar teilnehmen, müssen 
wir einen Verwaltungskostenbeitrag von S 800,- einbehalten. 
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Seminar für Liegenschaftsbewertung 

Thema: 
Grundlagen für die Bewertung von Liegenschaften, Liege­
schafts-Bewertungs-Gesetz, Bewertungsverfahren, Aufbau 
eines Bewertungsgutachtens, Einführung in die EDV-unter­
stützte Liegenschaftsbewertung mit R&S Software. 

Referent: 
Architekt Dipl.-lng. Rainer J. KÖNIG 
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverstän­
diger 

Termin: Mittwoch, 17. Oktober 2001 von 9.00 bis 12.00 Uhr 
und von 13.30 bis ca. 17.00 Uhr 

Tagungsort: WIFI Tirol, Zimmer 110, Egger-Lienz-Straße 116, 
6021 lnnsbruck 

Seminarkosten: Mitglieder des Verbandes ATS 2.800,- (inkl. 
20% MWSt.) 
für NichtmitgliederATS 3.400,- (inkl. 20% MWSt.) 
Im Preis enthalten sind die Skripten. 

Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich per Post, 
E-Mail oder Fax an das Sekretariat des Landesverbandes lirol 
und Vorarlberg zu richten. Die Anmeldung wird mit der Bezah­
lung des Seminarbeitrages gültig. 

Wir bitten um Verständnis, daß wir einen Beitrag von 
ATS 800,- für Verwaltungskosten einbehalten müssen, falls 
jemand ohne rechtzeitige vorherige Absage nicht teilnimmt. 

Sonstige Seminare 

Verein zur juristischen Forbildung- Niederösterreich ~-~ 
A-2103 Langenzersdor1, Kellergasse 37 Tel. 02244/48 90 (27 98) 

Fax: 02244/4890 

Fortbildun~ für Juristen (Notare und Rechtsan­
wälte) sowte für Fachleute aus dem Gebiet der 
Steuerberatung, Versicherung und Wirtschaft 

Thema: Neuerungen im Wohnrecht 
Termin: 18. Oktober 2001 

Thema: Die Neuerungen des Gewährleistungsrechts-Ände­
rungsgesetzes 
Termin: 22. Oktober 2001 

Thema: Die erfolgreiche Klage aus dem Verkehrsunfall 
Termin: 20. November 2001 

Thema: Update zum Arbeitsrecht (Schwerpunkt: Ratschläge 
für die anwaltliehe Praxis) 
Termin: 27. November 2001 

Thema: Die Zivilverfahrensnovelle 2001 
Termin: 11. Dezember 2001 
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Aus- und Fortbildung für Kanzleikräfte 
(aber auch für Juristen und Wirtschaftsfachleute geeignet) 

Thema: Neuer Grundbuchskurs für Kanzleikräfte - Teil 6 (Pfan­
drechte inkl. Simultanhypotheken 
Termin: 25. September 2001 

Thema: Neuer Grundbuchskurs für Kanzleikräfte - Teil 7/1 
(Ab- und Zuschreibungen sowie Grundbuchsteilungen) 
Termin: 16. Oktober 2001 

Thema: Die wichtigsten Schritte im Realexekutionsverfahren 
aus der Sicht des betreibenden Gläubigers (Schwerpunkte: 
Das Zwangsversteigerungsverfahren sowie die zwangsweise 
Pfandrechtsbegründung und überblicksmäßig auch die 
Zwangsverwaltung) 
Termin: 13. November 2001 

· Thema: Exekutionsrecht für Fortgeschrittene -Teil 2 (Forde­
rungsexekution, Lohn- und Gehaltspfändung, die einfachen 
Fälle der Exekution zur Sicherstellung 
Termin: 29. November 2001 

Thema: Neuer Grundbuchskurs für Kanzleikräfte - Teil 7/2 
(Fortsetzung von Teil 7/1 mit Schwerpunkt Grundbuchsgesu­
che und Übungsbeispiele) 
Termin: 4. Dezember 2001 

Verlag Österreich Seminare 
1037 Wien, Rennweg 16 

Immobilienbewertung 
SR Dip/. -lng. Werner Böhm 
27. September 2001 

Tel. {01) 797 89-523 DW, Fax (01) 797 89-602 

Privatissimum zur neuasten Judikatur im Wohnrecht 
Schwerpunkt: Eintrittsrechte, Mietzinsbildung 
Dr. Wolfgang Dirnbacher 
11. Oktober 2001 

: Die neue Gewährleistung ab 1. 1. 2002 
HR Prof. Dr. Franz Hart/, Dr. Horst Schlosser 
17. Oktober 2001 

Abrechnungen im Wohnrecht 
SR Dr. Peter Heindl 
18. Oktober 2001 

Die Nutzwertberechnung durch Sachverständige 
SR Dipl.-lng. Werner Böhm, SR Dr. Peter Heindl 
24. Oktober 2001 

Privatissimum zur neuasten Judikatur im Wohnrecht 
Schwerpunkt: Geschäftsraummiete und Altmietverhältnisse 
Dr. Wolfgang Dirnbacher 
6. November 2001 

Das Neueste vom OGH zum Versicherungsrecht 
Sen. -Präs. Dr. Ekkehard Schalich 
6. November 2001 
Kündigung im Mietrecht - Praktische Anleitungen 
Dr. Andrea Reiber 
8. November 2001 
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Einführung in die Hausverwaltung- Mietrecht 
SR Dr. Peter Heindl, Mag. Dr. Altred Popper 
20. November 2001 

Seminare 

Einführung in die Hausverwaltung- Wohnungseigentumsrecht 
SR Dr. Peter Heindl, Mag. Dr. Altred Popper 
21. November 2001 

Leistungsstörungen und Nachtragsforderungen 
Dipl.-lng. Dr. Andreas Kropik 
21. November 2001 

Privatissimum zur neuasten Judikatur im Wohnrecht 
Schwerpunkt: Betriebsvereinbarungen, Räumungsvergleiche 
Dr. Wolfgang Dirnbacher 
5. Dezember 2001 

Neueste Judikatur im Wohnrecht 
Dr. Wolfgang Dirnbacher, Hon.-Prof. Dr. Helmut Würth 
6. Dezember 2001 

Die Seminare finden- wenn nicht anders angegeben- in Wien 
statt. 

8. Forensisch-psychiatrische Tagung in Wien 

Begutachtungsprobleme bei Persönlichkeitsstörungen 

Termin: Freitag, 7. Dezember 2001, 9.00 Uhr 

Tagungsort: Technisch-Gewerbliche Abendschule, Hörsaal, 
1 040 Wien, Plösslgasse 13 

Veranstalter: Gutachterreferate der Ärztekammer für Salz­
burg, Vorarlberg und Wien und dem Hauptverband der allge­
mein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen 
Österreichs unter dem Ehrenschutz des Bundesministers für 
Justiz 

Programm: 
Begrüßung: 
G. PAKESCH, Gutachterreferat der Ärztekammer für Wien 
W. LAUBICHLER: stv. Vorsitzender des Hauptverbandes, Lan­
desverband für Oberösterreich und Salzburg 

Eröffnung der Tagung durch einen Vertreter der Justiz 

Vorsitz: R. HALLER, N. MINKENDORFER 
P. FIEDLER: Zur lebenszeitliehen Entwicklung von Dissozialität 
und Delinquenz bei Persönlichkeitsstörungen; Forschungsbe­
funde und zum Verlauf 
Diskussion 
M. NEIDER: Der Maßnahmenvollzug gemäß§ 21 Abs. 2 StGB. 
Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitforschung 
Diskussion 

Vorsitz: P. FIEDLER, M. NEIDER 
W. BERNER: Persönlichkeitsstörungen und sexuelle Deviation 
R. EHER: Persönlichkeitsstörungen bei nicht paraphilen 
Sexualtätern 
Diskussion 
N. MINKENDORFER: Risikodiagnostik im Spiegel der Legal­
bewährung entlassener Untergebrachter der Justizanstalt 
Wien-Mittersteig 
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Diskussion 
R. HALLER: Die Beurteilung der Zurechnungsfähigkeit bei Per­
sönlichkeitsstörungen 
Diskussion 

Vorsitz: W. BERNER, R. PRUNLECHNER 
A. CONGA: EKT heute- Information zum State of the art (Frei­
er Vortrag) 
Diskussion 
J. MALY: Psychologische Begutachtung von Persönlichkeits­
störungen im Maßnahmenvollzug 
Diskussion 
H. PFOLZ: Persönlichkeitsstörung - Schweregrad (Beurteilung 
der Quantität) 
Diskussion 
E. WAGNER, F. LACKINGER: Die Diagnose von Persönlich­
keitsstörungen bei zurechnungsfähigen geistig abnormen 
Rechtsbrechern - Was leisten die verschiedenen Diagnose­
Modelle für die Behandlungsplanung 

Vorsitz: G. PAKESCH, J. MALY 
W. SOUKOP: Begutachtungsprobleme bei Persönlichkeits­
störungen im Sozialrecht 
W. LAUBICHLER, A. KÜHBERGER: Beeinträchtigung der 
Arbeitsfähigkeit durch Persönlichkeitsstörung 
Diskussion 

Schlußwort: W. LAUSICHLER 

Die Tagung wird von der Ärztekammer für Wien als Fortbil­
dungsveranstaltung mit 6 Stunden anerkannt. 

Teilnahmegebühr (außer Richter und Staatsanwälte): 
ATS 500,-
Bitte im voraus auf das Konto "Gutachterreferat" 2497163, 
Hypo-Bank Salzburg, BL 550000, überweisen. 

Anmeldung im Sekretariat erforderlich! 
Sekretariat Ärztekammer für Wien, Brigitte Eckl, 1010 Wien, 
Weihburggasse 10-12, Tel. 01/51501/256, Fax 01/51501/460, 
e-mail eckl@aekwien.or.at 

Literatur 
"Baukunst" 
(erschienen im MANZ-Verlag, Wien 2001) 

Mehr als ein Schulbuch ist dieses umfassende Werk über 5000 
Jahre Architektur- und Kulturgeschichte. Beginnend bei den 
alten Ägyptern bis zur Architektur von heute ist in übersichtli­
cher Form jeder Epoche ein Kapitel gewidmet, gegliedert in 
eine Zeittafel mit geschichtlichen und kunstgeschichtlichen 
Daten, die die jeweilige Periode entsprechend geprägt haben, 
einer Einführung, die Aufschluss darüber gibt, wie es über­
haupt zu dieser Art des Bauens kam bis hin zu den Bauwerken 
im Detail sowohl im Sakral-, wie auch im Profan-, Wehr- und 
Städtebau. Trotz der Fülle von Informationen kann es auch den 
Anspruch der Wissenschaftlichkeit erheben und sollte in keiner 
Bibliothek fehlen. . 
Herausg.: Architekt Univ. Doz. 01 Dr. techn. Werner FRANK G.:.... 

Leistung und Honorar des Planungs­
und Baustellenkoordinators 
Rainer Stempkowski, Gerlinde Krepper 

Mit dem Bauarbeitenkoordinationsgesetz (BauKG) wurde 1999 
die EU-Richtlinie 92/57/EWG über die auf zeitlich begrenzte 
oder ortsveränderliche Baustellen anzuwendenden Mindest­
vorschriften für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz in 
Österreich umgesetzt. 

Das vorliegende Buch untersucht die Kosten, die aus dem 
BauKG entstehen und entwirft eine Honorarleitlinie mit detail­
liertem Leistungsbild des Planungs- und Baustellenkoordina-
tors für Hochbauprojekte mit Herstellkosten zwischen 6,9 und 
413 Mio ATS. Bauherren und Ingenieurbüros bietet es damit 
eine Möglichkeit, für Projekte dieser Art den Leistungsumfang 
zu beschreiben und den Honoraraufwand abzuschätzen. 

Hilfreich sind auch die Hinweise auf die Schnittstellen zu ande-
ren Rechtsgrundlagen der Sicherheit auf Baustellen wie: .... 
Arbeitn.~hmerlnnenschutzgesetz, Bauarbeiterschutzverord- :~-­
nung, ONorm 8 2110 und das ABGB. Eine Darstellung der 
Abgrenzung gegenüber den Leistungen des Bauführers, des 
Bauleiters und der Bauaufsicht aber auch der technischen 
Oberleitung wäre in diesem Zusammenhang wünschenswert. 
Es werden sehr detailliert Musterkalkulationen dargestellt, die 
Anwendungen in der Praxis beschreiben und es wird auch auf 
die Softwaremöglichkeiten hingewiesen. 

Prof. Dipl.-lng. Dr. Rudolf Habison 

Juristen-Ball 2002 
9. Februar 2002, Wiener Hofburg 

Junge DAMEN und HERREN, laden wir ein, sich ehestens- möglichst paarweise- für das Eröffnungskomitee 

im Ballbüro, 1016 Wien, Justizpalast, Schmerlingplatz 11 (01/521 52,3882 Dw Frau Mag. Schöner) 

anzumelden. 
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